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Einleitung 

Die Sprache der BRD 

Jedes Gemeinwesen entwickelt einen best immten Stil öf-

fentlichen Sprechens, an dem man ablesen kann, welche 

Ideologien und Interessen in ihm maßgebend sind. Jeder 

Begriff, in dem politische und soziale Sachverhalte be-

nannt werden, enthält den impliziten Bezug auf die Ideo-

logie, in deren Kontext er einen Sinn ergibt. 

In einer Gesellschaft, die sich als pluralistisch ver-

steht, sollte man daher erwarten, daß ihre öffentliche 

Sprache sich durch eine Pluralität an theoretischen oder 

auch ideologischen Zugriffen auf soziale Themen und 

eine entsprechende Vielfalt des Vokabulars auszeichnet. 

Nun gehört zwar das Wort »Vielfalt« zu den Standard-

floskeln der Sprache der BRD; offensichtlich ist ideologi-

sche oder politische und die entsprechende begriffliche 

Vielfalt damit jedoch in aller Regel gerade nicht gemeint. 

Die öffentliche Sprache der BRD zeigt vielmehr seit 

etlichen Jahren eine deutliche Tendenz zur Zunahme 

stereotyper Floskeln, Phrasen und - meist inoffiziel-

ler - Sprachregelungen, an denen sich die immer stär-

kere Verengung des ideologischen Spektrums ablesen 

läßt, das innerhalb der meinungsbildenden Eliten noch 

als akzeptabel gilt. Ob ein Politiker der CDU oder der 

SPD angehört, ein Journalist für die FAZ oder die Süd-

deutsche Zeitung schreibt, ein Bischof katholisch oder 

evangelisch ist, ein Verbandsfunktionär die Arbeitgeber-

oder die Gewerkschaftsseite repräsentiert: Die Begriffe 
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E I N L E I T U N G 

sind austauschbar, und die wenigen verbliebenen Mei-

nungsverschiedenheiten, die in diesen Begriffen arti-

kuliert werden, sind erkennbar bloße Varianten ein und 

desselben ideologischen Universums. Eine solche ideo-

logische Konformität innerhalb der gesellschaftlichen 

Funktionseliten kann sich nur dort einstellen, wo die je-

weils vertretenen Interessen vielleicht nicht unbedingt 

gleich, aber miteinander kompatibel sind. 

Der denunziatorische Eifer, mit dem Abweichungen 

von etablierten Sprachregelungen skandalisiert werden, 

zeigt bereits für sich genommen, daß diese Konformität 

zwar zwischen den verschiedenen Fraktionen der Funk-

tionseliten untereinander, keineswegs aber zwischen ih-

nen und dem von ihnen regierten und (des-)informierten 

Volk besteht, daß die Interessen, die in dieser ideologi-

schen Sprache zum Ausdruck kommen, keineswegs die 

der gesamten Gesellschaft oder auch nur einer Mehrheit 

sind, und daß die herrschende Ideologie ihre Monopol-

stellung keineswegs der Schlüssigkeit oder Wahrhaftig-

keit ihrer Argumente verdankt, sondern darauf angewie-

sen ist, ideologisch nonkonforme Positionen aus dem öf-

fentlichen Diskurs auszuschließen. 

Wenn jeder, dem seine Karriere lieb ist, gezwungen 

ist, ideologische Konformität zu demonstrieren, wenn 

also zur »Elite« nur noch diejenigen gehören dürfen, die 

diese Ideologie bejahen (in welchem Punkt sich die BRD 

von der DDR längst nicht mehr unterscheidet), dann 

können sich Gegeneliten zwar trotzdem noch heraus-

bilden; in Ermangelung öffentlichen Gehörs fällt es der 

veröffentlichten Meinung der Herrschenden aber leicht, 

ihre Existenz zu ignorieren und alternative Positionen 
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E I N L E I T U N G 

als »Stammtischparolen« abzuqualifizieren, über die 

eine Diskussion sich überhaupt nicht lohne. 

Je schwieriger dieser Ausschluß wird, weil die Unver-

einbarkeit der Interessen des herrschenden Kartells mit 

denen des Volkes und die Unvereinbarkeit der Kartell-

ideologie mit der Wirklichkeit immer deutlicher zutage 

tritt, desto aggressiver wird die dem ideologischen Geg-

ner geltende Polemik, desto kleinlicher werden ideolo-

gische bzw. sprachliche Abweichungen skandalisiert, 

desto repressiver werden die Meinungsgesetze, und 

desto mehr n immt das Gesamtsystem aus formellen und 

informellen Mitteln des Ausschlusses den Charakter 

ideologischer Apartheid an. 

Unter der Prämisse solcher Machtverhältnisse, das 

heißt der Existenz eines Elitenkartells, das zum eige-

nen Volk und zum eigenen Land in demselben Verhält-

nis steht wie eine Armee zum besetzten Feindesland, 

mußte die öffentliche Sprache der BRD, nicht weniger 

als die der DDR, polemischen Charakter annehmen: Sie 

ist eine Kampfsprache. Eine Kampfsprache ist als solche 

daran zu erkennen, daß man in ihr nicht versucht, den 

Andersdenkenden in der Sache zu widerlegen, sondern 

ihm die Artikulationsmöglichkeiten zu verbauen. Man 

will nicht Recht haben, man will nur Recht behalten. Da-

bei beschränkt man sich in geistig steriler Zensorenma-

nier darauf, die Unvereinbarkeit der nonkonformen Posi-

tionen mit der herrschenden Ideologie darzulegen. Dies 

aber nicht in Gestalt einer nüchternen Analyse und Kri-

tik, sondern in einer Sprache, deren Funktion darin be-

steht, den Andersdenkenden intellektueller (»dumpf«, 

»krude«, »Stammtisch«), psychischer (»-phobie«) oder 
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E I N L E I T U N G 

moralischer (»Haß«, »Menschenfeindlichkeit«) Defizite 

zu bezichtigen und ihn als öffentlichen Feind zu markie-

ren, um seinen Ausschluß aus dem veröffentlichten Dis-

kurs weiterhin zu rechtfertigen. 

Eine seriöse, durchaus ideologiekritische Auseinan-

dersetzung mit den Inhalten nonkonformer Positionen 

dagegen müßte mindestens aufzeigen, welche Prämis-

sen und Interessen den Argumenten des Außenseiters 

zugrundeliegen, dabei aber nolens volens auch die eige-

nen Prämissen und Interessen thematisieren: eine Pein-

lichkeit, die um jeden Preis zu vermeiden der Sinn und 

Zweck der BRD-Kampfsprache ist. 

Die Wissenschaft, die - nicht anders als die der DDR -

wenigstens in den gesellschaftskundlichen Sparten ei-

nen Kampfauftrag hat und verpflichtet ist, parteiliche 

Wissenschaft zu sein, entwickelt in Vollzug dieser Vor-

gaben neues »Fachvokabular«, in dem die umzusetzen-

den ideologischen Vorgaben bereits als Prämissen ent-

halten sind (z.B. »gruppenbezogene Menschenfeindlich-

keit«, »Islamophobie«), um sich dann - o Wunder! - in 

den Ergebnissen wiederzufinden. Wird die ideologische 

und politisch-polemische Manipulation allzu offenkun-

dig, so greift man auch gerne zum Mittel der Pseudodif-

ferenzierung (»rechtspopulistisch«, »faschistoid«, »kul-

turalisierter Rassismus«). Die Medien speisen dieses 

vermeintlich wissenschaftliche Vokabular, das deswe-

gen (weil das Publikum irrtümlich glaubt, Wissenschaft 

werde wertfrei und objektiv betrieben) als besonders se-

riös gilt, in den öffentlichen Diskurs ein. 

Mit dem tradierten, offiziell liberalen Selbstverständ-

nis der BRD ist eine solche politische und sprachliche 
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E I N L E I T U N G 

Unkultur kaum zu vereinbaren. Das Verschwinden der 

politischen und begrifflichen Pluralität ist vielmehr der 

Vorbote des totalitären Regimes, das auf europäischer 

wie auf globaler Ebene im Entstehen begriffen ist und 

dessen willige Handlanger in deutschen Ministersesseln, 

Redaktionen und Chefetagen sitzen, von wo aus sie sich 

als Elite ausgeben. 

Die Sprache der BRD ist die Sprache eines Regimes 

im Übergang. Da das liberale und demokratische Voka-

bular, auf dem das Grundgesetz beruht, nach wie vor als 

verbindlich gilt und der schleichende Staatsstreich ge-

gen eben dieses Grundgesetz mindestens so lange ver-

schleiert werden muß, bis unumkehrbare Fakten ge-

schaffen sind, müssen diese Begriffe im öffentlichen Ge-

brauch umgedeutet werden: Da bedeutet »Demokratie« 

eben nicht mehr die kollektive Selbstbestimmung des 

souveränen Volkes, ein »Extremist« muß kein Verfas-

sungsfeind sein, der »Verfassungsschutz« alles schützen, 

nur nicht die Verfassung, und der Gleichheitsgrundsatz, 

also das Verbot, gleichartige Sachverhalte ungleich zu 

behandeln, verwandelt sich in ein Gebot, eben dies zu 

tun. Selbstredend nur im Namen einer Antidiskriminie-

rungspolitik, zu deren notwendigen Mitteln nun einmal 

die Diskriminierung gehört. Die Sprache der politischen 

Klasse trieft nur so von semantischen Lügen. 

Die rhetorischen Mittel dieser Lügensprache sind 

vielfältig. Da ist die orwellsche Verdrehung vom Kali-

ber »Krieg ist Frieden«: Man spricht von »Zivilcourage« 

und meint demonstrativen Konformismus, von »huma-

nitärer Intervention« und meint völkerrechtswidrige 

Angriffskriege, von »Staatsraison« und meint die Hint-
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E I N L E I T U N G 

anstellung deutscher Staatsinteressen, von »Toleranz« 

und meint damit, daß Andersdenkende nicht zu Wort 

kommen sollen, vom »Stabilitätsmechanismus« und 

»Rettungsschirm« und meint damit die bewußte Infla-

tionierung der Währung. 

Eine Variante der Orwell-Sprache ist das Trojani-

sche Pferd, das heißt die Verwendung von Worten, die 

einen anderen Inhalt haben als das durch sie hinters 

Licht geführte Publikum unterstellt. Solches Vokabu-

lar kann man sowohl affirmativ (»Europa« sagen, die EU 

meinen) als auch polemisch (»Rassisten« sagen, Gegner 

von Masseneinwanderung meinen) verwenden. 

Da ist der Ohrwurm: eine offenkundig falsche, min-

destens aber fragwürdige Behauptung (»Klimawandel«, 

»Fachkräftemangel«, »Migranten haben unser Land auf-

gebaut«), die aber so oft wiederholt wird, bis sie nicht 

mehr wahrgenommen wird, dafür aber als Gemeinplatz 

ins kollektive Bewußtsein einsickert. 

Da ist die Tantensprache, die eine knallharte In-

teressenpolitik gegen das eigene Volk mit Einlullflos-

keln und süßlich klingenden scheinmoralischen Phra-

sen verbrämt und als besorgtes Wohlwollen für Min-

derheiten (»Willkommenskultur«), als mütterliches 

Verständnis für unmündige Bürger (»Ängste der Men-

schen ernstnehmen«), als moralische Sensibilität (»im-

merwährende Verantwortung Deutschlands«), als Ap-

pell an Harmoniebedürfnisse (»gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe«) oder als Fröhlichkeit (»bunt«) tarnt, in jedem 

Fall aber infantile Urteilsmaßstäbe propagiert, deren 

ernsthaf te Befolgung zum Untergang des Landes füh-

ren muß. 
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E I N L E I T U N G 

Eng verwandt damit ist das Reframing, das heißt 

die bewußte Ablenkung von den Themen, um die es 

geht, durch Wechsel des Referenzrahmens und Bezugs-

punktes: Da verwandelt sich die Frage, ob unff wieviel 

Einwanderung wir wollen oder brauchen, das heißt die 

Frage nach den eigenen Interessen, in die Frage nach den 

Bedürfnissen der Einwanderer, deren in Wahrheit nicht 

existentes Recht auf Einwanderung bereits stillschwei-

gend vorausgesetzt, das eigene dagegen ebenso still-

schweigend delegitimiert wird. 

Von diesem Reframing ist es nur ein Schritt zur 

»Anti«-Sprache, das heißt zur Vermeidung der Benen-

nung politischer Interessen durch Benennung ihres 

scheinbaren Komplements, wodurch man der Verlegen-

heit entkommt, sich zu den Zielen und Interessen zu be-

kennen, die man tatsächlich vertritt: Man ist nicht etwa 

für Masseneinwanderung, man ist »gegen Rassismus«; 

der Andersdenkende hingegen ist nicht etwa gegen Mas-

seneinwanderung, weil er das eigene Volk liebt, sondern 

weil er »Rassist« und von »Haß« und »Menschenfeind-

lichkeit« beseelt ist. Man handelt nicht etwa im Interesse 

fremder Mächte gegen deutsche Interessen, vielmehr 

dient man der »internationalen Gemeinschaft«, wenn 

nicht gleich der »Menschheit«; der Andersdenkende da-

gegen ist »antieuropäisch« und »menschenverachtend«, 

bestenfalls Nationalist, wahrscheinlich aber ein »Nazi«. 

Man ist kein Bolschewist, man ist »Antifaschist«, was 

automatisch jeden Andersdenkenden zum »Faschisten« 

(was immer das sein mag) stempelt. 

Es gibt die Geßlerhutbegriffe, durch deren Verwen-

dung (»Sinti und Roma«) bzw. Vermeidung (»Zigeuner«) 
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E I N L E I T U N G 

man ideologische Konformität demonstriert, während 

man sich durch ihre Mißachtung als Abweichler offen-

bart; die Pawlowschen Glöckchen, durch deren Betäti-

gung man erwünschte Reaktionen hervorruft, etwa in-

dem man den Andersdenkenden als »Antisemiten« in 

Verruf bringt; die verschleiernden Anglizismen (»Gen-

der Mainstreaming«), wo jede deutsche Übersetzung 

verräterisch wäre (»Geschlechtergleichmacherei«); das 

Totschlagwort (»alternativlos«, »Nazi«). 

Es gibt also verschiedenste rhetorische Ausprägungen 

der allgegenwärtigen Lüge, aber jede dieser Ausprägungen 

enthält, wenn man genau hinsieht, ihr eigenes Dementi 

und die unfreiwillige Selbstbezichtigung des Lügners. 

Dieses Hinsehen ist allerdings eine typische Intellektuel-

lenbeschäftigung und nicht jedermanns Sache. Es gehört 

zur Grundausstattung des Menschen, Sprache als soziale 

Gegebenheit anzunehmen, sie eben nicht zu hinterfragen 

und sich des angebotenen Wortmaterials zu bedienen. 

In dem Maße, in dem man dies tut, billigt man freilich 

auch die hinter den Worten stehende Ideologie. Selbst 

derjenige, dem die Ideologie instinktiv zuwider ist, kann 

seinen Widerwillen oftmals nicht begründen, weil ihm 

hierzu ganz einfach die Worte fehlen. Da fällt es der Ge-

genseite leicht, ihn als »dumpf« und seine Ansichten als 

»krude« darzustellen, weswegen er im Zweifel auf deren 

Artikulation verzichten und beschämt schweigen wird. 

Für die oben erwähnten Gegeneliten kommt es da-

her darauf an, dem Kartell die Herrschaft über die Spra-

che zu entreißen und eine Auseinandersetzung über die 

wirklichen Inhalte dieser Sprache zu erzwingen. Hierzu 

soll dieses Buch einen Beitrag leisten. 
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Lexikon der Unwörter 

• Ä N G S T E DER M E N S C H E N ERNSTNEHMEN

Die Liste der mal mehr, mal weniger verrückten tech-

nokratischen Großprojekte, die von deutschen Politi-

kern für -»alternativlos gehalten werden, ist lang und

betrifft alle nur erdenklichen Politikbereiche: Sie reicht

von Stuttgart 21 bis zum Euro, von der Datenschnüffe-

lei bis zur Masseneinwanderung. Wann immer ein sol-

ches Projekt auf die öffentliche Kritik seitens derer stößt,

die seine Folgen auszubaden haben, findet sich zuverläs-

sig ein Politiker, der fordert oder versichert, man müsse

oder werde »die Ängste der Menschen ernstnehmen«.

Indem er von ihren »Ängsten« spricht, sagt er zu-

gleich, daß er sich nicht mit ihren Warnungen, Interes-

sen und Argumenten auseinanderzusetzen gedenkt, de-

ren Nichtexistenz oder auch Gegenstandslosigkeit er 

somit en passant als Selbstverständlichkeit unterstellt. 

Bevor noch irgendeine Debatte geführt werden kann, hat 

er bereits als deren Prämisse festgezurrt, daß er selbst 

recht hat und die Bürger nicht. 

Da ist es folgerichtig, daß er diese Bürger nicht »Bür-

ger« nennt, sondern »Menschen«, ihnen also keinen po-

litischen, sondern bloß einen biologischen Status zuer-

kennt. Und folgerichtig ist auch, daß er ihnen nicht zuge-

stehen kann, »Furcht« oder »Sorge« zu empfinden, weil 

Furcht und Sorge sich nach landläufigem Verständnis 

auf etwas Konkretes beziehen: Vor Schlangen hat man 

Furcht, vor Gespenstern Angst. 
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ALTERNATIVLOS 

Nachdem unser Politiker in dieser Weise als Ursa-

che der Mißst immung die Gefühle »der Menschen« 

(und nicht etwa seine eigene Politik) dingfest gemacht 

hat, geht er - um auch wirklich jedes Mißverständnis 

auszuschließen - auf Nummer Sicher und erklärt deren 

Furcht nicht nur zu »Angst«, sondern zu »Ängsten«, da-

mit niemand über deren diffusen, irrationalen und the-

rapiebedürftigen Charakter im Unklaren gelassen wird. 

Er erklärt also die Bürger zu Kindern, insofern sie 

wohl Menschen-, aber keine Bürgerrechte haben, sich 

vor Gespenstern ängstigen, deswegen der psychothera-

peutischen Betreuung bedürfen, in jedem Falle aber zu 

einem begründeten politischen Urteil nicht in der Lage 

sind. So legt er in nur zwei Worten gegenüber seinen 

Mitbürgern und Wählern eine Verachtung an den Tag, 

die kaum anders erklärbar ist als dadurch, daß er selbst 

seinen eigenen Charakter am besten kennt und daher 

naturgemäß jeden verachten muß, der ihn trotzdem 

wählt. Und so ist es wiederum folgerichtig, nicht etwa 

die verachteten Bürger »ernstzunehmen«, sondern le-

diglich deren »Ängste« - und auch die nur in dem Sinne, 

in dem man auch eine faulende Bananenschale »ernst-

nimmt«, auf der man nicht ausrutschen möchte. 

Man könnte dies -»menschenverachtend nennen, 

wenn dieser Ausdruck nicht bereits anderweitig besetzt 

wäre. 

• ALTERNATIVLOS

Dieses Totschlagwort wird ausschließlich von Regierun-

gen und regierungsnahen Institutionen gebraucht, wäh-
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ALTERNATIVLOS 

rend oppositionelle oder zumindest staatsferne Kräfte 

offenbar keine Verwendung dafür haben. Bereits daran 

ist es als Herrschaftsinstrument erkennbar. 

Ferner wird es ausschließlich als Reaktion auf Kritik 

vorgetragen, das heißt in Kontexten, in dem Alternativen 

zumindest als gedankliche Entwürfe vorliegen, die Be-

hauptung der »Alternativlosigkeit« mithin von vornher-

ein das Eingeständnis enthält, eine Lüge zu sein. 

Allenfalls könnte man behaupten - müßte dann aber 

auch mit Argumenten belegen -, daß die vorgeschlage-

nen Alternativen nicht zu den gewünschten Ergebnis-

sen führen, müßte dann wiederum begründen, welche 

Ergebnisse man aus welchen Gründen für wünschens-

wert hält. Das Wort »alternativlos« (und sein englisches 

Äquivalent »TINA« - »There is no alternative«) wäre 

aber ganz überflüssig und würde nicht als Herrschafts-

instrument taugen, wenn es seinerseits mit Argumenten 

untermauert werden müßte. Eine politische Funktion 

erfüllt es nur dort, wo eine Regierung in Argumentati-

onsnot gerät und es daher nötig hat, sich von der Beweis-

pflicht zu entlasten und anstelle des an sich geforderten 

Arguments eine apodiktische Behauptung vorzutragen. 

Diese Behauptung impliziert eine ganze Reihe von 

höchst problematischen Annahmen: erstens, daß die 

von der Regierung favorisierten Interessen gleichbedeu-

tend mit dem Interesse der Gesellschaft schlechthin seien; 

zweitens, daß daher Interessen, die mit dem jeweiligen 

für »alternativlos« erklärten Projekt kollidieren, von vorn-

herein illegitim seien und daher nicht nur nicht beachtet, 

sondern strenggenommen nicht einmal vertreten wer-

den dürften; drittens, daß die Regierung - und sie allein -
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A N D E R S A U S S E H E N 

über hinreichende Einsicht verfüge, um zu beurteilen, 

welche Alternativen existieren und welche nicht; weswe-

gen viertens Kritik nur auf Dummheit oder bösem Willen 

beruhen könne; fünftens, daß demokratische Verfahren 

überflüssig seien, sofern das Volk die »Alternativlosigkeit« 

einsieht, und schädlich, sofern es sie nicht einsieht. 

Wo die Alternativlosigkeit herrscht, dankt die Demo-

kratie ab, und Regierungen, die geradezu gewohnheits-

mäßig bei allen relevanten politischen Themen das Wort 

»alternativlos« verwenden, erklären die Demokratie zu 

einer bestenfalls dekorativen Fassade, hinter der tatsäch-

liche Herrschaftsverhältnisse verschwinden sollten. 

• A N D E R S AUSSEHEN

In dem Paralleluniversum, in dem die meisten Mei-

nungsmacher unseres Landes beheimatet sind, ist Kri-

tik an Masseneinwanderung niemals auf niederschmet-

ternde Erfahrungen mit deren Ergebnissen zurückzu-

führen, sondern stets auf simplen -»Haß auf Menschen,

die »anders aussehen«.

Solche Behauptungen, verbunden mit dem tanten-

haft besorgten Tonfall, in dem Politiker sie vorzutragen 

pflegen, dienen diesen dazu, sich als selbstlose Beschüt-

zer unschuldig Verfolgter in Szene zu setzen. Man miß-

braucht Einwanderer als Objekt einer angeblichen Für-

sorge, um nicht in die Verlegenheit zu geraten, die eigene 

Einwanderungspolitik gegenüber dem davon betroffenen 

eigenen Volk rechtfertigen zu müssen. 

In der Psychologie nennt man diese Technik »Refra-

ming«: Indem man den angeblich erforderlichen Schutz 

2 0 



A N D E R S A U S S E H E N 

von Migranten thematisiert, entgeht man dem Thema, 

um das es den Kritikern der herrschenden Einwande-

rungspolitik vorrangig geht, nämlich den Schutz des ei-

genen Volkes und seiner Interessen. Die Frage, woher Po-

litiker das Recht nehmen und wer sie dazu ermächtigt 

hat, via Masseneinwanderung die Lebenswelt jenes Vol-

kes auf den Kopf zu stellen, von dem Schaden zu wenden 

sie geschworen haben - diese Frage darf auf keinen Fall 

zum Thema gemacht werden, weil die Antwort eindeu-

tig und vernichtend ausfallen müßte. 

Weil sie dies wissen, können sie weder zugestehen, 

daß Kritik an Masseneinwanderung Ausdruck legitimer 

Interessen ist, noch dürfen sie die Auseinandersetzung 

mit dieser Kritik auf einer argumentativen Ebene füh-

ren. Die Rede vom angeblichen »Haß« auf Menschen, die 

»anders aussehen«, dient dazu, den Andersdenkenden 

bis an die Grenze der Entmenschlichung herabzusetzen: 

Man unterstellt ihm nicht nur einen ethischen Defekt 

und ein daraus resultierendes irrationales Denken, man 

geht noch einen Schritt weiter und stempelt den Kriti-

ker zum atavistischen Primitivling, bei dem »Haß« al-

lein schon dadurch ausgelöst wird, daß Menschen »an-

ders aussehen« als er. 

Und dieser Andersdenkende - das sind praktisch wir 

alle, da aus derselben Ecke und im selben Zusammen-

hang regelmäßig versichert wird, »wie tief -»Rassismus 

in unserer Gesellschaft verankert ist« (-»Mitte, Extre-

mismus der), so Bundeskanzlerin Angela Merkel in ei-

ner Rede zum Integrationsgipfel 2013.1

Was so süßlich, so rührend und gutmenschlich be-

sorgt daherkommt, ist die knallharte Demagogie einer 
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herrschenden Klasse, die ihr eigenes Volk jahrzehnte-

lang belogen und verraten hat; die es sich deshalb nicht 

leisten kann, ihren Kritikern mit Argumenten zu begeg-

nen, sondern sie zu Untermenschen erklären muß. 

• A N T I -

Dieses Präfix ist nicht per se ein Unwort, hat aber Im-

plikationen, die zu demagogischem Mißbrauch ein-

laden, und man sollte ihm deshalb mit Mißtrauen be-

gegnen, zumal es in der politischen Sprache der BRD

und insbesondere der Linken (-»»Antifaschismus«,

-»»Antirassismus«, »Antimilitarismus«) nahezu allge-

genwärtig ist. Wer kein Interesse daran hat, von findigen

Propagandisten manipuliert zu werden, sollte sich daher

über diese Implikationen im Klaren sein:

Zunächst fällt auf, wie häufig dieses Wort, obwohl 

es doch eine Negation darstellt, zur Umschreibung der 

eigenen, nicht etwa der fremden Position benutzt wird. 

Wer die eigene Position durch eine Negation definiert, 

also durch das, was sie nicht ist und wogegen sie sich 

richtet, braucht nicht zu sagen, wofür er ist und entrückt 

die eigene Position dadurch der Kritik. 

Er zieht zugleich eine politische Grenze und definiert 

eine Front: Die Kehrseite der Selbstbeschreibung als 

»Antifaschist«, »Antirassist« oder »Antimilitarist« ist 

die Beschreibung des Andersdenkenden als »Faschist«, 

»Rassist« und »Militarist«. Indem diese Zuschreibung 

nicht explizit ausgesprochen, sondern in der Negation 

»Anti-« versteckt wird, entzieht sie sich wiederum der 

Kritik und dem Begründungszwang. 
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Es kommt dann weder darauf an, ob diese Etikettie-

rungen wahr oder wenigstens nachvollziehbar sind, noch 

darauf, ob sie dem Selbstverständnis der Betroffenen 

entsprechen. Dies kann im Einzelfall so sein, weswegen 

das Wort »Anti-«, wie oben erwähnt, nicht zwangsläu-

fig ein Unwort sein muß. Of t aber ist es eines, und dann 

handelt es sich einfach um eine Feinderklärung. Die 

Etikettierung ist in diesem Fall nicht etwa Mittel oder 

Resultat politischer Analyse, sondern Waffe eines po-

litischen Kampfes, der nicht einmal der Form nach ein 

Kampf der Argumente ist. 

• A N T I D I S K R I M I N I E R U N G S G E S E T Z

-» Diskriminierung 

• A N T I F A S C H I S M U S

Dieses Wort entstand in den zwanziger Jahren und er-

lebte seinen ersten Boom in den Dreißigern, als die

Komintern auf eine Volksfront-Strategie setzte und das

Bündnis mit nichtkommunistischen Kräften suchte.

»Antifaschismus« war der Begriff, der es erlaubte, die-

sen heterogenen und in vieler Hinsicht widersinnigen

Bündnissen ein Etikett aufzukleben, das die Gegensätze

und insbesondere den Machtanspruch der Kommuni-

sten überdeckte. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde

das Konzept fortgeführt und etablierte sich endgültig

als Tarnideologie der herrschenden Kommunisten, die

damit in Osteuropa die nichtkommunistischen Kräfte

disziplinierten und als Blockparteien in ihr Regime in-
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tegrierten. In der DDR war eine »antifaschistische« Hal-

tung identisch mit einer regimekonformen, und selbst 

die Berliner Mauer er fuhr als »antifaschistischer Schutz-

wall« noch eine ideologische Verbrämung. 

In der heutigen BRD ist »Antifaschismus« das Etikett 

von politischen Gruppen der extremen Linken, die ihre 

offenkundige Feindschaft gegenüber der liberalen De-

mokratie camouflieren, indem sie ihre Feindschaft ge-

genüber dem »Faschismus« hervorheben und auf diese 

Weise bis ins bürgerliche Lager hinein salonfähig und vor 

allem subventionswürdig werden. Zugleich erheben sie 

unter Berufung auf ihren »Antifaschismus« Anspruch 

auf zumindest wohlwollende Duldung durch nichtkom-

munistische Kräfte in Politik und Medien, und sie ha-

ben damit häufig selbst dann Erfolg, wenn ihre Metho-

den offenkundig kriminell sind. Wann immer sich ein 

-»»breites Bündnis« zusammentut, um rechte Gruppie-

rungen an der Ausübung ihrer Grundrechte zu hindern, 

kann man sicher sein, daß »antifaschistische«, das heißt 

linksextreme Gruppen mit von der Partie sind und die 

Gelegenheit zu gewaltsamen Ausschreitungen sowohl 

gegen politische Gegner wie gegen Polizeibeamte nut-

zen, ohne damit ihrer Salon- und Bündnisfähigkeit er-

kennbar Abbruch zu tun. 

Etablierten politischen Kräften wiederum verschafft 

das Etikett des »Antifaschismus« einen hinreichen-

den Vorwand, die politisch motivierte Gewaltkrimina-

lität dieser Gruppen mit Nachsicht zu behandeln. Dieser 

Vorwand ist erwünscht, und die Gewalt wird geduldet, 

nicht weil die von ihr Betroffenen in irgendeinem seri-

ösen Sinne des Wortes »Faschisten« (was immer man 
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sich darunter vorstellen mag) wären - das sind sie in 

den seltensten Fällen, es handelt sich vielmehr meist um 

Kräfte, die auf dem Boden des Grundgesetzes stehen -, 

sondern weil sie weitverbreitete Unzufriedenheit zum 

Ausdruck bringen und damit das Machtoligopol der eta-

blierten Parteien bedrohen. Folgerichtig dulden sie auch 

die exzessive Ausweitung des Wortes »faschistisch« auf 

jede Bewegung, die ideologisch nonkonform ist und In-

teressen artikuliert, die der Politik des Establishments 

lästig sind. 

Das Wort »Antifaschismus« illustriert exemplarisch 

die Fußangeln, die in dem Präfix ->»Anti-« enthalten 

sind. Es dient dazu, die eigene Position hinter einer Ne-

gation verschwinden zu lassen und damit unkritisier-

bar zu machen, und zugleich dazu, dem Andersdenken-

den willkürlich ein pejoratives Etikett aufzukleben, wie-

derum ohne sich der Kritik stellen zu müssen. Es handelt 

sich um eine semantische Lüge: Dem Wortsinne nach 

bedeutet »Antifaschismus«, daß man gegen Faschismus 

ist. In der politischen Praxis dagegen bedeutet es, den, 

gegen den man ist, zum »Faschisten« zu erklären. 

• A N T I R A S S I S M U S

ist —> Rassismus gegen Weiße. 

• A N T I S E M I T I S M U S

Es ist heute kaum noch geläufig, daß das Wort »Antise-

mitismus« bzw. »Antisemit« nicht immer schon abwer-

tenden Charakter hatte, sondern bei seinem Auftauchen
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in der politischen Sprache Deutschlands im letzten Vier-

tel des neunzehnten Jahrhunderts die Selbstbeschrei-

bung von Bewegungen war, die die Bekämpfung des ge-

sellschaftlichen Einflusses von Juden ins Zentrum ihrer 

Programme stellten. Auch dieser Begriff trug damals die 

Tücke aller Selbstbeschreibungen in sich, die mit dem 

Präfix -»»Anti-« beginnen: Wer gegen Antisemitismus 

war, mußte wohl für die Juden und womöglich deren 

Agent sein. In einer Zeit, als ethnische Interessengegen-

sätze noch frei artikuliert werden konnten, mußte allein 

diese Unterstellung den Betroffenen zum unsicheren 

Kantonisten im Hinblick auf die Interessen des eigenen 

Volkes stempeln und politisch in die Defensive drängen. 

Ist es deshalb gut, daß es heute aus Gründen der Po-

litical Correctness verpönt ist, solche Interessengegen-

sätze beim Namen zu nennen? Verschwinden sie aus 

der politischen Realität, wenn sie aus der Sprache ver-

schwinden? Tatsächlich wurden wohl nur die Vorzei-

chen vertauscht: War vor hundert Jahren noch gewisser-

maßen automatisch jeder der Deutschfeindlichkeit ver-

dächtig, der sich für Juden und ihr Interesse an sozialer, 

politischer und rechtlicher Gleichstellung einsetzte, so 

wird heute mindestens ebenso gedankenlos und routine-

mäßig jeder, der sich für die Interessen des eigenen Vol-

kes an seiner Selbsterhaltung einsetzt, ja sogar der, der 

nur feststellt, daß dieses Volk und seine Interessen über-

haupt existieren, des Antisemitismus verdächtigt - und 

müßte dieser Verdacht um drei Ecken an den Haaren 

herbeigezerrt werden. 

Wer dies nicht glauben möchte, besorge sich - aber 

bitte antiquarisch oder aus einer Leihbibliothek - das 
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Buch Was ist Antisemitismus? von Wolfgang Benz,2 ei-

nem der erfolgreichsten Vertreter der blühenden, da 

wohlsubventionierten bundesdeutschen Verdächti-

gungsbranche, der darin unter dem Titel »Überfrem-

dungsangst und Selbstbewußtsein: Der Zorn der Pa-

trioten« aus Briefen an den Zentralrat der Juden in 

Deutschland zitiert,3 deren Verfasser sich darin explizit 

gegen deutschfeindliche Ressentiments verwahren, die 

von Vertretern eben dieser Organisation geäußert und 

propagiert wurden. Er zitiert sie aber nicht etwa als Bei-

spiel für die zirkuläre Dynamik von Großgruppenbezie-

hungen und erst recht nicht, um sich die Kritik an der 

Deutschfeindlichkeit besagter Funktionäre zu eigen zu 

machen. Er gibt zwar zu, daß die Schreiber nur reagie-

ren, und dies aus patriotischen Motiven. Das hindert ihn 

aber keineswegs daran, ihre Briefe als Beispiele für An-

tisemitismus zu zitieren, Patriotismus und Antisemitis-

mus also gleichzusetzen. Die Vermutung, deutsche und 

jüdische Interessen schlössen einander aus - also das 

zentrale Ideologem des Antisemitismus - ist für Herrn 

Benz und seine Gesinnungsgenossen keinen Deut weni-

ger selbstverständlich, als sie es für Adolf Hitler war; nur 

die Wertung wird umgedreht und mit ihr das Angriffs-

ziel: Deutschfeindlichkeit, die als solche im Zentrum der 

gesellschaftlichen Meinungsbildung (noch) nicht ohne 

weiteres akzeptiert ist, tarnt sich als Kampf gegen An-

tisemitismus. 

Das camouflierende Spiel mit dem ->»Anti-« funk-

tioniert also keineswegs nur dann, wenn diese Vorsilbe 

Selbstbeschreibungen, sondern auch, wenn sie Fremd-

zuschreibungen einleitet: Wer den Andersdenken-
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den erfolgreich auf das reduziert, wogegen er - angeb-

lich! - ist, braucht sich nicht mehr damit auseinander-

zusetzen, wofür dieser sich einsetzt, und braucht selbst 

nicht zuzugeben, daß er es bekämpft. Der Kampf gegen 

Antisemitismus (wie auch der gegen -»»Rassismus«, 

-»»Homophobie«, -»»Fremdenfeindlichkeit« oder 

-»»Islamophobie«) ist gerade nicht, wie suggeriert wird, 

ein Mittel zur Verhinderung oder Entschärfung sozialer 

Interessenkonflikte und soll auch keines sein. Er ist Mit-

tel zu ihrer Austragung, mithin eine Waffe. 

Das heißt selbstredend nicht, daß es so etwas wie 

Antisemitismus im Sinne von Ressentiments gegen Ju-

den oder das jüdische Volk nicht gäbe. Erstaunen muß 

aber doch, mit welcher Selbstverständlichkeit in Zu-

sammenhängen, in denen Juden eine Rolle spielen, die 

grundlegende soziologische Einsicht ignoriert wird, 

daß Großgruppenbeziehungen normalerweise zirkulär 

strukturiert sind und gerade feindselige Haltungen eine 

Tendenz zu wechselseitiger Verstärkung haben. Eben 

diese Einsicht muß man aber von vornherein ausblen-

den, wenn man dem in der westlichen Welt (keineswegs 

nur in Deutschland) vorherrschenden Narrativ folgt, wo-

nach an Konflikten zwischen jüdischen und nichtjüdi-

schen Bevölkerungsgruppen, die schon seit vorchrist-

licher Zeit für die verschiedensten Länder und Völ-

ker dokumentiert sind, stets der »Antisemitismus« der 

Nichtjuden schuld sei. Man mag sich kaum vorstellen, 

daß irgendein Wissenschaftler noch ernstgenommen 

würde, der eine derart naive, einseitige und unplausible 

Hypothese in irgendeinem anderen Zusammenhang als 

diesem vertreten wollte. 
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A U F DAS EIGENE VOLK SCHIESSEN 

Es ist schon bemerkenswert, daß Politiker, die ihr eige-

nes »eigenes Volk« nur noch als eine -»Bevölkerung 

wahrzunehmen imstande sind und daran arbeiten, 

die Bekämpfung von Aufständen dieses Volkes der EU 

zu übertragen,4 vor Erschütterung kaum laufen kön-

nen, wenn irgendwelche Diktatoren Aufstände nieder-

schlagen, die es gar nicht gegeben hätte, wenn nicht 

die Verbündeten und Karrieresponsoren eben dieser 

Politiker, insbesondere staatliche, halbstaatliche und 

-»Nichtregierungsorganisationen der USA mit viel 

Geld, Propaganda, Waffen, Ausbildung und sonstiger 

Unterstützung diese Aufstandsbewegungen gesponsert 

hätten, die anschließend als »das eigene Volk« figurie-

ren, auf das finstere Machthaber schießen lassen, die 

deswegen »jede Legitimität verloren« haben (Ban Ki-

Moon über Assad,5 Bush über Saddam Hussein,6 Stein-

meier über Gaddafi7 ...)• 

Der Textbaustein von der verlorenen Legitimität ist 

in besonders ärgerlicher Weise dumm, denn egal, von 

welchem Legitimitätsbegriff man ausgeht: Entweder 

ist eine Regierung legitim, dann hat sie auch das Recht, 

Aufstände niederzuschlagen; oder sie ist es nicht, dann 

kann sie diese ohnehin nicht vorhandene Legitimität 

nicht erst dadurch verlieren, daß sie »auf ihr eigenes Volk 

schießt«. 

Im übrigen müssen besagte Politiker sich eines fragen 

lassen: Wenn eine Regierung schon dadurch ihre Legiti-

mität verliert, daß sie »auf ihr eigenes Volk« - das heißt 

auf ihre gesetzwidrig agierenden Gegner - schießen läßt, 

um die Souveränität des Staates nach innen und außen 
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zu bewahren - um wieviel schlimmer muß es dann um 

die Legitimität von Regierungen bestellt sein, die eine 

Politik des kalten Genozids am eigenen Volk betreiben? 

Der Begriff »Völkermord« ist nämlich nicht etwa 

eine quantitative Steigerung von »Massenmord« - auch 

wenn beides oft Hand in Hand geht -, sondern bezieht 

sich auf die Zerstörung des sozialen und kulturellen Zu-

sammenhangs, der ein Volk konstituiert, und dessen 

Lebensgrundlagen. Die direkte Tötung von Menschen 

(»auf das eigene Volk schießen«) ist daher nur eine von 

vielen Arten, ein Volk zu töten, und bei weitem nicht die 

wirkungsvollste. 

Es gibt wirksamere Methoden. Zu diesen Methoden 

gehört, dieses Volk ethnisch auszudünnen, es im eigenen 

Land in die Minderheit zu drängen, Kriminelle, politi-

sche und religiöse Fanatiker ins Land zu holen und das 

eigene Volk deren Kriminalität auszusetzen, die Institu-

tion der Familie erst zu verunglimpfen und dann zu zer-

stören, durch autorassistische Propaganda das Selbst-

wertgefühl und den Selbstbehauptungswillen des eige-

nen Volkes zu unterminieren, »Antidiskriminierung« 

(also -»Diskriminierung von Einheimischen) zu betrei-

ben, die Rechte des eigenen Volkes an supranationale Or-

ganisationen zu verschachern, die Souveränität des Na-

tionalstaats nach außen und des Rechtsstaats nach innen 

zu zerstören, und diejenigen, die sich gegen all das weh-

ren, als -»Rechtsextremisten zu verleumden und sie an 

den Rand der Gesellschaft zu drängen, und sogar über 

diesen Rand hinaus. 

Nur weniges davon, um es mit Brecht zu sagen, ist in 

unserem Staat verboten. 
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A U F A R B E I T U N G 

Wer in der neunzehnten Auflage der Brockhaus-Enzy-

klopädie (Band 2, erschienen 1987) nach dem Stichwort 

»Aufarbeitung« suchte, wurde noch mit dem lapidaren 

Hinweis »Kerntechnik: -»Wiederaufarbeitung«8 abge-

speist. Das auskunftsfreudigere, zumindest aber redse-

ligere Internet beschert uns eine ganze Reihe möglicher 

Bedeutungen und spiegelt damit zweifellos auch eine ge-

änderte öffentliche Sprache wieder. Halten wir uns zu-

nächst an Wikipedia: 

»Die Aufarbeitung, das Aufarbeiten ist: 

• Recycling in der Abfallwirtschaft

• Wiederaufarbeitung von Atommüll, insbesondere

von Kernbrennstäben

• Refabrikation von Autoteilen

• Restaurierung von Möbelstücken

• Teig bis zum Backvorgang vorbereiten

• Gefällte Bäume zerlegen

• In der Analytischen Chemie werden Proben auf-

gearbeitet, d.h. in eine Form gebracht, die sie un-

tersuchbar macht (z.B. ein Aufschluß (Chemie))

Aufarbeitung in der Psychologie: 

• Aufarbeitung der Vergangenheit, siehe

Vergangenheitsbewältigung

• Trauerarbeit

• Psychotherapie

Aufarbeitung in der Geschichtsschreibung: 

• Vergangenheitsbewältigung.«9

Das Wort -»»Vergangenheitsbewältigung«, das hier 

gleich zweimal auftaucht, wird zunehmend durch »Auf-
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arbeitung« ersetzt, »weil Vergangenheit nicht >bewältigt< -

also endgültig erledigt - werden kann«.10 Daraus folgt 

Lektion 1: Aufarbeitung endet nicht und soll nicht enden. 

Daß die in den achtziger Jahren noch vorherrschende 

technische Bedeutung des Wortes zugunsten anderer Di-

mensionen in den Hintergrund getreten ist, beweist jede 

Netzsuche, etwa die auf der Seite der Dudenredaktion 

angegebenen Wortverbindungen": Die drei Verben, die 

am häufigsten mit »Aufarbeitung« verbunden sind, lau-

ten »bedürfen«, »beginnen« und »harren«. Woraus wir 

schließen dürfen: Das meiste, was für die Aufarbeitung 

in Frage kommt - was auch immer es im Einzelfall sein 

mag - wurde noch nicht oder jedenfalls nicht genug auf-

gearbeitet (Lektion 2). 

Die Duden-Webseite nennt uns auch die mit »Auf-

arbeitung« typischerweise verbundenen Adjektive: »ju-

ristisch«, »gerichtlich«, »strafrechtlich«, »gründlich«, 

»kritisch«, »historisch«, »wissenschaftlich«, und »fil-

misch«. Aus den nahezu gleichbedeutenden ersten drei 

Adjektiven lernen wir Lektion 3, daß Aufarbeitung ein 

Vorgang ist, bei dem die einen über die anderen zu Ge-

richt sitzen; aus den nächsten beiden Lektion 4, daß man 

dabei jeden Stein umzudrehen hat, und zwar gnadenlos 

(nämlich »kritisch« - das Adjektiv »sachlich« fehlt be-

zeichnenderweise); aus den drei letzten Lektion 5, daß 

Aufarbeitung sich auf die Vergangenheit bezieht und da-

bei (außer von Juristen) von Wissenschaftlern und Fil-

memachern, mithin von Angehörigen der ideologiepro-

duzierenden Industrie zu betreiben ist. 

Unser Zwischenfazit muß also mindestens lauten, 

daß das Wort »Aufarbeitung« im Normalfall etwas um-

3 2 



A U F A R B E I T U N G 

schreibt, das mit den bei Wikipedia ebenfalls genann-

ten Stichwörtern »Trauerarbeit« und »Psychotherapie« 

nichts zu tun hat: insbesondere nicht dazu dient, den 

betroffenen Personen und Kollektiven zu helfen, nicht 

dazu, ihnen die Deutungs- und Urteilshoheit über ihre 

eigene Vergangenheit zu belassen oder zu verschaffen, 

und auch nicht dazu, irgendwann mit einem positiven 

Ergebnis zu enden. 

Dies ist erstaunlich, weil das Wort »Aufarbeitung«, 

das sich in deutschen politischen Zusammenhängen 

meist auf das Dritte Reich oder die DDR (der Logik nach 

auf alle historischen deutschen Staaten außer der BRD) 

bezieht, einen quasi therapeutischen, heilenden Zu-

sammenhang doch zumindest suggeriert. Der faktische 

Wortgebrauch jedoch weist die »Aufarbeitung« als Tro-

janisches Pferd aus: Suggeriert wird ein Medikament, 

verabreicht wird ein Gift. 

Aber auch die technischen Bedeutungen des Wortes 

»Aufarbeitung« sind von Interesse, denn von ihnen lei-

ten sich die übertragenen, sozialen, politischen, psycho-

logischen und vor allem quasipsychologischen Bedeu-

tungen erst ab. Vom Abfallrecycling über die Restaurie-

rung von Möbelstücken bis hin zur Zerlegung gefällter 

Bäume und der Aufarbeitung von Proben handelt es sich 

in der Regel um einen Vorgang der Umformung von et-

was zuvor Zerstörtem (Weggeworfenem, Abgebranntem, 

Verschrottetem, Vernutztem, Vermischtem, Gefälltem, 

Entzogenem) zu etwas anderem, das mit dem Ausgangs-

gegenstand bisweilen wenig Ähnlichkeit hat. Das mani-

pulative Element ist mit Händen zu greifen. Angewandt 

auf eine »aufzuarbeitende« Vergangenheit bedeutet es -
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und dies ist Lektion 6 -, daß diese Vergangenheit um-

geformt, zurechtgeschnitten, passend und tauglich ge-

macht werden soll. Nun ahnen wir auch, warum den 

Angehörigen der Ideologiebranche eine offenbar heraus-

ragende Rolle bei diesem Prozeß zugedacht ist. 

Wenn wir dann noch bedenken, welche Subjekte von 

denkbaren Prozessen der Aufarbeitung, mithin welche 

Aufarbeiter wir identifiziert haben - Richter, Therapeu-

ten, Ideologieproduzenten -, dann können wir von die-

sen Subjekten auf die Objekte der Aufarbeitung schlie-

ßen und kommen zu dem Ergebnis, daß es sich dabei 

wohl um Menschen handeln muß. »Aufgearbeitet«, das 

heißt manipuliert, umgeformt, zurechtgeschnitten, pas-

send und tauglich gemacht wird eben nicht nur die Ver-

gangenheit, sondern auch das Volk, das sie hat. 

• A U F G A B E , GESAMTGESELLSCHAFTLICHE

Die Formulierung »... ist eine gesamtgesellschaftliche

Aufgabe« haben wir alle, meist aus dem Mund von Po-

litikern und politiknahen Akteuren, etwa Lobbyisten,

schon so oft gehört, daß wir sie kaum noch wahrneh-

men. Sie erweckt die unbestimmte, aber doch beruhi-

gende Assoziation, daß alle sich irgendwie zusammen-

setzen, um an einem Strang zu ziehen, und das ist doch

etwas Gutes. Oder?

Es handelt sich um eine typische Einlullfloskel, die 

dafür sorgt, daß bestimmte kritische und vor allem 

im engeren Sinne politische Fragen von vornherein gar 

nicht erst gestellt werden: 
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Wer zieht 

welchen und 

wessen Strang 

warum 

in welche Richtung? 

Die Rede von den »gesamtgesellschaftlichen Aufgaben« 

ist der Appell an ein vorpolitisches, ja infantiles Harmo-

niebedürfnis, an den Wunsch, reale Konflikte dadurch 

aus der Welt zu schaffen, daß alle guten Menschen, die 

ihrer Güte wegen keine Konflikte haben können, je-

nes Gute verfolgen, über das sie sich kraft ihrer Güte 

alle einig sind. Und wer an dieser Einigkeit nicht teil-

hat und nicht sein Scherflein zur Erfüllung der gesamt-

gesellschaftlichen Aufgaben beiträgt - nun, der gehört 

eben nicht zur »Gesamtgesellschaft«. Wo Harmonie be-

schworen wird, verschwindet nicht die Feindschaft, sie 

verlagert sich nur an die Außengrenzen des Harmonie-

kartells. Bereits beim ersten genaueren Hinhören ent-

puppt sich also diese Floskel als geradezu exemplarisch 

für jene tantenhaf t süßliche BRD-Sprache (vgl. auch 

-•anders aussehen), die einen beinharten Machtan-

spruch tarnt . 

Freilich nicht in jedem einzelnen Fall. Ihre Funktion 

als Einlullfloskel erfüllt sie nicht zuletzt deshalb, weil sie 

bisweilen in vergleichsweise harmlosen Zusammenhän-

gen gebraucht wird. Aber selbst dann ist sie tückisch, wie 

wir gleich sehen werden. 

So ergibt eine Google-Suche12, daß als »gesamtge-

sellschaftliche Aufgaben« unter anderem diese definiert 

wurden: »Pflege, Ernährung, ein guter Start ins Leben, 
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Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit, Tierschutz, Wei-

terbildung von medizinischem Nachwuchs, Nachhaltig-

keit, Organspende, private Entschuldung, chirurgische 

Versorgung der Zukunf t [sic!], Talentförderung, Ent-

wicklung neuer Technologien, Entwicklungshilfe, Wah-

rung eines ausreichenden Lebensniveaus für alle Kinder, 

Qualifikation nicht ausbildungsreifer Jugendlicher, Be-

hindertenpolitik, Verwirklichung der Rechte der Kinder, 

Gewebespende, Bildungsmonitoring, Ausbildung der Ju-

gend, Wiedervereinigung, Datenschutzbewußtsein der 

Bevölkerung zu fördern, Förderung einer nachhaltigen 

Entwicklung, Verbesserung der Verkehrssicherheit, Bil-

dung, adäquate Behandlung psychisch kranker Men-

schen, Kriminalprävention, Gesundheitsversorgung, die 

Deutsche Digitale Bibliothek, die Energiewende, Hilfen 

für DDR-Heimkinder, Digitalisierung, Prävention, Kri-

minalitätsbekämpfung«. 

Bereits dieses Sammelsurium verschiedenster For-

derungen (die hier noch harmlos sind - zu den weniger 

harmlosen kommen wir gleich) läßt einen zweifeln, daß 

das Abstraktum »Gesellschaft«, die als solche ja kein 

Akteur ist, das alles stemmen kann. Warum dann aber 

diese Formulierung? 

Zunächst einmal soll die pompöse Floskel Bedeut-

samkeit signalisieren. Wer eine »gesamtgesellschaftli-

che Aufgabe« definiert, weist sich selbst den Rang eines 

Vordenkers der gesamten Gesellschaft zu: Er bläst sich 

ein wenig auf. 

Zugleich enthält die Floskel aber auch Forderun-

gen, die sich bereits aus den typischerweise hinzugefüg-

ten Erläuterungen ergeben: Eine gesamtgesellschaftli-
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che Aufgabe ist typischerweise eine, die »von allen glei-

chermaßen finanziert werden muß«, »im gemeinsamen 

Haus Europa nur alle Mitgliedstaaten gemeinsam be-

wältigen können«, für die »die Verantwortung auf vielen 

Schultern« liegt, weil für sie »nicht allein die Regierung 

verantwortlich ist« und »sie somit nicht nur den Staat, 

sondern alle gesellschaftlichen Kräfte angeht«, die dem-

gemäß »hier nicht aus der Pflicht gelassen werden« dür-

fen, denn »alle müßten ihren Beitrag leisten«. Wer eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe definiert, tut dies also 

normalerweise, um andere Leute für sich und seine Ziele 

einzuspannen und ihre Ressourcen anzuzapfen. 

Ferner weist er seine Forderung als im allgemeinen 

Interesse liegend aus. Potentielle Kritiker, die womög-

lich nach den in den Formeln verborgenen Partikular-

interessen fragen könnten, werden dadurch schon ein-

mal eingeschüchtert. Schließlich möchte niemand in 

den Verdacht geraten, es an »gesamtgesellschaftlicher« 

Verantwortung fehlen zu lassen und etwa gegen Bil-

dung, Kriminalprävention, die Verbesserung der Ver-

kehrssicherheit oder die Entwicklung neuer Techno-

logien zu sein. Das alles sind ja auch wünschenswerte 

Dinge, aber sind es deshalb auch gesamtgesellschaftli-

che Aufgaben? 

Eine differenzierte, arbeitsteilige und pluralisti-

sche Gesellschaft ist eine, in der unterschiedliche Teil-

systeme auf die Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben 

spezialisiert sind. Ein Wissenschaftler muß wahre von 

unwahren Aussagen unterscheiden, ein Richter hat ab-

strakte Normen unparteilich anzuwenden, ein Journa-

list seine Leser so objektiv wie möglich zu informieren. 
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Sie alle haben nicht dem etwaigen Interesse der Regie-

rung an der Verfolgung politischer Gegner nachzugeben 

oder sonstwie den Interessen und Zielen der Machtha-

ber zu dienen. Tun sie es doch, das heißt kompromittie-

ren sie die Autonomie des Rechts, der Wissenschaft oder 

der Medien aus politischen Gründen, so untergraben sie 

die Leistungsfähigkeit des pluralistischen Systems.13

»Gesamtgesellschaftliche Aufgaben« definieren heißt 

also fordern, daß andere Akteure beziehungsweise Sy-

steme in ihrer Autonomie beschnitten werden. Da man 

sich an die Floskel bereits gewöhnt hat, rutschen höchst 

fragwürdige offizielle Formulierungen unhinterfragt 

durch, etwa diese des Nürnberger Jugendamtes: »Erzie-

hung geht nicht nur Eltern, sondern alle an, denn sie ist 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.«14 Dies mag zwar 

zunächst nur bedeuten, daß Familien unterstützt wer-

den sollen. Aber von dieser Unterstützung zur Bevor-

mundung ist es nur ein Schritt, wenn sie erst einmal als 

»gesamtgesellschaftliche Aufgabe« definiert worden ist. 

Wer ein Ziel, dessen Erreichen er für wünschenswert 

hält, als gesamtgesellschaftliche Aufgabe definiert, gibt 

zu, daß er es aus eigener Kraft nicht erreichen kann. Das 

ist per se noch nicht verwerflich. Wohl aber ist verwerf-

lich, wenn ein staatlicher Akteur Ziele, die er deshalb 

nicht alleine erreichen kann, weil er sie gar nicht verfol-

gen darf - zum Beispiel politische Gegner mundtot zu 

machen -, zu »gesamtgesellschaftlichen Aufgaben« er-

klärt und damit die »Gesellschaft« dafür einspannt, ei-

nen Zustand herzustellen, den anzustreben ihm selbst 

verboten ist. So umgeht man Machtbegrenzungen, ohne 

die eine Demokratie diesen Namen nicht verdient.15 

3 8 



A U F G A B E , GESAMTGESELLSCHAFTLICHE 

Womit wir zu den weniger harmlosen »gesamtgesell-

schaftlichen Aufgaben« kommen, also zu denjenigen, in 

denen sich die tückische Kehrseite dieser Floskel beson-

ders deutlich zeigt. Im Lichte der bisherigen Überlegun-

gen liegt es in der Natur der Sache, daß von »gesamtge-

sellschaftlichen Aufgaben« vor allem dort die Rede ist, 

wo politische Akteure ein Problem damit haben, die Au-

tonomie ihrer Mitmenschen zu respektieren, also insbe-

sondere dort, wo es um Einschüchterung, Gesinnungs-

kontrolle und Verhaltenssteuerung geht. Als »gesamt-

gesellschaftliche Aufgaben« wurden unter anderem 

genannt: »Verbesserung der Willkommenskultur«, »In-

tegration«, »Antifaschismus«, »nationalistisches Gedan-

kengut zu bekämpfen«, »Jugendmedienschutz«, »Kampf 

gegen Rassismus«, »Abbau von geschlechtsspezifischen 

Beschäftigungsunterschieden«, »nachfolgenden Gene-

rationen zu vermitteln, daß Demokratie und Toleranz 

nicht selbstverständlich gegeben sind«, »Auseinander-

setzung mit DDR-Geschichte«, »Extremismuspräven-

tion«, »gegen rechtsextremes Gedankengut vorzugehen«, 

»Kampf gegen Diskriminierung«, »Kampf gegen Aus-

grenzung«, »Auseinandersetzung mit dem Holocaust«. 

Eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu postulie-

ren, erweist sich typischerweise dort als erforderlich, wo 

der Anspruch, ein gesellschaftlich allgemeines Interesse 

zu vertreten, fiktiver Natur ist und zur Bemäntelung 

höchst partikularer Interessen dient. Etwa dann, wenn 

der Deutsche Industrie- und Handelskammertag seinen 

Hauptgeschäftsführer Mart in Wansleben mit den Wor-

ten zitiert: »>Wir müssen weiter an einer Willkommens-

kultur für Zuwanderer arbeiten/ Das sei eine gesamtge-

3 9 



A U F M A R S C H 

seilschaftliche Aufgabe. Politik, Kirche, Gewerkschaften, 

Wirtschaft - alle müßten ihren Beitrag leisten.«16

Hier verbinden sich also zwei Partikularinteressen: 

das der Wirtschaft an einem lohndrückenden Über-

angebot an billigen Arbeitskräften und das der poten-

tiellen Einwanderer (Das Wort »Zuwanderer« ist 

bereits eine gezielte Verharmlosung.) an einer mög-

lichst weitgehenden Öffnung der Grenzen. Damit diese 

Masseneinwanderung stattfinden kann, muß eine 

-»Wil lkommenskultur« etabliert, das heißt verhindert 

werden, daß gegenläufige Interessen wirksam vertreten 

oder auch nur artikuliert werden können, und da dies in 

einer Demokratie nicht ohne weiteres verhindert werden 

kann, müssen die Gewerkschaften sich dazu hergeben, 

gegen die Interessen ihrer Mitglieder eine Politik der of-

fenen Grenzen zu propagieren, muß die Kirche - die an 

sich dazu da ist, die Menschen zu Gott zu führen - den 

verbliebenen Rest ihres moralischen Prestiges für den-

selben politischen, d.h. areligiösen Zweck mißbrauchen 

und hat die Politik den Wählerwillen zu mißachten und 

die Kräfte zu verfolgen, die diesen Willen zum Ausdruck 

bringen. 

• A U F M A R S C H

Wenn in aktuellen innenpolitischen Zusammenhängen

das Wort »Aufmarsch« fällt, dann kann man sicher sein,

daß von einem Vorgang die Rede ist, den man üblicher-

weise eine »Demonstration« nennt und nur dann als

»Aufmarsch« bezeichnet, wenn die Veranstalter der po-

litischen Rechten angehören. Dabei spielt es keine Rolle,
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in welcher Form die jeweilige Demonstration tatsächlich 

stattfindet. Das Wort »Aufmarsch« beinhaltet oder sug-

geriert doch zumindest, daß hier uniformierte und ge-

stiefelte Demonstranten in geschlossenen Marschblök-

ken sich als Bürgerkriegstruppe im Wartestand präsen-

tieren und ihre Macht und Gewaltbereitschaft zur Schau 

stellen - eine Beschreibung, die auf die regelmäßig nur 

spärlich besuchten Kundgebungen gerade der äußersten 

Rechten in der Regel nicht zutrifft, wohl aber auf das 

Verhalten zahlreicher Gegendemonstranten, insbeson-

dere des »Schwarzen Blocks« der extremen Linken, der 

sehr häufig die Gelegenheit zur Gewalt gegen Polizeibe-

amte nutzt und damit in der Tat als Bürgerkriegstruppe 

auftri t t - freilich ohne daß ihre Demonstrationen des-

wegen mit dem treffenden Wort »Aufmarsch« bezeich-

net würden. 

Die de facto bestehende Einheitsfront zwischen der 

schreibenden Zunft , der politischen Klasse und der ex-

tremen Linken spiegelt sich in der Uniformität des von 

diesen Kräften verwendeten Vokabulars, das sich ge-

rade durch seine offenkundige semantische Unange-

messenheit als propagandistische Kampfsprache offen-

bart, die auch von Journalisten bedenkenlos gebraucht 

wird - also von Menschen, zu deren beruflichem Selbst-

verständnis der Anspruch auf Objektivität und die Ver-

pflichtung zu einem treffenden, sorgfältigen und nicht 

irreführenden Sprachgebrauch gehört. 

Dabei ist es nicht in jedem Einzelfall die böse Absicht, 

um des vermeintlich guten Zwecks willen das Publikum 

zu täuschen, die den Autoren die Feder führ t . Of t genug 

führ t die schiere Angst zur Vernachlässigung professio-

4 1 



A U F M A R S C H 

neller Standards: In einem Umfeld, in dem erwartet wird, 

daß man über Angehörige bestimmter politischer Rich-

tungen grundsätzlich in einer diffamierenden Sprache 

schreibt, macht sich ein Journalist, der auch in solchen 

Zusammenhängen einfach saubere Arbeit leistet, von 

vornherein verdächtig, womöglich ein Sympathisant der 

betreffenden Richtung, mindestens aber ein unsicherer 

Kantonist zu sein, der es an Wachsamkeit im -»Kampf 

gegen Rechts fehlen läßt. 

Es handelt sich um einen Geßlerhutbegriff, das heißt 

um ein Wort, das man benutzt, um die Unterwerfung 

unter best immte Loyalitätserwartungen zu demonstrie-

ren. Charakteristisch für solche Begriffe ist, daß ihr 

Nichtgebrauch in Zusammenhängen, wo ihr Gebrauch 

erwartet wird, als Indiz für eine oppositionelle Gesin-

nung gewertet wird und daher als stigmatisierend gilt. 

Es ist dies einer der Mechanismen, mit denen die Frei-

heitsgarantien des liberalen Rechtsstaates entwertet und 

umgangen werden. Offiziell ist es niemandem verboten, 

eine Demonstration etwa der NPD als »Demonstration« 

und eben nicht als »Aufmarsch« zu bezeichnen - dies al-

lerdings in demselben Sinne, in dem es vor achtzig Jah-

ren auch niemandem offiziell verboten war, »Guten Tag« 

statt »Heil Hitler« zu sagen. Wer nicht unangenehm auf-

fallen wollte, wußte, was er zu sagen hatte. Er weiß es 

auch heute. Um die vielbeschworene -»Zivilcourage, 

das heißt um die Bereitschaft zu demonstrativer und 

durch schieren Anstand gebotener Illoyalität gegenüber 

den illegitimen politisch-ideologischen Erwartungen 

von Machthabern ist es in der heutigen BRD kaum besser 

bestellt als unter Hitler - eher schlechter, wenn man be-

4 2 



A U S C H W I T Z 

denkt, daß der heutige Staat bei weitem nicht über die to-

talitären Zwangsmittel des damaligen verfügt, die kleb-

rige Mischung aus ideologischer Verblendung, Konfor-

mismus, Bequemlichkeit und Feigheit aber mindestens 

ebenso weit verbreitet ist und nicht durch die Furcht vor 

Konzentrationslagern entschuldigt werden kann. 

• A U S C H W I T Z

Es gibt Ortsnamen, die nicht so sehr geographische Be-

griffe als vielmehr Mythen und Symbole sind und durch

ihre bloße Nennung Assoziationsnetze aktivieren, deren

Ausläufer unter Umständen bis tief ins Unbewußte rei-

chen und dabei erbauliche oder auch abschreckende Er-

zählungen, oft verbunden mit einer best immten Moral,

transportieren:

Waterloo als Geschichte eines großen Sturzes, Lan-

gemarck als in einem Wort verdichtete Erzählung un-

bedingter Opferbereitschaft, Hiroshima als Sinnbild 

für das Vernichtungspotential von Atomwaffen. Man-

che dieser Namen verlieren im Lauf der Zeit ihren my-

thischen Klang (was war noch einmal in Langemarck?), 

manche werden im Zeitverlauf immer stärker aufgela-

den, je nachdem, welche -»Erinnerungskultur gepflegt 

wird, das heißt, welcher Mythos den jeweiligen Macht-

habern als volkspädagogisch förderungswürdig gilt. 

Aus der Sicht der Machthaber hat die mythische Ver-

dichtung den Vorteil, sie vom Argumentationsdruck zu 

entlasten: Ist der Mythos erst einmal unter die Leute ge-

bracht, so muß man ihn nur noch zitieren, um beim Pu-

blikum die gewünschten Gedanken, Gefühle und Ver-
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haltensweisen hervorzurufen. Selbstredend ohne daß 

dieses Publikum sich darüber im Klaren wäre, daß es 

wie ein Pawlowscher Hund reagiert, daß seine Reaktio-

nen alles andere als rational, die Verbindung zwischen 

Reiz und Reaktion keineswegs durchdacht ist. 

Wenn es Reaktionen - und zwar tief emotionale, un-

erschütterliche - Reaktionen gibt, die man quasi per 

Knopfdruck aktivieren kann, wäre es ein Wunder, wenn 

Politiker der Versuchung widerstehen könnten, diesen 

Knopf tatsächlich zu drücken. 

Und so brauchte es niemanden zu wundern, daß die 

Parole »Nie wieder Auschwitz« 1999 von Joschka Fischer 

herangezogen wurde, um den Kosovokrieg zu rechtfer-

tigen. Er mußte dies tun: Weder das Völkerrecht noch 

die Interessen Deutschlands gaben einen hinreichenden, 

rational begründbaren legitimen Kriegsgrund her. Wer 

den Krieg trotzdem wollte - wie etwa die Vereinigten 

Staaten und die deutschen Sachwalter amerikanischer 

Interessen -, mußte eine Parole finden, die zuverlässig 

jede Ratio ausschaltete und jede Kritik im Keim erstickte. 

Daß gerade der Name »Auschwitz« (der pars pro toto 

für die Ermordung von Juden unter der Herrschaft der 

Nationalsozialisten steht) zu einem solchen Zweck ge-

eignet war, ist eine Wirkung jahrzehntelang systema-

tisch betriebener Geschichtspolitik, die unter Dutzen-

den von Völkermorden des zwanzigsten Jahrhunderts 

gerade diesen in perverser Weise privilegierte. Während 

die millionenfachen Morde Stalins oder Maos oder auch 

der türkische Völkermord an den Armeniern - um nur 

diese Beispiele zu nennen - von der Geschichtsschrei-

bung kritisch, aber doch sachlich und ohne politisch-
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moralische Konnotationen erforscht werden, wurde 

»Auschwitz« zum Inbegriff des absolut Bösen gemacht. 

Da dergleichen nicht zufällig geschieht, sondern nur un-

ter Beteiligung der ideologieproduzierenden Industrie -

Politik, Medien, religiöse Organisationen, Universitäten, 

Schulen - möglich ist und diese keineswegs interessen-

neutral agiert, stellt sich die Frage, welchen Interessen 

(bzw. der Bekämpfung welcher Interessen) gerade eine 

solche -»Erinnerungskultur dient. 

Zum einen wird dadurch ein ganz bestimmtes Land, 

nämlich Deutschland, im Zustand ständiger Erpreßbar-

keit gehalten, und dies um so mehr, als dessen führende 

Politiker nicht müde werden, sich immer dann auf die 

»Last der Vergangenheit« zu berufen, wenn es - etwa 

bei der Euro-Rettung - Maßnahmen zu legitimieren gilt, 

die ganz offensichtlich gegen die Interessen des eigenen 

Landes gerichtet sind und darauf abzielen, dieses Land 

zugunsten anderer Länder auszuplündern. 

Zweitens werden dadurch die Legitimitätsdefizite der 

BRD ein wenig ausgeglichen, die ungeachtet ihres de-

mokratischen Selbstverständnisses bekanntlich keine 

Gründung des deutschen Volkes, sondern eine der Alli-

ierten war. Demselben Joschka Fischer, der Auschwitz 

bemühte, um den Kosovokrieg zu rechtfertigen (und 

um damit, wie wir zu seinen Gunsten annehmen wol-

len, seine Gewissensbisse zu beruhigen), wird der Satz 

zugeschrieben, Auschwitz sei »der Gründungsmythos 

der Bundesrepublik«. Es spricht Bände, daß die ge-

schichtspolitische Verteufelung des Dritten Reiches in 

dem Maße zunahm, in dem die BRD ihre Fähigkeit ver-

lor, sich durch eigene wirtschaftliche Erfolge zu legiti-
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mieren. Es ist ein ganz und gar ungewöhnlicher Vorgang, 

daß der nüchterne geschichtswissenschaftliche Blick auf 

eine bestimmte Epoche mit wachsendem zeitlichem Ab-

stand nicht etwa leichter, sondern immer schwieriger 

und zudem durch drakonische Meinungsgesetze noch 

bewußt erschwert wird. Dieser Staat ist nicht nur sei-

nem Selbstverständnis nach, sondern ganz objektiv eine 

Gegengründung zum Dritten Reich, der eben daraus 

ein Gutteil seiner Legitimität bezieht, und je mehr sich 

das Bild der BRD verdüstert, desto verzweifelter muß 

sie darum kämpfen, aus der historischen Kontrastfo-

lie alle Grauschattierungen zu tilgen und sie schwarz in 

schwarz zu malen. 

Drittens: Wenn Auschwitz für das absolut Böse steht, 

wird damit eine Religion etabliert, die jede andere relati-

viert. Es handelt sich um eine Religion ohne Gott und Er-

lösung, aber mit einem im Diesseits wirkenden Bösen, zu 

dessen Bekämpfung alle Mittel, auch solche, die ihrerseits 

böse (aber ideologieimmanent eben nur relativ böse) sind, 

erlaubt sind. Der Nationalsozialismus ist Geschichte, aber 

die Hitlers vermehren sich in dem Maße, wie es Politiker 

und politische Kräfte gibt, die man ausschalten will - das 

kann Gaddafi sein oder Saddam Hussein oder wer auch 

immer. Es kann auch der innenpolitische Gegner sein, so-

fern dieser der Meinung ist, die Interessen des deutschen 

Volkes vertreten zu dürfen, da diese durch Auschwitz für 

alle Zeiten delegitimiert sind. Es handelt sich um eine Re-

ligion nicht nur ohne Gott und Erlösung, ohne Trost und 

Hoffnung, sondern auch ohne Moral. Um eine Religion, 

die das Gewissen nicht schärft, sondern ausschaltet und 

die den Menschen nicht in eine Beziehung zu Gott rückt 
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und damit der Verfügbarkeit durch weltliche Machthaber 

entzieht, sondern sein Gewissen der Manipulation durch 

eben diese Machthaber zur Verfügung stellt. 

• A U S G R E N Z U N G

Einer weitverbreiteten Denkfigur zufolge (also einer, die

nicht nur weitverbreitet ist, sondern auch weit verbreitet

wurde), sind Grenzen jeglicher Art etwas, das es zu be-

seitigen gilt. Ob diese von weiten Teilen der sogenann-

ten'7 gebildeten Schichten verinnerlichte Feindseligkeit

gegenüber Grenzen schlechthin eine gute Idee ist, mag

man füglich bezweifeln. Von ihr betroffen sind nämlich

Grenzen aller Art, also unter anderem Staatsgrenzen,

soziale Grenzen, Schamgrenzen, Anstandsgrenzen und

Grenzen des guten Geschmacks. Bevor man sich forsch

an deren Beseitigung macht, sollte man einen Moment

innehalten und sich fragen, warum es Grenzen über-

haupt gibt und was sie geleistet haben und leisten.

Die alltäglichste Art von Grenze, mit der wir täglich 

umgehen, ohne uns dessen bewußt zu sein, ist die Defini-

tion (von lateinisch finis = Grenze, Ende). Jedes Wort, das 

wir verwenden, beruht, ob es uns nun bewußt ist oder 

nicht, auf einer solchen Abgrenzung seiner Bedeutung zu 

allem, was nicht gemeint ist. Solche Definitionen können 

durchaus Gegenstand politisch motivierter Manipula-

tion sein, wie gerade im vorliegenden Buch ausführlich 

dargelegt wird, aber diese Manipulation ist die subtile 

Änderung einer Definition, nicht die Abschaffung von 

Definitionen schlechthin - auf der Basis Undefinierten 

Vokabulars könnte man schlicht nicht kommunizieren. 
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Grenzen jeglicher Art bedeuten die Unterscheidung 

des Dazugehörigen vom Nichtdazugehörigen und sorgen 

dafür, daß die Gesellschaft so etwas wie eine Struktur 

hat. Bestünde die Gesellschaft nur noch aus Menschen, 

die jegliche Begrenzung ihres Hedonismus ablehnen, 

also keine Unterscheidung zwischen ge- und verbotenen, 

anständigen und unanständigen, sozial erwünschten 

und unerwünschten Handlungen für sich gelten ließen, 

so wäre die Folge der völlige Verlust an sozialer Erwar-

tungssicherheit, die Atomisierung, letztlich der Zerfall 

von Gesellschaft schlechthin. 

Es liegt mithin eine gewisse Logik darin, daß jegliche 

Gesellschaft - sofern sie an ihrer eigenen Fortexistenz 

interessiert ist - dazu tendiert, die Einhaltung ihrer 

Spielregeln zu honorieren und die Nichteinhaltung mit 

sozialen Sanktionen zu belegen. Zu diesen Sanktionen 

gehört unter anderem, daß man bei Nichteinhaltung Ge-

fahr läuft, an die soziale Peripherie gedrängt zu werden. 

Man kann dies, wenn man will, -»»Diskriminierung« 

nennen - was nichts anderes als »Unterscheidung«, 

letztlich also »Grenzziehung« bedeutet. Statt dieses neu-

tralen Begriffs oder auch dem der »Abgrenzung« zieht 

die vorherrschende Sprache jedoch die pejorative For-

mel »Ausgrenzung« vor und verwischt damit den Un-

terschied zwischen einer unterscheidenden, aber über-

schreitbaren, und einer hermetisch abschließenden 

Grenze, deren Überschreitung dem Betroffenen von 

vornherein unmöglich gemacht werde. 

Dies kann im Einzelfall so sein und kann dann auch 

seinen guten Sinn haben, etwa im Fall einer Staats-

grenze, die zur Aufrechterhaltung der Souveränität ei-
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nes Staates da ist. Diese Souveränität äußert sich nicht 

zuletzt darin, daß es dem Staat erlaubt ist, nach Gutdün-

ken zu entscheiden, wer ins Land kommen darf und wer 

nicht, und dabei zwischen Staatsangehörigen und Nicht-

Staatsangehörigen zu unterscheiden. 

Genau diese Unterscheidungen, die zu treffen bereits 

aus Gründen der -»Staatsraison nötig ist, sind das An-

griffsziel, das mit dem Begriff »Ausgrenzung« aufs Korn 

genommen wird. Der Gedankengang ist ungefähr die-

ser: Wenn der Staat die Einwanderung von Menschen 

aus best immten Ländern und Kulturen beschränkt, 

gibt er damit zu, daß es Einwanderergruppen gibt, de-

ren massenhafte Einwanderung problematisch ist, weil 

ihr Verhalten vielleicht nicht in jedem einzelnen Fall, 

aber doch typischerweise zu sozialen Folgeproblemen 

führ t . Damit aber, so der Gedankengang weiter, wür-

den diejenigen Angehörigen der betreffenden Gruppen 

»ausgegrenzt«, die bereits eingewandert sind. Da dies 

auf keinen Fall geschehen darf, dürfe der Staat solche 

Unterscheidungen nicht treffen, weil sonst die »Integra-

tion« - Gegenbegriff zur »Ausgrenzung« - nicht statt-

finden könne. 

In Wahrheit stehen »Ausgrenzung« (wenn wir sie 

denn so nennen wollen) und -»»Integration« (im rich-

tig verstandenen Sinne, nämlich im Sinne der Einbin-

dung in ein integres soziales Ganzes) in einem dialekti-

schen Wechselverhältnis zueinander: Tatsächlich sind 

»Ausgrenzung« und »Diskriminierung« »in jeder nur er-

denklichen Art von menschlicher Gemeinschaft univer-

sell beobachtbar. Das fängt bei Schulklassen an, in denen 

der >Neue<, wenn er das große Wort zu führen versucht, 
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sich schnell unbeliebt macht, reicht bis hin zu ganzen 

Völkern, und ist selbst in linken Organisationen eine all-

tägliche Erscheinung, also genau dort, wo man sich nicht 

genug darüber aufregen kann, daß der >Stammtisch< auf 

>Etabliertenvorrechten< beharrt. 

Es ist auch leicht zu zeigen, warum das so ist: Wir 

haben gesehen, daß menschliche Gesellschaft einen 

Konsens über die Wir-Gruppe und die in ihr geltenden 

Spielregeln voraussetzt. Wer diese Regeln nicht akzep-

tiert, gefährdet diesen Konsens, und gefährdet letztlich 

auch die Wir-Gruppe in ihrer Existenz. Um ihre Stabi-

lität aufrechtzuerhalten, ist die Gruppe gezwungen, den 

Außenseiter so lange auszugrenzen, also als Nicht-Dazu-

gehörigen zu behandeln und ihm ihre Solidarität zu ver-

weigern, bis er sich anpaßt und eingliedert. 

Diese Diskriminierung geschieht nicht deshalb, weil 

Sozialwissenschaftler es gutheißen, oder weil Wer-auch-

immer es vorschreibt, und es geschieht selbst dann, 

wenn Sozialwissenschaftler es kritisieren. Es geschieht, 

weil es ein in Jahrtausenden (wahrscheinlich genetisch) 

verinnerlichtes menschliches Verhaltensprogramm ist. 

Es handelt sich um eine evolutionär bewährte Lösung 

des Problems, wie man soziale Regeln, wie man Gesell-

schaft aufrechterhält. Wäre dem nicht so, dann müßte 

es mit überwältigender Wahrscheinlichkeit irgendwo 

auf der Welt eine Gesellschaft geben, die so etwas wie 

>Etabliertenvorrechte< nicht kennt. Eine solche Gesell-

schaft gibt es nicht. 

Dies bedeutet unter anderem, daß die anfängliche 

Diskriminierung des Nichtetablierten die Vorausset-

zung für dessen Integration ist.«18
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Es ist eine unhintergehbare Konstante menschlicher 

Gesellschaften, daß es Zentrum und Peripherie gibt und 

geben muß, und wer gegen »Ausgrenzung« schlecht-

hin polemisiert, zeigt damit nur, daß er nicht offenlegen 

möchte, nach welchen Kriterien er selbst ausgrenzt. 

Es ist ja keineswegs so, daß diejenigen, die »Ausgren-

zung« verteufeln, nun ihrerseits auf solche Ausgrenzun-

gen verzichten würden. Wer die Unterscheidung zum 

Beispiel zwischen Deutschen und Nichtdeutschen (egal 

ob im ethnischen oder im staatsbürgerlichen Sinne) für 

verwerflich hält, bemüht sich seinerseits darum, Men-

schen, die diese Unterscheidung vornehmen, an die so-

ziale Peripherie zu drängen, nennt dies dann aber selbst-

redend nicht »Ausgrenzung«, sondern -»»Kampf ge-

gen Rechts«. Ausgrenzende Gruppenbildung findet also 

sehr wohl statt, nur eben nicht nach rechtlichen oder 

ethnischen, sondern nach ideologisch-politischen Kri-

terien. 

Spätestens an diesem Punkt ist der Begriff »Aus-

grenzung« als Teil eines politischen Kampfvokabulars 

erkennbar, das sich - typisch für den hiesigen »Dis-

kurs« - nicht als solches zu erkennen gibt, sondern sich 

mit vermeintlich unpolitischen, moralisch-humanitären 

Phrasen tarnt, um unter dieser Tarnung um so fröhli-

cher einen rein politischen Machtkampf zu führen. 

Eine Gesellschaft, die sich dieses Vokabular und die 

damit verbundene Ideologie aufzwingen läßt, hört nicht 

auf, nach Zentrum und Peripherie geschieden zu sein. 

Eher verschärft sie diese Unterscheidung noch bis hin 

zum Ausschluß der Betroffenen aus dem gesellschaft-

lichen Leben. Man sollte sich darüber im Klaren sein, 
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wohin eine Ausgrenzung nach gerade diesen Kriterien 

führen muß: Wenn nämlich die Bejahung überkom-

mener Solidargemeinschaften ein Ausschlußgrund ist, 

noch dazu der einzige, den die Gesellschaft sich über-

haupt leistet, dann gehen die Grundst rukturen der Ge-

sellschaft zugrunde, und dann wird als deren allerletzte -

brüchige - Klammer nur noch der ideologische Konfor-

mismus übrigbleiben, der eben deshalb immer brutaler, 

immer verzweifelter und mit immer fadenscheinigeren 

Rechtskonstruktionen erzwungen werden muß. 

• BEFREIUNG

Zu den wenigen Ideologemen, über die während des Kal-

ten Krieges zwischen BRD und DDR Konsens bestand,

gehört die These, durch die Kapitulation der deutschen

Streitkräfte am 8. bzw. 9. Mai 1945 sei Deutschland »be-

freit« worden.

Eine erstaunliche Behauptung, wenn man bedenkt, 

daß diese sogenannte Befreiung mit Massenvergewalti-

gungen deutscher Frauen, der Vertreibung von Millionen 

Deutschen aus ihrer Heimat, dem massenhaften Sterben 

deutscher Kriegsgefangener in alliierten Gefangenenla-

gern und der willkürlichen Inhaftierung, Verschleppung 

und Ermordung von deutschen Bürgern verbunden war, 

denen man in der Regel kaum mehr als ihre Gesinnung 

vorzuwerfen hatte - oft genug auch nicht einmal die: Die 

Anzahl der Menschen, die aufgrund bloßer Verwechs-

lungen oder unbegründeter Denunziationen in alliierte 

Konzentrationslager'9 gesperrt wurden, wird nie mehr 

zu ermitteln sein, dürf te aber sehr hoch liegen, allein 
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schon, weil Gerichtsverfahren von vornherein nicht vor-

gesehen waren. Bedenkt man dann noch die umfangrei-

chen Demontagen von Produktionsanlagen, den massen-

haften Raub von Patenten und sonstigem geistigem Ei-

gentum, den Verlust der deutschen Staatlichkeit und den 

Übergang der faktischen Staatsgewalt auf auswärtige 

Mächte, die nicht einmal beanspruchten, im Interesse 

der Deutschen zu handeln, die Einsetzung von Teilstaa-

ten, die - einem treffenden Wort des Sozialdemokraten 

Carlo Schmid zufolge - »Organisationsform(en) einer 

Modalität der Fremdherrschaft« waren, die systemati-

sche Bevorzugung labiler und gestörter Persönlichkei-

ten als Kern der künftigen deutschen Medieneliten (mit 

Auswirkungen bis heute), und die Tatsache, daß die Li-

ste der Drangsalierungen, denen die Deutschen vom Tag 

der Kapitulation an ausgesetzt waren, damit alles andere 

als vollständig ist, dann bekommt das Wort »Befreiung« 

im Zusammenhang mit den Ereignissen des Mais 1945 

einen geradezu orwellschen Klang. 

Ein solcher Sprachgebrauch, der dem gesunden Men-

schenverstand offenkundig ins Gesicht schlägt, ist nur 

auf der Basis hochkomplexer Ideologien möglich, de-

ren Sinn gerade in der Ausschaltung des gesunden Men-

schenverstandes besteht. Zwar unterschieden sich die 

marxistische Ideologie der DDR und die liberale der BRD 

voneinander; dies aber in einem Sinne, der ihre Gemein-

samkeiten und deren Absurdität eher noch unterstrich: 

Die These von der »Befreiung« wurde auf beiden Seiten 

des Eisernen Vorhangs dahingehend differenziert, daß 

der jeweils andere Teil Deutschlands bestenfalls ein biß-

chen befreit worden sei. »Frei« im Sinne der gemeinsa-
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men Metaideologie beider deutscher Staaten (heute des 

linken und des liberalen Spektrums) ist nicht etwa ein 

Volk, das sein eigenes Schicksal kontrolliert, sondern ei-

nes, das die »richtige« - nämlich dem Weg zu einer be-

st immten Weltordnung dienliche - innere Ordnung hat, 

und müßte man ihm diese Ordnung mit Bomben und 

Konzentrationslagern aufzwingen. 

• BENACHTEILIGTE

Von Benachteiligten spricht man in Zusammenhängen,

in denen man früher von Armen, sozial Schwachen, An-

gehörigen der unteren Schichten und dergleichen ge-

sprochen hätte. Of t wird explizit hinzugefügt, daß nicht

irgendwie, sondern sozial Benachteiligte gemeint sind.

Was aber augenscheinlich nur eine Bezeichnung für die

soziale Lage der genannten Personen ist, enthält bei nä-

herem Hinsehen eine Ursachenbehauptung und Schuld-

zuweisung: Das Wort »benachteiligt« ist ein Partizip. Wo

es einen Benachteiligten gibt, muß es auch einen ihn Be-

nachteiligenden geben; dies zumindest wird suggeriert.

Eine ungünstige soziale Lage ist also weder Schicksal,

noch kann sie auf eigene Unzulänglichkeiten oder Feh-

ler des Betroffenen zurückzuführen sein: Ein Benachtei-

ligter ist schließlich jemand, dem ein Unrecht zugefügt

wurde, und da dieses »Unrecht« darin besteht, daß es

überhaupt Menschen gibt, die besser gestellt sind als er

selbst, kann es nicht enden, solange nicht alle sozialen

Unterschiede aus der Welt geschafft sind, ist alles, was

der Korrektur dieses »Unrechts« dient, von vornherein

in einem höheren Sinne legitim, auch wenn es das in sich
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keineswegs ist, kann jeder, der sich diese Korrektur zum 

Ziel setzt (und das sind in der Regel nicht die Betroffe-

nen selbst), sich selbst als Robin Hood und seine Gegner 

als den Sheriff von Nott ingham darstellen und sich da-

durch von Anstands- und sogar von Rechtspflichten ent-

binden; und gibt es demgemäß politische Kräfte, die ein 

Interesse daran haben, von »Benachteiligten« und nicht 

einfach von »Armen« zu sprechen. 

• BEREICHERUNG

Es gibt viele Dinge, von denen man sich bereichert füh-

len kann, aber nur wenige, von denen man sich berei-

chert fühlen soll - und dies auch dann, wenn man nicht

recht zu erkennen vermag, worin die »Bereicherung« ei-

gentlich besteht und deshalb zu dieser vermeintlichen

Einsicht überredet werden muß. Dies kann auf subtile

(-»»Zuwanderung«) oder auf plumpe, muß aber in je-

dem Fall auf stereotype Weise geschehen: Worte, die -

auf den ersten oder doch spätestens zweiten Blick - of-

fenkundig unangemessen sind, werden in bestimmten

Zusammenhängen so oft wiederholt, bis das Publikum

durch Abstumpfung dazu gebracht wurde, mit den Wor-

ten auch ihren Inhalt zu akzeptieren.

Der ehemaligen Integrationsbeauftragten der Bun-

desregierung, Maria Böhmer, »deren tantenhafter Habi-

tus ihren Bonmots erst so richtig die aufreizende Würze 

verleiht« (Martin Lichtmesz),20 und die für die subtile-

ren Manipulationen zu einfachen Geistes sein dürfte, 

verdanken wir einen Klassiker plumper BRD-Sprache: 

»Diese Menschen mit ihrer vielfältigen Kultur, ihrer 
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Herzlichkeit und ihrer Lebensfreude sind eine Bereiche-

rung für uns alle.«21

Da ist sie, die Bereicherung-, und da ein Unwort sel-

ten allein kommt, kommt sie aus dem Munde einer 

-»»Integrations«-Beauftragten Hand in Hand mit den 

-»»Menschen«, der -»»Vielfalt« und der -»»Kultur«. 

Daß hier gedankenlos Phrasen gedroschen werden, er-

kennt man daran, daß Frau Böhmer, die in diesem Zu-

sammenhang ausdrücklich nur von türkischen Einwan-

derern spricht, deren »vielfältige Kultur« rühmt. Die 

»Vielfalt« entsteht also nicht etwa dadurch, daß die tür-

kische Kultur auf die deutsche trifft: Die türkische Ein-

wanderergemeinde, so müssen wir Frau Böhmer wohl 

verstehen, ist in sich schon so vielfältig, daß sie uns 

Deutsche gar nicht mehr nötig hat. Im Hinblick auf die 

türkisch-kurdische Bipolarität mag dies sogar zutreffen. 

Da aber weder die Türken, noch die Kurden dieser Art 

von Vielfalt sonderlich froh zu werden scheinen, ist sie 

ein erstklassiges Argument gegen den Multikulturalis-

mus, nicht dafür. 

Die ständige Rede von der -«»Bereicherung«, die die 

Deutschen der Masseneinwanderung verdankten, ent-

hält bereits ihr eigenes Dementi: Niemand, der wirklich 

bereichert wird, braucht durch immer gleiche Worthül-

sen überredet zu werden, diese Bereicherung als solche 

zu erkennen. Keine Lottozentrale wird den glücklichen 

Millionengewinner eindringlich darauf hinweisen, daß 

er sich doch bitteschön der ihm zuteil gewordenen Be-

reicherung als solcher bewußt sein möge. 

Es fällt schwer, sich nicht an die DDR erinnert zu füh-

len, in der jedem noch so schreienden Mißstand eine ihn 
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rundweg leugnende Parole gegenüberstand, und viel-

leicht ist es kein Zufall, daß der Gebrauch plumpester 

Propagandaphrasen ohne jeglichen Realitätsbezug einen 

Höhepunkt unter der Kanzlerschaft einer Frau findet, 

die ihre politische Grundausbildung in der FDJ erhalten 

hat, dem Vernehmen nach als Sekretärin für Agitation 

und Propaganda. 

• BEVÖLKERUNG

Dem Wortsinne nach ist eine Bevölkerung keine Perso-

nengesamtheit, sondern ein Vorgang, nämlich der des

Bevölkerns, und es liegt eine gewisse subtile Logik darin,

daß der altehrwürdige Begriff »Volk« gerade in dem Mo-

ment aus der politischen Sprache der BRD verschwindet,

in dem Deutschland, wie alle anderen Länder des We-

stens, von Menschen bevölkert wird, die bzw. deren Vor-

fahren aus ganz anderen Weltgegenden stammen.

Daß der Begriff des Volkes eine besondere Spreng-

kraft hat, mußten zuletzt die Machthaber der DDR er-

fahren, die unter der Parole »Wir sind das Volk!« ge-

stürzt wurden. Offenbar haben ihre Nachfolger in der 

BRD kein Interesse daran, diese Erfahrung zu teilen, und 

offenbar haben sie ein feines Gespür für das, was sie 

ideologisch stets abstreiten, nämlich daß ein Volk eine 

Solidargemeinschaft ist, die nur deswegen, weil das so ist, 

kollektiv handeln und gegebenenfalls auch Machthaber 

stürzen kann. Kein Volk - keine Solidarität. Keine Soli-

darität - keine Gefahr. 

Als der nordrhein-westfälische Landtag 2010 in ei-

ner Resolution befürwortete, Ministern in Zukunf t kei-
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nen Eid auf »das Wohl des deutschen Volkes« mehr ab-

zunehmen", und dies ausdrücklich damit begründete, 

andernfalls würden Migranten ausgegrenzt, gaben die 

Abgeordneten damit zu, daß Migranten nach ihrer Auf-

fassung per definitionem nicht zum deutschen Volk ge-

hören und daß sie, die Politiker, das Ziel, Einwanderer 

ins deutsche Volk zu integrieren, aufgegeben hatten, so-

fern es überhaupt je verfolgt worden war. Was die poli-

tische Klasse der BRD freilich keineswegs daran hindert, 

immer mehr dieser Einwanderer, von denen sie zugibt, 

daß sie nicht integriert werden können oder sollen, ins 

Land zu holen. -»»Integration«: Das bedeutet entweder 

die Aufnahme der Einwanderer in ein integres Ganzes, 

nämlich das deutsche Volk, oder es bedeutet überhaupt 

nichts. Integration soll nicht stattfinden, und einem Volk 

will die politische Klasse der BRD sich nicht mehr gegen-

übersehen, mit ihm will sie nichts mehr zu tun haben. 

Da die BRD aber den Anspruch erhebt, ein demokra-

tisches Staatswesen (von demos = Volk) zu sein, gerät be-

sagte politische Klasse in eine gewisse Verlegenheit: Sie 

kann zwar im Sinne eines kalten Staatsstreichs Fakten 

schaffen, indem sie den Rat umsetzt, den Bertolt Brecht 

nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953 der SED-Regierung 

gab, nämlich das Volk aufzulösen und sich ein neues zu 

wählen. Sie kann aber nicht zugeben, daß sie das tut. Sie 

ist darauf angewiesen, die Demokratie wenigstens als 

Fiktion aufrechtzuerhalten. Sie braucht das Wort »Volk«, 

aber weil dieses Wort so gefährlich ist wie das, wofür es 

steht, läßt sie es von einem Wachkommando aus einer 

Vor- und zwei Nachsilben eskortieren: Fertig ist die »Be-

völkerung«. 
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Daß sie mit einem derart plumpen Manöver aller-

dings durchkommt, wäre kaum zu erklären, wenn die 

BRD nicht schon seit 1949 eine Art Demokratiesimula-

tion wäre: eine »Demokratie«, deren Repräsentanten fin-

den, das Volk habe sich ihres Vertrauens als würdig zu 

erweisen, welches Volk sich aber gleichwohl als »Souve-

rän« umschmeichelt sieht, und die sich in den gut sech-

zig Jahren ihres Bestehens den ihr gemäßen Bürgertyp 

herangezogen hat, nämlich den Demokratiesimulanten. 

Wer dies nicht glauben möchte, stelle sich einen Mo-

ment lang den Galgen vor, an dem amerikanische Politi-

ker hängen würden, wenn sie es wagten, die amerikani-

sche Verfassung nicht mehr mit »We the People«, son-

dern mit »We the Population« einzuleiten. 

• B R A U N

-»Nazi 

• B Ü N D N I S , BREITES

Wenn in der Zeitung von einem »breiten Bündnis« die

Rede ist, richtet sich ein solches Bündnis in zwei von drei

Fällen dagegen, daß Andersdenkende ihre Meinung sa-

gen und dafür auf die Straße gehen können. In aller Re-

gel wird zu diesem Zwecke zum Rechtsbruch aufgerufen.

Kein Wunder, daß der, der solches plant, es nötig hat, die

»Breite« seines »Bündnisses« zu betonen, um die Qua-

lität seines Handelns - nämlich illegal zu sein - durch

die Quantität der Gleichgesinnten zu rechtfertigen (mit

der es in Wahrheit freilich meist auch nicht besonders
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weit her ist). Mit einem liberalen Demokratieverständ-

nis, zu dem - und zwar zentral! - das Recht auf Dissens 

gehört, hat eine solche Einstellung nichts zu tun. Es han-

delt sich vielmehr um ein jakobinisches bzw. bolschewi-

stisches Demokratieverständnis, wonach es gegenüber 

einer - womöglich nur fingierten oder usurpierten - vo-

lonté générale kein Recht auf Dissens gibt. 

Einen gewissen Wahrheitsgehalt wird man der For-

mulierung »breites Bündnis« normalerweise nicht ab-

sprechen können: Sie haben zwar nicht viele Anhän-

ger, wohl aber umfaßt die Unterstützerszene in aller 

Regel einen erheblichen Teil des etablierten Spektrums 

bis hin zu den sogenannten bürgerlichen Parteien 

(-»»Antifaschismus«), das heißt, es herrscht ein Kon-

sens nicht unbedingt der Anhänger, wohl aber der Ak-

tivisten und Funktionäre scheinbar unterschiedlichster 

politischer Richtungen, die Entstehung erfolgsträchtiger 

politischer Konkurrenzorganisationen nicht mit dem le-

gitimen Mittel des Arguments, sondern mit den ganz 

und gar illegitimen Mitteln von Rechtsbruch, Nötigung 

und Gewalt zu verhindern. 

Wir haben es, anders gesagt, mit einem in der Verfas-

sung nicht vorgesehenen Machtkartell politischer Kräfte 

zu tun, die sich selbst das Kollektivmonopol auf die Aus-

übung politischer Rechte und Wahrnehmung politi-

scher Interessen zusprechen und sich zu diesem Zweck 

schon einmal über das Gesetz hinwegsetzen. Es versteht 

sich von selbst, daß Vertreter insbesondere der Unions-

parteien nicht selbst zum Pflasterstein greifen, sondern 

diese Schmutzarbeit den bewährten Kräften der links-

extremen kriminellen Szene überlassen. Der für beide 
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Seiten immerhin peinliche Sachverhalt, daß die extreme 

Linke als nützliche SA der Bourgeoisie auftritt , wird mit 

viel wechselseitiger Polemik unter den Teppich gekehrt, 

das Publikum hinters Licht geführt . 

Es bedarf hierzu nicht einmal irgendwelcher Abspra-

chen: Die jeweiligen Partikularinteressen relativ kleiner, 

geradezu winziger Akteursgruppen führen ganz von al-

leine dazu, zwischen ihnen das zustande zu bringen, was 

sie dann ein »breites Bündnis« nennen. 

• BÜRGER, M Ü N D I G E

Paradoxerweise wird die Formulierung »mündige Bür-

ger« regelmäßig im Zusammenhang mit staatsbürger-

licher Erziehung, das heißt politischer Bevormundung

gebraucht. Ob ein Bürger aber im politischen Sinne

mündig, das heißt zu einem eigenen Urteil fähig und im-

stande ist, daraus eigenständig Konsequenzen zu ziehen,

läßt sich gerade nicht an staatskonformem, sondern bes-

ser an nonkonformem Verhalten ablesen. Selbstredend

sind nicht nur Systemgegner politisch mündig, aber sie

sind die Einzigen, deren Ansichten außerhalb des von

den Herrschenden gewünschten Spektrums liegen, mit-

hin vermutlich nicht durch opportunistische Anpassung

zustande gekommen sind: Etwaige Fesseln kann nur der

spüren, der gegen sie aufbegehrt. Da kein Staat und keine

politische Klasse den Revolutionär als Leitbild postulie-

ren, ist die Forderung nach dem mündigen Bürger aus

ihrem Munde Heuchelei. Freilich ist diese Art von Heu-

chelei einem Staat angemessen, in dem die Demokratie

von Beginn an eine Veranstaltung von oben war und die
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Freiheit darin bestand, wollen zu dürfen, was man wol-

len sollte. 

• B U N T

Kaum jemand hätte sich wohl vor zwanzig Jahren vor-

stellen können, welche Karriere einmal das Wort »bunt«

machen würde: Wer in der meistbenutzte Suchmaschine

nach »bunt« sucht, stößt nicht etwa auf die Beschrei-

bung von Kindergeburtstagsfeiern, sondern überwiegend

auf Webseiten, die einen politischen Anspruch erheben,

dabei aber reichlich stereotyp (in jedem Fall aber alles

andere als bunt) daherkommen: unter anderem »Mün-

chen ist bunt«, »Weiden ist bunt«, »Bad Nenndorf ist

bunt«, »Gräfenberg ist bunt«, »Vorpommern ist bunt« -

und damit sich auch ja niemand falsche Vorstellungen

macht, was unter der erwünschten »Buntheit« zu verste-

hen ist, folgen Vokabeln, von denen viele in diesem Wör-

terbuch vertreten sind: »Weltoffen, demokratisch, bunt«,

»Gesicht zeigen«, »Bündnis gegen Rechtsextremismus«,

»Gräfenberger Menschenrechts- und Demokratieerklä-

rung« (ein bißchen Größenwahn darf auch dabei sein).

Den Initiatoren scheint nicht aufzufallen oder es 

scheint sie nicht zu interessieren, daß ein Land, in dem 

der Wille zur »Buntheit« den zum Überleben verdrängt, 

nicht überleben wird; daß eine »Buntheit«, die in Mün-

chen dieselbe ist oder sein soll wie in New York, Peking 

oder Istanbul, nicht weniger als die Utopie einer völligen 

Uniformierung des Planeten enthält und zu einer Welt 

führt , in der man ohne Navigationsgerät nicht einmal 

weiß, in welchem Land man sich befindet, in der also 
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die reale Vielfalt (im Gegensatz zur ideologisch karikier-

ten »Vielfalt«) einer uniformierten »Buntheit« weichen 

muß; daß derjenige, der sich infantilen Vokabulars be-

dient, und dies in Zusammenhängen, in denen es um 

die Zukunft eines ganzen Landes geht, von erwachse-

nen Menschen nicht ernstgenommen werden kann; und 

daß diejenigen, die so reden, den Bewohnern eines Hau-

ses gleichen, die über den Fassadenanstrich diskutieren, 

während die Fundamente bröckeln. 

Ein Staat, in dem bis hin zum Bundespräsidenten alle 

vermeintlich seriösen Meinungsmultiplikatoren in ste-

reotyper Weise eine solch kindische Kitschsprache spre-

chen, ist zum Tode verurteilt. 

• DEESKALATION

Bedeutet die Unterbrechung von Teufelskreisen und

Rückkopplungen im Kontext von Konflikten. Eine Stra-

tegie der Deeskalation setzt also einen symmetrischen

Konflikt zwischen Parteien voraus, die an dem Konflikt

als solchem kein Interesse haben und lediglich subjektiv

aufrichtig auf die Provokationen der Gegenseite eine an-

gemessene Antwort geben zu müssen glauben. Entspre-

chend problematisch und irreführend ist ein solcher Be-

griff folglich dort, wo eine solche Konstellation gar nicht

gegeben ist, der Begriff sie aber suggeriert.

Wenn daher die Polizei - auf Geheiß der politischen 

Führung hin -»Deeskalationsteams« zu politischen De-

monstrationen schickt, und zwar zu Demonstrationen, 

deren meist linksextreme Initiatoren es eingestandener-

maßen darauf anlegen, Straßenschlachten zu entfesseln, 
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dann übernimmt sie implizit die Propagandaklischees 

der extremen Linken von der »maßlosen Polizeigewalt«, 

die nach Jahrzehnten »revolutionärer Maidemonstratio-

nen« kaum noch einer glauben würde, wenn nicht der 

Staat selbst in vorauseilendem Gehorsam gegenüber den 

zementierten ideologischen Denkmustern von Medien 

und Politik zumindest eine Teilschuld auf sich nähme 

und dadurch politisch motivierte Gewaltverbrecher im 

gleichen Maße von ihrer Verantwortung entlastete. 

• D E K O N S T R U K T I O N

Die »Dekonstruktion« (von Begriffen) setzt voraus, daß

man diese Begriffe als »Konstrukte«, also als Ergebnis

eines Konstruktionsprozesses auffaßt und »entlarvt«;

»Dekonstruktion« ist demnach die Umkehrung dieses

Prozesses. So einfach steht es zwar nicht in den philo-

sophischen Lehrbüchern, aber dies ist der Gebrauch, der

von der Idee der Dekonstruktion faktisch gemacht wird.

Es handelt sich um den Versuch, mißliebige Wirklich-

keiten dadurch um Verschwinden zu bringen, daß man 

die sie beschreibenden Begriffe zu »Konstrukten« erklärt. 

Dabei werden drei Aspekte regelmäßig unterschlagen: 

Erstens ist ausnahmslos jeder Begriff, dessen wir uns 

bedienen, ein »Konstrukt« im Sinne des notwendig un-

vollkommenen Versuchs, Strukturen der wirklichen 

Welt im Geiste nachzubauen und zu benennen. Ohne 

solche »Konstrukte« wäre jede Kommunikation, auch 

die der leidenschaftlichsten Dekonstrukteure unterein-

ander, buchstäblich unmöglich. Dekonstruktion ist also 

nicht der Versuch, sich einer nichtkonstruierten Begriff-
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lichkeit zu bedienen, wohl aber der Versuch, eben dies 

zu suggerieren. Wer nämlich die Argumentation eines 

Andersdenkenden mit der - immer und überall zutref-

fenden, deswegen aber trivialen - Behauptung zu wider-

legen versucht, die dabei verwendete Begrifflichkeit be-

ruhe auf Konstrukten, n immt für die eigene Argumenta-

tion implizit das Gegenteil in Anspruch. 

Zweitens oblag die Konstruktion von Begriffen in der 

Vergangenheit nicht einer darauf spezialisierten Ideolo-

gieindustrie: Begriffe bilden sich normalerweise im Rah-

men sozialer Prozesse spontan, d.h. ohne darauf abzie-

lende Planung heraus. Und sie bilden sich dann und in 

dem Maße, wie ein zwischenmenschlicher Konsens be-

steht, daß sie einen Aspekt der Wirklichkeit sinnvoll be-

schreiben. 

Dekonstruktion ist der Versuch, diese spontan von 

unten vollzogene und in diesem Sinne demokratische 

Begriffsbildung durch eine ideologisch gesteuerte, d.h. 

durch einen Herrschaftsdiskurs zu ersetzen. Wenn etwa 

die Geschlechterpolarität von Mann und Frau »dekon-

struiert« wird, dann geschieht dies selbstredend nicht 

etwa deshalb, weil irgend jemand, der in der Lage ist, 

die Augen aufzusperren, festgestellt hätte, so etwas wie 

Männer und Frauen gebe es nicht, sondern weil Andere, 

die lieber ihren ideologischen Konstruktionen als dem 

eigenen Augenschein vertrauen, diese Augen fest zu-

kneifen und das offen zutage Liegende dekonstruieren, 

um ihre eigenen Konstruktionen sozial verbindlich zu 

machen. Die emanzipatorischen Ziele, auf die die Betref-

fenden sich berufen, stellen die nicht einmal geschickte 

Bemäntelung eines Machtanspruches dar. 
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Drittens beschreiben Begriffe, die sich auf die soziale 

Wirklichkeit beziehen, regelmäßig Strukturen wech-

selseitiger Erwartungen, insbesondere Solidaritätser-

wartungen. Solche Erwartungen und die darauf ge-

gründeten Strukturen sind keineswegs Illusionen (wie 

stets unausgesprochen suggeriert wird, wenn das Wort 

»Konstrukt« fällt); ihre Existenz ist vielmehr die Grund-

lage menschlichen Zusammenlebens. Da solche Solida-

ri tätsstrukturen aber naturgemäß zirkulär s trukturiert 

sind, d.h. solche Erwartungen nur so lange erfüllt wer-

den, wie sie bestehen, und nur so lange bestehen, wie 

sie erfüllt werden, zielt die Dekonstruktion des Begrif-

fes auf die Zerstörung der Erwartungsstrukturen ab, für 

die er steht. Wenn also zum Beispiel behauptet wird, der 

Begriff »Volk« sei ein »Konstrukt« und damit fälschli-

cherweise unterstellt wird, deswegen beschreibe er et-

was empirisch nicht Existentes, dann ist dies empirisch 

gesehen eine Lüge (die sich hinter pseudointellektuel-

lem Wortgeklingel verbirgt), vor allem aber der Versuch, 

das Volk, das sich diesen Unfug einreden läßt, als sol-

ches, nämlich als Solidargemeinschaft zu zerstören und 

die Dekonstruktion zum Zwecke der Destruktion zu ver-

wenden. 

• D E M O K R A T I E

Demokratie und Nationalstaat sind gemeinsam entstan-

den, und dies nicht aufgrund eines historischen Zufalls,

sondern weil Demokratie kollektive Selbstbestimmung

bedeutet und nur funktioniert, wenn es so etwas wie ein

Kollektiv gibt.
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Auf den ersten Blick ist Demokratie eine Zumutung: 

Warum sollte jemand, der sich politisch in der Minder-

heit befindet, sich verpflichtet fühlen, die Entscheidun-

gen der Mehrheit zu akzeptieren, die er selber doch für 

falsch hält? Warum sollte er die Diktatur der Mehrheit 

akzeptabler finden als die irgendeines Tyrannen? Wa-

rum sind Menschen loyal gegenüber demokratischen 

Entscheidungen? Sie sind dann und so weit loyal, wie sie 

vernünftigerweise unterstellen können, daß die Mehr-

heit das Gemeinwohl, letztlich also auch das der politisch 

unterlegenen Minderheit, im Auge hat. Diese Erwartung 

ist aber nur dann vernünftig, wenn es einen Konsens da-

rüber gibt, wessen Wohl gemeint ist, wenn vom Gemein-

wohl die Rede ist; es muß Konsens darüber bestehen, wer 

die Gemeinschaft ist, um deren Wohl es geht. 

In einem Vielvölkerstaat kann es einen solchen Kon-

sens nicht geben, und deshalb sind alle bekannten exi-

stierenden und historischen Vielvölkerstaaten entweder 

überhaupt keine Demokratien, sondern autoritäre Re-

gime oder Staaten wie der Libanon, in denen formal de-

mokratische Verfahren nur den Modus des Konfliktma-

nagements zwischen ethnischen Gruppen liefern, und in 

denen Politiker nicht politische Ideen und Programme, 

sondern ethnische Partikularinteressen vertreten. 

Es spricht Bände, daß die ost- und südosteuropä-

ischen Länder, die in der Zwischenkriegszeit fast alle 

starke ethnische Minderheiten hatten, diese Zeit eben 

dieser ethnischen Konflikte wegen nicht als Demokra-

tien überstanden haben; heute, nach etlichen Diskri-

minierungen, Vertreibungen, Bürgerkriegen und ethni-

schen Säuberungen, sind sie alle mehr oder weniger de-

6 7 



D E M O K R A T I E 

mokratisch, und wenn wir uns fragen, warum das so ist, 

dann starrt uns die Antwort ins Gesicht: weil Demokra-

tie auf Nationalstaatlichkeit beruht und ein ethnisch he-

terogener Nationalstaat keiner ist. 

Von Demokratie, von Herrschaft des Volkes, kann in 

solchen Staaten schon deshalb nicht die Rede sein, weil 

es etwas, das man sinnvollerweise »das Volk« nennen 

könnte, dort überhaupt nicht gibt. Für Staaten, die, wie 

der Libanon, diese ethnische Zersplitterung vorgefun-

den haben und nun irgendwie damit fertigwerden müs-

sen, mag »Demokratie« als Moderationsmechanismus, 

sofern sie immerhin das leistet, den stets drohenden 

Bürgerkrieg am Ausbrechen zu hindern, ein legitimes 

und vernünftiges Mittel politischen Managements sein -

besser als Bürgerkrieg und Völkermord ist sie allemal -, 

aber sie ist nicht das, was wir uns in Europa unter einer 

Demokratie vorstellen. 

Dabei sind »Demokratien« wie in Südafrika (aus dem 

Weiße wegen rassistischer Verfolgung fliehen und seit 

der Abschaffung der Apartheid über dreitausend weiße 

Farmer massakriert worden sind), Indien oder dem Liba-

non noch das Bestmögliche an Demokratie, was auf der 

Grundlage einer multiethnischen Gesellschaft möglich 

ist. Der Normalfall ist eher, daß der ethnische Bürger-

krieg durch eine straffe Diktatur im Zaum gehalten wer-

den muß, wie unter Tito. Oder daß es, wenn diese Dik-

tatur zerbricht oder gar nicht erst zustande kommt, zu 

Bürgerkrieg und Völkermord kommt, wie eben im ehe-

maligen Jugoslawien oder im Kongo. 

Einen solchen Zustand ethnischer Zersplitterung in 

einem Land, in dem er bisher nicht bestand, sehenden 
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Auges herbeizuführen - und nichts anderes bedeutet die 

linke Politik der Multikulturalisierung und Massenein-

wanderung - ist ein Verbrechen. 

Der Demokratiebegriff des Grundgesetzes setzt ganz 

selbstverständlich das deutsche Volk im Sinne einer So-

lidargemeinschaft voraus, d.h. es setzt einen soziolo-

gischen Sachverhalt als gegeben voraus, den der Staat 

nicht schaffen, wohl aber zerstören kann. Zerstört er ihn, 

dann untergräbt er damit zugleich die Voraussetzungen 

seiner eigenen verfassungsmäßigen Ordnung. Wer eine 

solche Politik propagiert, legt die Axt an die Grundlagen 

der Demokratie, ja sogar an die Grundlagen der europä-

ischen Zivilisation.23

• D E U T S C H E R

Das Wort »Deutscher« hat - wie jede andere Nationali-

tätsbezeichnung auch - zwei völlig unterschiedliche Be-

deutungen:

Zum einen wird damit die Staatsangehörigkeit be-

zeichnet: Deutscher (analog Franzose, Brite, Rumäne 

etc.) ist, wer deutscher (französischer, britischer, rumä-

nischer) Staatsangehöriger ist. Hier wird mit der Natio-

nalitätsbezeichnung ein Rechtsverhältnis zwischen ei-

ner Person und einem Staat - und sonst nichts - be-

nannt. 

Zum anderen aber - und dies ist die landläufige Be-

deutung - wird damit die ethnische Zugehörigkeit be-

nannt, die mit der Staatsangehörigkeit zwar zusammen-

fallen kann, aber keineswegs muß. Die wenigen vor Ort 

verbliebenen Angehörigen deutscher Minderheiten in 
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osteuropäischen Ländern können ein Lied davon sin-

gen, daß ihr polnischer, tschechischer oder russischer 

Paß sie keineswegs davor schützt, als Deutsche betrach-

tet und benachteiligt zu werden - zumal sie sich in aller 

Regel auch selbst als Deutsche, und eben nicht als Polen, 

Tschechen oder Russen betrachten. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die ethnische 

Zugehörigkeit nicht so trennscharf definiert ist wie die 

Staatsangehörigkeit, sondern nach den Rändern hin ver-

schwimmt. Dies gilt aber für alle rechtlich nicht eindeutig 

definierten Zugehörigkeiten zu Gruppen geringen Orga-

nisations- und Formalisierungsgrades und bedeutet nur, 

daß Staaten, deren Funktionsmodus naturgemäß das ge-

schriebene Recht ist, sich schwer damit tun, solche Grup-

penzugehörigkeiten zur Kenntnis zu nehmen. Es bedeutet 

aber mitnichten, daß diese Gruppen und die damit ver-

bundenen Loyalitäten soziologisch nicht existent wären. 

Ethnische Gruppen sind wie alle sozialen Strukturen 

Strukturen wechselseitiger und einander bestätigender 

Erwartungen, insbesondere Solidaritätserwartungen. 

Sie existieren als solche so lange, wie ihre Angehörigen 

realistischerweise solche Erwartungen hegen können 

und ihrerseits deren Adressat sind (und nur solange dies 

der Fall ist, solange eine Volksbezeichnung also eine so-

ziologische Realität kennzeichnet, hält sich die jewei-

lige Volksbezeichnung auch im allgemeinen Sprachge-

brauch). Volksbezeichnungen sind Bezeichnungen von 

Solidargemeinschaften. Diese müssen theoretisch nicht 

unbedingt auf gemeinsamer Abstammung beruhen, 

aber wenn die Menschheitsgeschichte irgend etwas be-

weist, dann dies: daß Abstammungsgemeinschaften sich 
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durch besondere Stabilität und Langlebigkeit auszeich-

nen, während eine bloß gemeinsame Staatsangehörigkeit 

per se noch keinerlei Solidarität stiftet. 

Wenn also zum Beispiel in den Medien von »Deut-

schen« die Rede ist, die angeblich in Syrien oder dem 

Irak in den Dschihad ziehen, und damit nicht etwa eif-

rige Konvertiten gemeint sind (die es ja auch gibt, die 

aber eine ganz eigene Kategorie darstellen), sondern Per-

sonen, deren Familien aus der Türkei oder dem arabi-

schen Raum stammen; oder wenn behauptet wird, der 

Zuzug von »Rumänen« würde in Deutschland soziale 

Probleme verursachen - und dabei verschwiegen wird, 

daß es sich mitnichten um ethnische Rumänen, sondern 

um Zigeuner mit rumänischem Paß handelt - , dann ist 

dies nicht nur eine Verunglimpfung des deutschen bzw. 

rumänischen Volkes, sondern schlicht Desinformation: 

Der jeweilige Autor verwendet zur Bezeichnung der 

Volkszugehörigkeit einen juristischen Begriff, der zur 

Erhellung soziologischer Sachverhalte nichts beitragen 

kann (und soll) und nur für staatliche Instanzen von Be-

deutung ist, weiß aber, daß sein Publikum ganz selbst-

verständlich von einem ethnischen und eben nicht von 

einem staatsrechtlichen Volksbegriff ausgeht - weil es 

für den Normalbürger ganz sinnlos wäre, in einem der-

artigen Kontext in juristischen Kategorien zu denken. 

Der Sinn dieser unredlichen Wortwahl besteht darin, 

die Entscheidung darüber, wer zu einem Volk gehört und 

wer nicht, nicht dem jeweiligen Volk zu überlassen, son-

dern staatlichen Instanzen, die die deutsche Staatsan-

gehörigkeit wahllos auch solchen Menschen verleihen, 

die es explizit ablehnen, sich als Deutsche zu betrachten 
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und sich mitnichten als Teil einer generationenübergrei-

fenden Schicksalsgemeinschaft verstehen, sondern eher 

als Sachwalter der Interessen ihrer eigenen ethnischen 

Gruppe bzw. Herkunftsnation. 

So muß es denn auch niemanden wundern, daß zum 

Beispiel türkischstämmige »Volksvertreter« gegen selbst 

lächerliche Verschärfungen von Einwanderungsbedin-

gungen Sturm laufen und dabei nicht einmal so tun, 

als hätten sie dabei die Interessen des deutschen Vol-

kes im Auge; es wird nicht der geringste Versuch unter-

nommen, uns mit Argumenten davon zu überzeugen, 

wir hätten ein Interesse daran, unqualifizierte Perso-

nen ohne Sprachkenntnisse einwandern zu lassen - wie 

auch? Und so wird die Debatte auf eine scheinmorali-

sche Ebene verlagert: Als ob es ein »Recht« von Men-

schen aus aller Herren Länder gäbe, sich in Deutschland 

niederzulassen, und demgemäß eine »Pflicht« der Deut-

schen, dies zu dulden, und es folglich - »Rass i smus« sei, 

es nicht zu dulden. 

Die Ideologie, wonach die ethnische Herkunft keine 

Rolle spiele und deshalb jeder Inhaber eines deutschen 

Passes (»Deutscher« im juristischen Sinne) automatisch 

»Deutscher« im Sinne der Zugehörigkeit zu jener Soli-

dargemeinschaft sei, die das deutsche Volk (ungeach-

tet der Bemühungen »seiner« Politiker) immer noch ist, 

wird von niemandem schlagender dementiert als von 

solchen »Volksvertretern«, die ohne jedes Schamgefühl 

die Interessen ihrer ethnischen Gruppe an weiterem 

Wachstum (und ihr damit einhergehendes eigenes Inter-

esse an der Ausweitung ihrer Wählerbasis) zum leiten-

den Maßstab ihres Handelns machen. 
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Die Ideologie hinter einer Medienberichterstattung, 

die jeden Inhaber eines deutschen Passes als »Deut-

schen«, jeden Inhaber eines rumänischen Passes als 

»Rumänen« usw. bezeichnet, lautet, daß es so etwas wie 

Völker eigentlich nicht gebe. Ihr Ziel ist es, genau diese 

Ideologie unter die Leute zu bringen. 

D I A L O G 

Das Wort »Dialog« s tammt ursprünglich aus der Thea-

tersprache: Ein Dialog ist ein Vorgang, bei dem Schau-

spieler auswendig gelernte Texte vortragen, während die 

Zuschauer die Illusion haben sollen, es handele sich um 

einen spontanen und ergebnisoffenen Wortwechsel. 

In diesem Sinne kann man es nicht einmal eine se-

mantische Lüge nennen, wenn von politischer Seite di-

verse »Dialoge«, insbesondere (aber nicht nur) zwischen 

Religionen und Kulturen und vor allem mit dem Islam 

gefordert werden. Es handelt sich um symbolische po-

litische Schauveranstaltungen, deren Zweck darin be-

steht, die mangelnde Fähigkeit zur Lösung von Proble-

men durch demonstrative Scheinaktivität zu kaschieren. 

D I A L O G , INTERRELIGIÖSER 

Wenn vom interreligiösen Dialog die Rede ist, dann ist 

entweder der christlich-jüdische oder der christlich-is-

lamische Dialog gemeint. Von einem jüdisch-buddhisti-

schen oder einem islamisch-hinduistischen Dialog hat 

noch niemand gehört. Wir lernen daraus, daß nicht alle 

Religionen in gleicher Weise an einem interreligiösen 

Dialog interessiert sind. Es sind regelmäßig die Vertreter 
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der christlichen Amtskirchen, die hierzu die Initiative er-

greifen, und sie tun es nicht gegenüber jedermann, son-

dern nur gegenüber solchen Religionen, deren Vertreter 

mit dem Christentum ein Problem haben. Wie für jeden 

Dialog gilt also auch für den interreligiösen, daß er so-

wohl die Existenz eines Problems als auch die mangelnde 

Fähigkeit zu seiner Lösung anzeigt. Da alle drei Religio-

nen den Anspruch erheben, letzte Wahrheiten zu ver-

künden, ihre Inhalte aber miteinander unvereinbar sind -

das gilt auch für das Verhältnis zwischen der christlichen 

und der jüdischen Religion -, wäre ein ehrlicher Dialog 

zwischen den Religionen einer, bei dem lediglich diese 

Unvereinbarkeit festgestellt und der daraufhin beendet 

wird. Faktisch freilich stellen die Vertreter der christli-

chen Amtskirchen lediglich den Wahrheitsanspruch ih-

rer eigenen Religion zur Disposition (-»'Weltethos), nur 

um sich zu wundern (oder nicht einmal zu bemerken), 

daß weder (orthodoxe) Rabbiner, noch Imame diesem 

Beispiel folgen. Warum sollten sie auch? Ein Glaube, der 

sich selbst relativiert, ist keiner, und religiöse Würdenträ-

ger, die den Glauben ihrer Kirche nicht zu verkünden wa-

gen (und vermutlich auch nicht teilen), und die deshalb 

den Würdenträgern anderer Religionen nichts Besseres 

anzubieten haben als den Vorschlag, sie möchten doch 

bitte ebenfalls ihren Glauben relativieren, verhalten sich 

wie Generäle, die in dem Moment ein mit pazifistischen 

Phrasen garniertes Waffenstillstandsangebot machen, in 

dem ihre Armee sich auflöst. 
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• D I A L O G MIT DEM ISLAM

Daß der Dialog mit dem Islam keineswegs nur von Bi-

schöfen, sondern - vermutlich sogar häufiger - von Po-

litikern postuliert wird, ist per se schon Beweis genug,

daß der Islam erstens eine eminent politische Religion

ist und zweitens christlich geprägte Gesellschaften mit

moslemischer Minderheit vor enorme politische Pro-

bleme stellt - was besagte Politiker freilich nicht daran

hindert, beides abzustreiten.

Der Islam ist nicht eine Religion, die man von ande-

ren Lebensbereichen abtrennen und im stillen Kämmer-

lein praktizieren könnte: Er ist eine umfassende Weltauf-

fassung mit Gültigkeit auch für die Politik, das Recht, die 

Wissenschaft usw., und er impliziert die Pflicht der Mos-

lems zum Dschihad, das heißt zur Errichtung politischer 

Ordnungen auf der Basis des islamischen Rechts, zur Un-

terwerfung der »Ungläubigen« und zur Verdrängung aller 

anderen Religionen, bis die ganze Welt islamisch gewor-

den ist. Gewaltanwendung ist dabei unter bestimmten 

Voraussetzungen erlaubt, aber der Dschihad beschränkt 

sich keineswegs darauf: Grundsätzlich ist alles, was ein 

Moslem zur Verbreitung des Islams tut, Dschihad, und 

er ist dazu verpflichtet, selbst wenn die Mittel, die dabei 

angewendet werden, aus unserer Sicht verwerflich sind. 

Mehr noch: Das gesamte, sehr ausgefeilte islamische Nor-

men- und Wertesystem ist darauf ausgerichtet, moslemi-

sche zur Verdrängung und Unterwerfung nichtmoslemi-

scher Gemeinschaften zu befähigen. 

Für einen Menschen, der seinen eigenen (nominellen) 

Glauben lediglich als dekorative quasitheologische Be-

mäntelung eines liberalen, das heißt im Kern: atheisti-
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schen, Weltverständnisses auffaßt, muß es in der Tat un-

begreiflich sein, daß es Menschen geben soll, die die Ge-

bote ihrer Religion buchstäblich als göttlichen Auftrag 

interpretieren und die liberale Begeisterung für »Dia-

loge« aller Ar t nur mit Verachtung zur Kenntnis nehmen 

können. Solange sie in der schwächeren Position sind, 

lassen Vertreter des Islams sich zwar nolens volens auf 

den politisch erwünschten Dialogzirkus ein, dies frei-

lich nur aus propagandistischen Gründen und um die 

Gelegenheit zu nutzen, der Gegenseite Zugeständnisse 

abzuschwatzen, die sie selbst keineswegs zu machen ge-

denken. In Ländern, in denen der Islam tatsächlich zur 

Herrschaft gelangte, konnte nicht nur in der Vergangen-

heit von einem Dialog nicht die Rede sein, sondern auch 

nicht in der Gegenwart, und auch in der Zukunf t wird 

es dergleichen nicht geben. Der »Dialog mit dem Islam« 

wird von dessen Vertretern als Verhandlung um die Mo-

dalitäten einer schleichenden Kapitulation aufgefaßt. Er 

wird so aufgefaßt, weil er eben dies tatsächlich ist. 

• D I S K R I M I N I E R U N G

»Diskriminierung« heißt nicht mehr und nicht weniger

als »Unterscheidung«, und Unterscheidungen zwischen

Menschen nehmen wir täglich vor: Einen Bischof behan-

deln wir anders (nicht unbedingt freundlicher, aber an-

ders) als unseren Kneipenwirt, einen Freund anders als

einen Vorgesetzten, eine junge Hübsche anders als eine

alte Häßliche, einen Nachbarn, dem wir vertrauen, an-

ders als einen Unbekannten, über dessen Vertrauens-

würdigkeit wir nichts sagen können. Und all das ist nicht
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nur unser gutes Recht, es ist in vielen Zusammenhängen 

geradezu unvermeidlich. Ich jedenfalls würde jeden für 

verrückt halten, der während seines Urlaubs seine Woh-

nungsschlüssel einem wildfremden Menschen anver-

traute statt dem wohlbekannten Nachbarn, nur damit 

der fremde Mensch sich nicht diskriminiert fühlt . 

Kaum weniger verrückt fänden wir es, wenn der Staat 

Dreijährige als Lehrer oder Rollstuhlfahrer als Fall-

schirmjäger akzeptieren würde, nur um Kinder respek-

tive Behinderte nicht zu diskriminieren. Und in der Tat 

unterliegt nicht einmal der Staat, ungeachtet des Gleich-

heitsgrundsatzes, einer solchen Pflicht. Selbst der an den 

Gleichheitsgrundsatz (genauer: an das Verbot willkürli-

cher Ungleichbehandlung gleichartiger Sachverhalte) 

gebundene Staat, erst recht jeder Private, hat sehr wohl 

das Recht, Unterscheidungen vorzunehmen; der Staat 

dann, wenn er damit einen legitimen Zweck verfolgt und 

die Unterscheidung nicht willkürlich erfolgt, ohne daß 

solche Unterscheidungen deswegen schon als »Diskri-

minierung« verteufelt würden. 

Von Diskriminierung im vorwerfbaren Sinne kann 

also nur dort die Rede sein, wo erstens ein Anspruch 

auf Gleichbehandlung besteht - ein solcher Anspruch 

besteht allenfalls dem Staat gegenüber - und wo der 

Adressat dieses Anspruchs zweitens für eine eventuelle 

Ungleichbehandlung keine legitimen Gründe geltend 

machen kann. Könnte man also zum Beispiel die Be-

hauptung bejahen, alle Mädchen hätten einen gleichen 

Rechtsanspruch, gleich oft zum Tanzen aufgefordert zu 

werden, und könnte man behaupten, der junge Mann, 

der lieber mit einem hübschen als mit einem häßlichen 
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Mädchen tanzt, könne hierfür keine legitimen Gründe 

geltend machen, dann - aber eben nur dann! - könnte 

man besagtem jungen Mann »diskriminierendes« Ver-

halten vorwerfen. 

Unter diesen Prämissen ist es reichlich schwierig, Bei-

spiele für Diskriminierung zu finden. Am ehesten findet 

man sie dort, wo diejenigen, die sonst nicht laut genug 

»Diskriminierungen« aller Art bejammern, sie schon 

deshalb am wenigsten vermuten würden, weil sie selbst 

die Urheber sind: Etwa wenn der Staat friedliche und 

gesetzestreue Bürger im Verfassungsschutzbericht re-

gierungsamtlich als angebliche Rechtsextremisten ver-

unglimpft (während derselbe Staat Vereinigungen mit 

Steuergeldern fördert, in denen es von Rechtsbrechern 

und Verfassungsfeinden nur so wimmelt). 

Glaubt man freilich der veröffentlichten Meinung, so 

ist Deutschland eine einzige Diskriminierungshölle, in 

der insbesondere Ausländer, Frauen und Homosexuelle 

ständig willkürlich und ungerecht benachteiligt wer-

den - selbstredend aus purer Bösartigkeit der sie Be-

nachteiligenden. 

Welche skurrilen Blüten die Besessenheit treibt, al-

lerorten Diskriminierung und Rassismus zu wittern, 

konnte man 2011 in Berlin studieren. Dort gibt es, wie 

auch anderswo, eine Antidiskriminierungsstelle, und 

diese Stelle ist offenbar nicht ausgelastet. 

Man sollte meinen, dies sei eine erfreuliche Nach-

richt: Es scheint gar nicht so viel Diskriminierung zu ge-

ben, wie immer behauptet wird. 

Weil aber nicht sein kann, was nicht sein darf (und 

weil es vor allem Planstellen für verdiente Genossen ko-
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sten würde, wenn man es zugäbe), startete der Berliner 

Senat 2011 eine Propagandakampagne, in der die Ziel-

gruppen auf Plakaten und in Anzeigen unter dem Titel 

»Diskriminierung hat viele Gesichter« aufgefordert wur-

den, sich doch gefälligst diskriminiert zu fühlen, und 

Gründe zu suchen, sich diskriminiert zu fühlen, und sich, 

wenn man selber solche Gründe nicht hat oder nicht 

kennt, doch bitte an die Antidiskriminierungsstelle zu 

wenden, um sich dort darüber aufklären zu lassen, wie 

sehr man doch diskriminiert werde, und diejenigen, die 

einen diskriminiert haben, beim Staat zu denunzieren. 

Man kann dies noch ein bißchen weiterspinnen: Der 

logische nächste Schritt wird sein, amtlich bestallte Dis-

kriminierungsberater von Tür zu Tür gehen zu lassen, 

die dann jeden Angehörigen einer Minderheit so lange 

verhören, bis er zugibt, daß er diskriminiert wurde, und 

den Übeltäter anzeigt. Und wer das nicht tut, wird wohl 

eine Strafsteuer bezahlen müssen. 

Dabei versteht es sich von selbst, daß die Gleichheit, 

die stets dort pathetisch eingefordert wird, wo angebliche 

oder auch tatsächliche Diskriminierung angeprangert 

und eine Antidiskriminierungspolitik verfolgt wird, dort 

ihre Grenzen findet, wo eben diese »Antidiskriminie-

rung« praktiziert wird. Wenn in der aktuellen Fassung des 

Grundgesetzes dem an sich unzweideutigen Satz »Män-

ner und Frauen sind gleichberechtigt« die Einschränkung 

folgt »Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 

der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und 

wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin« (Art. 

3 II 2 GG), dann ist der Staat dadurch nach herrschender 

Meinung bevollmächtigt, Männer zum Beispiel bei Stel-
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lenausschreibungen zu benachteiligen, das heißt, es han-

delt sich um einen Freibrief zur Diskriminierung im klas-

sischen und vorwerfbaren Sinne des Wortes, und dies im 

Namen der Anti-Diskriminierungspolitik. 

Diesen Freibrief ausgerechnet mit dem Anspruch auf 

Gleichberechtigung zu begründen, kann nur demjenigen 

plausibel erscheinen, der davon ausgeht, die faktisch un-

gleiche Repräsentanz von Männern und Frauen in unter-

schiedlichen Berufsgruppen könne nicht anders zustande 

gekommen sein als durch die böswillige und willkürliche 

Diskriminierung von Frauen, denen mithin ihre Gleich-

berechtigung vorenthalten werde - und nicht etwa da-

durch, daß Männer und Frauen in ihrer Lebensplanung 

und -gestaltung unterschiedliche Prioritäten setzen, ob-

wohl gerade dies nicht nur für jedermann offen zutage 

liegt, sondern auch durch einschlägige Untersuchungen 

regelmäßig bestätigt wird: Es ist in der Tat so, daß Män-

ner (selbstredend nicht in jedem Einzelfall, wohl aber im 

Durchschnitt) sich stärker für Technik, Geld, Karriere 

und Macht interessieren, Frauen für Menschen und so-

ziale Beziehungen. Gerade wenn keine Diskriminierung 

stattfindet, muß ein solches Präferenzprofil sich in unter-

schiedlicher Verteilung von Männern und Frauen auf un-

terschiedliche Berufsgruppen und -wege niederschlagen. 

Je offensichtlicher es wird, daß geschlechtsspezifische 

Diskriminierung im Berufsleben, die es früher durchaus 

gegeben haben mag, heute die krasse Ausnahme darstellt, 

je unhaltbarer also die Diskriminierungsthese und die 

mit ihr begründete Vergewaltigung des Grundgesetzes 

zur Legitimierung rechtsstaatswidriger Diskriminierung 

wird, desto haarsträubender werden die ideologischen 

8 0 



D I S K R I M I N I E R U N G 

Kapriolen, die zur Begründung solcher Praktiken herhal-

ten müssen. Da kann man die Prioritäten, die die Men-

schen tatsächlich setzen, nicht akzeptieren und schon gar 

nicht respektieren, nein, man muß darauf bestehen, daß 

diese Prioritäten gar nicht ihre eigenen, sondern ihnen 

durch »gesellschaftliche Rollenkonstrukte« aufgezwun-

gen worden seien, die man den Menschen daher austrei-

ben müsse, möglichst schon im Kindergarten. Man nennt 

dergleichen auch »Gehirnwäsche«. Inwiefern freilich ein 

Gewinn an Freiheit damit verbunden sein soll, wenn man 

genötigt wird, sich den ideologischen Zwangsvorstellun-

gen von Gendertheoretikerinnen anzupassen, wird das 

Geheimnis eben dieser Theoretikerinnen bleiben. 

Welchen Zielen und Interessen die allgegenwärtige 

Diskriminierungsrhetorik dient, läßt sich daran ablesen, 

wer alles - anscheinend in allseitigem stillschweigendem 

Einverständnis - nicht diskriminiert werden kann: Auf-

schlußreich ist dies deshalb, weil die Behauptung, »dis-

kriminiert« zu sein, in der politischen Praxis zur Bevor-

zugung derjenigen Gruppe führt , die diesen Anspruch 

als Geschäftsgrundlage durchsetzen konnte, und dem-

entsprechend (das ist nun einmal die Kehrseite der Me-

daille) zur Benachteiligung der entsprechenden Gegen-

gruppe. Was bedeutet es, daß Moslems als diskriminiert 

dargestellt werden, Christen aber nicht; Homosexuelle, 

aber keine Heterosexuellen; Ausländer, aber keine Deut-

schen (Eine Nationalitätsbezeichnung mit »Scheiß-« 

einzuleiten, gilt als -» Volksverhetzung, wenn Auslän-

der, nicht aber, wenn Deutsche die Adressaten sind; das 

entspricht zwar nicht dem Wortlaut des Gesetzes - § 130 

Abs. 1 Nr. 2 StGB -, wohl aber der herrschenden Ausle-
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gung); Linke, aber keine Rechten (auch dies steht in kei-

nem Gesetz, ist aber stillschweigend gebilligte Praxis); 

Hartz-IV-Empfänger, aber keine Unternehmer? 

Das bedeutet, daß genau diejenigen Gruppen, die tra-

ditionell den Kern des Volkes darstellen, indem sie den 

Löwenanteil der wirtschaftlichen Leistungen erbringen, 

Verantwortung für Familien übernehmen, ihr politisches 

Handeln am Interesse der Nation an deren Selbstbehaup-

tung ausrichten und insbesondere nicht auf der Basis 

fortgesetzten Diskriminierungsgejammers den Steuer-

zahler zur Kasse bitten (Wie auch? Sie selbst sind ja »der 

Steuerzahler«), zugunsten von Minderheiten benachtei-

ligt werden, deren Beitrag zum Wohlergehen des Landes 

im Durchschnitt deutlich geringer, zum Teil auch negativ 

ist. Eine solche Politik hat nichts mit Menschenfreund-

lichkeit zu tun. Sie ist der ideologisch bestenfalls faden-

scheinig bemäntelte Versuch, ein Land zu zerstören. 

• D I V E R S I T Y M A N A G E M E N T

Dies ist einer jener Anglizismen, die man nicht ins Deut-

sche übertragen kann, ohne das Publikum ins Grübeln

zu bringen, und dies selbst dann, wenn man »Diversity«

schönfärbend mit »Vielfalt« statt korrekt mit »Verschie-

denheit« übersetzte. Alle Versuche, das »Diversity Ma-

nagement« als ein positives Konzept zu verkaufen, das

Unternehmen in die Lage versetze, die ethnische, reli-

giöse, kulturelle (etc.) Verschiedenheit ihrer Mitarbeiter

produktiv zu nutzen, können nicht darüber hinwegtäu-

schen, daß die Entscheidungsträger großer Unterneh-

men keineswegs nach »Diversity« riefen, solange ihre

8 2 



D U M P F 

Belegschaften noch homogen waren, und sie erst be-

jubelten, als einer ihrer größten Kunden, nämlich der 

Staat, sie durch den Mund von Politikern dazu auffor-

derte. Selbst dann aber enthält das Wort »Management« 

das Eingeständnis, daß es hier etwas zu verwalten, zu 

ordnen, zu kontrollieren gibt. Was von selber funktio-

niert, bedarf keines Managements, und »Diversity Ma-

nagement« bedeutet, daß mit der »Diversity« ein Pro-

blem entstanden ist, wo vorher keines war, und mit dem 

man nun irgendwie zurechtkommen muß. 

• D U M P F

Wenn etwas in politischen Zusammenhängen als

»dumpf« bezeichnet wird, dann sind es zumeist »Paro-

len«. »Dumpf« sind sie dann, wenn der Autor nicht bereit

oder nicht in der Lage ist, sich argumentativ mit ihnen

auseinanderzusetzen. Da er dies schlecht zugeben kann,

nennt er sie »dumpf« und verläßt sich darauf, daß dann

schon keiner nachfragen wird, worin die »Dumpfheit«

eigentlich besteht (aus Angst, sonst selbst der Dumpf-

heit verdächtigt zu werden). Ein Schuft, wer solche Rhe-

torik irgendwie dumpf findet!

Siehe auch -»»krude«. 

• EINFACHE A N T W O R T E N AUF SCHWIERIGE FRAGEN

Die etablierte Politik bezichtigt oppositionelle Kräfte

gerne, »einfache Antworten auf schwierige Fragen« zu

geben (-»Populismus). Nichts könnte falscher sein. Die

Antworten sogenannter Populisten sind deshalb so ein-
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fach, weil auch ihre Fragen es sind: Wollen die Völker 

Europas Masseneinwanderung? Bereichert sie sie? Hat 

der Euro ihnen genützt? Wollen sie von Brüssel aus re-

giert werden? Wollen sie -»Gender Mainstreaming? Ist 

Deutschland das Land der Deutschen? Sagen unsere Po-

litiker uns die Wahrheit? 

Die Antworten auf diese einfachen Fragen sind in 

der Tat einfach. Sie sind sogar so einfach und liegen so 

sehr auf der Hand, daß die Fragen sich praktisch von 

selbst beantworten, und diese Antworten fallen für die 

politische Klasse vernichtend aus. Die Floskel von den 

»einfachen Antworten auf schwierige Fragen« dient 

ihr ausschließlich dazu, die Probleme als so ungeheuer 

kompliziert darzustellen, daß nur Personen von über-

menschlicher Genialität (als welche sich die Angehöri-

gen der politischen Klasse somit en passant selbst dar-

stellen) diesen -»Herausforderungen gewachsen sind, 

der Normalsterbliche aber, insbesondere wenn er sich 

am -»Stammtisch äußert, von vornherein unqualifi-

ziert ist, sich mit politischen Themen überhaupt zu be-

fassen oder seine Interessen zu vertreten, und sich daher 

tunlichst - und natürlich nur zu seinem Besten - bevor-

munden lassen sollte. 

• E R I N N E R U N G

Wenn Angehörige der politischen Klasse im Zusammen-

hang mit der deutschen Geschichte das Wort »Erinne-

rung« verwenden, wenn sie insbesondere hinzufügen,

man müsse diese Erinnerung »wach«24 oder »lebendig

halten«,25 kann man getrost hohe Summen darauf wetten, 
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daß von »der deutschen Besatzung und dem nationalso-

zialistischen Rassenwahn« beziehungsweise der »natio-

nalsozialistischen Diktatur« die Rede ist. 

Positiv konnotierte Ereignisse der deutschen Ge-

schichte, die Anlaß zum Stolz und zu nationalem Selbst-

bewußtsein bieten könnten, sind aus ihrer Sicht offenbar 

weniger oder überhaupt nicht erinnerungswürdig. Wa-

rum eigentlich nicht? 

Vielleicht, weil man eine selbstbewußte Nation nicht 

ohne Weiteres dazu bringen könnte, sich »überall auf 

der Welt für Toleranz, für friedliches Miteinander-Le-

ben, für Demokratie einzusetzen«,26 was aus der ideolo-

gietriefenden Sprache der Kanzlerin in klare deutsche 

Prosa übertragen bedeutet, daß diese Nation es womög-

lich ablehnen könnte, aus der »Gesamtverantwortung 

Deutschlands für seine Geschichte«27 den Schluß zu 

ziehen, man müsse das westliche Gesellschaftsmodell 

»überall auf der Welt« herbeibomben helfen - und sich 

dann aus der Geschichte zu verabschieden. 

Selbstredend fällt solchen Politikern auch nicht auf, 

wie absurd es ist, eine Erinnerung »wach« oder »leben-

dig« halten zu wollen, die man als Nachgeborener selbst 

gar nicht hat und niemals hatte, und die insofern niemals 

lebendig war: ein Artefakt aus zweiter Hand, hergestellt 

von Historikern, Lehrern, Publizisten, Fernsehanstalten, 

kurz: von der ideologieproduzierenden Industrie, den wir 

aber für unsere eigene Erinnerung halten bzw. mit die-

ser verwechseln sollen, weil die Regierung, die sich offen-

bar für befugt hält, selbst in die Köpfe ihrer Bürger noch 

hineinzuregieren, dies so wünscht. In solchen Zusam-

menhängen ist das Wort »Erinnerung« eine semantische 
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Lüge, mit der für eine bestimmte Geschichtsideologie 

eine Authentizität suggeriert wird, die sie genausowenig 

besitzt wie irgendeine andere Ideologie. 

Nun liegt es in der Natur der Sache, daß die Ausein-

andersetzung mit historischen Themen eine Auseinan-

dersetzung mit Artefakten ist. Bei anderen historischen 

Themen als dem Dritten Reich liegt der Fall aber inso-

fern anders, als die Politik dort normalerweise nicht ver-

sucht, sich die Deutungshoheit zu sichern, daß sie nicht 

versucht, historische Wahrheit per Gesetz festzuschrei-

ben (wie beim Verbot, die Historizität des -»Holocausts 

anzuzweifeln), daß deswegen die Freiheit und Autono-

mie der Geschichtswissenschaft um so größer ist, je we-

niger ihr jeweiliges Thema mit Hitler in Verbindung 

gebracht werden kann, und daß nicht penetrant das in 

diesem .Kontext völlig unpassende Wort »Erinnerung« 

verwendet wird. Was unter »Erinnerung« im Sinne des 

BRD-Sprechs zu verstehen ist, hat der damalige Bundes-

präsident Richard von Weizsäcker in seiner Rede am 

8. Mai 1985 in Ausübung seines Amtes als Chefideologe

der politischen Klasse so umschrieben: »Erinnern heißt, 

eines Geschehens so ehrlich und rein zu gedenken, daß 

es zu einem Teil des eigenen Innern wird.«28

Hier wird »Erinnerung« mit »Verinnerlichung« 

gleichgesetzt und als solche auch denjenigen Teilen 

des Volkes zugemutet, die, anders als Weizsäcker selbst, 

keine eigene Erinnerungen mehr an die Ära Hitler ha-

ben. »Verinnerlichung« bedeutet aber nichts anderes als 

den Verzicht auf kritische Reflexion und auf Auseinan-

dersetzung mit konkurrierenden Lesarten zugunsten ei-

ner gleichsam festverdrahteten Selbstverständlichkeit. 
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»Erinnerung« ist also das Gegenteil von Geschichts-

schreibung, sofern man diese als Wissenschaft versteht, 

die als solche davon lebt, daß neue Hypothesen entwic-

kelt und konkurrierende Lesarten zur Debatte gestellt 

werden. Sie ist das Gegenteil von historischer Aufklä-

rung, in der man versuchen würde, den Nationalsozialis-

mus zu erklären, wie man auch andere historische Epo-

chen erklärt. Eine solche Aufklärung, also eine Histori-

sierung des Nationalsozialismus, würde, wie bei anderen 

historischen Themen auch, dazu führen, daß immer neu 

gefragt wird und die Antworten immer wieder am neue-

sten Stand der Erkenntnis gemessen werden. Das ge-

schieht gerade nicht. Die »Erinnerung« bleibt gleichsam 

eingefroren im Aggregatzustand immer gleicher stereo-

typer Phrasen. Wer debattieren wollte, müßte denken 

und würde dann zwangsläufig von der vorgestanzten 

Phraseologie abweichen. Der letzte deutsche Politiker, 

der das versucht hat, war Philipp Jenninger, der diesen 

Versuch mit dem Verlust seines Amtes bezahlte. 

Das Wort »Erinnerung« ist einem solchen Kontext 

nicht nur bereits in sich eine semantische Lüge; sie ist 

auch nach dem Maßstab des Wahrheitsbegriff der Wis-

senschaft das Gegenteil von Wahrheit, und sie impliziert 

in jeder Hinsicht das Gegenteil von »Wahrhaftigkeit« im 

Sinne einer aufrichtigen Suche nach Wahrheit. 

Daß Weizsäcker freilich - und zwar mit dem Ge-

stus moralischer Autorität! - der Forderung nach solch 

durch und durch unwahrer und unwahrhaftiger »Erin-

nerung« das Postulat hinterherschickt, »das stellt große 

Anforderungen an unsere Wahrhaftigkeit«, setzt das 

Tüpfelchen aufs i. 

8 7 



EUROPA 

• E R I N N E R U N G S K U L T U R , ERINNERUNGSPOLITIK

Auch diese Begriffe schleppen die immanente Unwahr-

haftigkeit des Wortes -»»Erinnerung« gleichsam mit

sich herum, lassen aber doch eine Lesart zu, wonach

nicht ein fiktives »Sicherinnern«, sondern das »Erinnern

an etwas« gemeint sei und weisen insofern zutreffend

darauf hin, daß es bei der »Erinnerungskultur« minde-

stens zwei Gruppen gibt: die, die Andere an etwas erin-

nern, und die, die erinnert werden.

Noch deutlicher enthält die »Erinnerungspolitik« das 

Eingeständnis, daß es um die Ausübung von Macht geht. 

Die hermetische Geschlossenheit der BRD-Sprache weist 

hier einen Riß auf, insofern es zumindest möglich ist, diese 

Begriffe in einem kritischen Sinne zu gebrauchen, und sie 

die Frage herausfordern: Wer erinnert? Wen? Woran? Mit 

welchem Recht? Aus welchem Grund? Mit welchem Ziel? 

• EUROPA

Was »Europa« im Munde deutscher Politiker und Me-

dienvertreter bedeutet, läßt sich am besten ex negativo

erschließen, indem man fragt, wer denn als »europa-

kritisch«, »europafeindlich« oder »antieuropäisch« be-

zeichnet wird: nämlich durchweg Kräfte, die der wei-

teren Entmachtung des Nationalstaates zugunsten

demokratisch nicht legitimierter supranationaler Orga-

nisationen, insbesondere der EU, Widerstand leisten.

»Europa« ist in diesem Sinne weder ein geographi-

scher, noch ein kultureller und erst recht kein ethnischer 

Begriff, sondern eine Chiffre für die Europäische Union 

und deren Anspruch auf unaufhörlichen Machtzuwachs 

8 8 



EUROPA 

auf Kosten der Nationalstaaten und ihrer Völker. Der 

Begriff wird ausschließlich zur I rreführung eines Pu-

blikums verwendet, das sich mit »Europa« im Sinne ei-

ner historisch gewachsenen Völkerfamilie und Kultur-

gemeinschaft teilweise durchaus identifiziert, also mit 

dem Gegenteil dessen, was die Europäische Union ver-

körpert. Eine Völker- und Kulturgemeinschaft kann 

man nämlich weder geographisch noch sozial beliebig 

ausdehnen, ohne sie zu zerstören. Eben dies ist aber der 

Kern der EU-Politik. 

»Europa« ist in solchen Zusammenhängen eine se-

mantische Lüge, die eine rein polemische Funktion hat: 

das Totschlagwort gegen Kritiker der EU - einschließlich 

der Richter des Bundesverfassungsgerichts, die sich von 

Politikern schon einmal das Verdikt anhören müssen, sie 

seien »anti-europäisch«,39 weil sie den Kurs der politischen 

Klasse in Richtung auf den Selbstmord des demokrati-

schen Nationalstaates ab und zu wenigstens zaghaft zu 

korrigieren versuchen, und sich prompt mit der Drohung 

konfrontiert sehen, »aus Unmut über die jüngsten Urteile 

des Bundesverfassungsgerichts die Rechte der Richter zu 

beschneiden«.30 Bedenkt man, daß die Richter selbst von 

der politischen Klasse bestimmt werden und deren Lieb-

lingsprojekte nur dann bremsen, wenn das Grundgesetz 

ihnen nicht den Hauch einer Alternative läßt, dann läßt 

sich an der ihnen geltenden Kritik ablesen, wie sehr »Eur-

opa« ein Projekt ist, das gegen Recht und Verfassung aus-

gespielt wird. »Europa« ist eine rhetorische Waffe zur 

Durchsetzung einer Politik des Hochverrats. 
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• E X T R E M I S T

»Extrem« heißt laut Duden-Definition »äußerst«, »bis an

die Grenze gehend«. Ein Extremist ist mithin jemand, der

sich am Rand des politischen Spektrums befindet: an der

Peripherie, nicht im Zentrum. Das Zentrum, die vielzi-

tierte politische »Mitte«, hat keinen feststehenden poli-

tischen oder ideologischen Inhalt; dieser Inhalt wechselt

vielmehr mit den Machtverhältnissen. Die Mitte ist stets

dort, wo sich die Machthaber, deren Meinungsmultipli-

katoren und folglich auch die Masse des Volkes befin-

den. Macht, Mainstream, Masse sind die Komponenten,

durch die die politische Mitte definiert wird. Folglich ist

ein Extremist also per definitionem jemand, der eine Al-

ternative zur jeweils aktuellen politischen Mitte vertritt,

ein Mensch, der nicht die Macht, nicht den Mainstream

und nicht die Masse auf seiner Seite hat. Über die Rich-

tigkeit oder Verkehrtheit seiner politischen Ansichten

sagt dies überhaupt nichts aus, sofern man nicht die An-

sicht vertreten möchte, Wahrheit sei per se etwas, das

von einer Mehrheit oder auch einfach par ordre du muft i

verordnet werden könne.

Extremist ist, wer von den Machthabern und ihren 

Handlangern als solcher bezeichnet wird. Dazu muß er 

keineswegs ein Verfassungsfeind sein, schon gar nicht 

in der real existierenden BRD, wo die politische Klasse 

selbst mit einer Politik des schleichenden kalten Staats-

streichs die Grundlagen der Verfassung beseitigt und 

eine Politik der gezielten und systematischen Entde-

mokratisierung betreibt, indem sie kontinuierlich Kom-

petenzen an supranationale Organisationen überträgt 

und damit ganz offensichtlich so lange fortzufahren ge-
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denkt, bis der demokratisch legitimierte Gesetzgeber 

nichts Wesentliches mehr zu entscheiden haben wird; 

einen solchen Staat wird niemand mehr ernsthaft eine 

->Demokratie nennen können. Zu dieser Entdemokra-

tisierung von oben kommt die Entdemokratisierung von 

unten: Demokratie setzt die Existenz eines Demos, eines 

Volkes, und dessen Souveränität voraus; die fortgesetzte 

Politik, dieses Volk in einer bloßen Bevölkerung, beste-

hend aus ethnischen Minderheiten, aufzulösen, zerstört 

ein für allemal die sozialen Voraussetzungen einer de-

mokratischen Ordnung. Die Auflösung des Volkes ist 

in einer Demokratie nichts anderes, als was der Königs-

mord in einer Monarchie ist: Sie ist Beseitigung des Sou-

veräns, ist Putsch und Hochverrat. Ein »Verfassungs-

schutz«, der diesen Namen verdiente, müßte zuallererst 

seine eigenen politischen Vorgesetzten, und nicht etwa 

deren Kritiker, beobachten, bespitzeln und im Verfas-

sungsschutzbericht anprangern. 

Im politischen Diskurs der BRD freilich ist ein »Ex-

tremist« von vornherein so etwas ähnliches wie ein ge-

meingefährlicher Irrer, also jemand, dem man - » k e i n 

Forum bieten«, den man nicht zu Wort kommen las-

sen und mit dessen Argumenten man sich nicht ernst-

haft auseinandersetzen darf, wenn man nicht in den 

Verdacht geraten möchte, ein Sympathisant, also eben-

falls ein Extremist, sprich ein gemeingefährlicher Irrer 

zu sein. 

Mit einem im klassischen Sinne liberalen Politikver-

ständnis, das sich gerade vom Kampf der Argumente 

einen gesellschaftlichen Erkenntnisgewinn verspricht, 

hat derart bornierte Intoleranz gegenüber minoritären 
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politischen Positionen selbstverständlich nichts zu tun, 

und sie ist auch keineswegs durch das Schlagwort von 

der »wehrhaften Demokratie« gedeckt. »Wehrhafte De-

mokratie« heißt nur, daß die Verfassung dem Staat be-

st immte explizit genannte Mittel an die Hand gibt, die 

Zerstörung seiner verfassungsmäßigen Ordnung zu un-

terbinden. Diese Befugnisse reichen ziemlich weit, bis 

hin zu Parteien- und Organisationsverboten. Sogar die 

Suspendierung der Grundrechte von Einzelpersonen 

(Art. 18 GG) kann dazu gehören - aber gerade nicht der 

generelle Ausschluß sogenannter oder auch tatsächli-

cher Extremisten vom politischen Diskurs; dies jeden-

falls ist die Position, die das Bundesverfassungsgericht 

bisher in ständiger Rechtsprechung vertreten hat. 

Jede Ideologie oder politische Theorie, auch die herr-

schende, impliziert eine bestimmte Optik, durch die be-

st immte Sachverhalte und Zusammenhänge scharf fo-

kussiert, andere eher verschwommen und am Rande, 

wieder andere überhaupt nicht wahrgenommen werden. 

Man braucht keineswegs ein Fundamentalkritiker der 

herrschenden Ideologie zu sein, um zu wissen, daß diese 

ebensowenig wie irgendeine andere Ideologie in der Lage 

ist, gesellschaftliche Zusammenhänge in ihrer Totalität 

zu erfassen, sondern daß es Sachverhalte geradezu ge-

ben muß, die auf der Basis der Selbstbeschreibung eines 

Systems und systemtragender Gruppen überhaupt nicht, 

vom Standpunkt einer systemtranszendierenden Ideolo-

gie aber sehr wohl erfaßbar und erklärbar sind; solche 

Ideologien sind häufig das Feld von Extremisten. Was 

nicht bedeutet, daß deren Anschauungen in toto richtig 

sein müßten, wohl aber, daß sie zur Erfassung von Teil-
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Wahrheiten beitragen können, die m a n nicht unges t raf t 

ignorieren kann. 

Der Marxismus des 19. Jahrhunderts zum Beispiel 

war in jedem denkbaren Sinne des Wortes extremistisch. 

Da der Versuch, ihn zu verwirklichen, zum Gegenteil der 

postulierten Ziele geführ t hat, war er auch eine falsche, 

weil die Wirklichkeit nicht adäquat erfassende Theorie. 

Die marxist ische Kritik am liberalen Kapitalismus aber 

war damit nicht vom Tisch, damals so wenig wie heute, 

und einen Sozialstaat, der die Zentr i fugalkräf te dieses 

liberalen Kapitalismus zu bändigen verstand, hät te es in 

Deutschland ohne diese Kritik möglicherweise nie ge-

geben. Ein solch konstruktiver Umgang mit Kritik setzt 

aber voraus, daß der Kritiker zu Wort kommt, wie es im 

deutschen Kaiserreich der Fall war. Wo er nicht zu Wor t 

kommt, wie in der DDR oder den anderen Staaten des so-

wjetischen Machtbereiches, verbauen sich die Machtha-

ber selbst die Chance, auf Kritik mit Korrekturen zu rea-

gieren. Der Zusammenbruch des jeweiligen Systems ist 

dann die notwendige Folge. 

• FACHKRÄFTEMANGEL

Wer das allgegenwärtige Gerede vom »Fachkräf teman-

gel« in einem Land e rns tn immt , dessen Wir t schaf t 

hochqualifizierte Mit t fünfz iger aus Altersgründen nicht 

einstellt, erstklassigen Universitätsabsolventen mit jeder 

nur wünschenswer ten Vorbildung und Referenz keine 

Stelle gibt und von einem »Mangel« spricht, wenn sich 

auf eine Stellenanzeige nur zehn, statt , wie früher, hun-

dert geeignete Bewerber melden - wer dies also ernst-
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nimmt, wird auch an einen Eismangel in Grönland oder 

einen Sandmangel in der Sahara glauben. 

Die Häufigkeit, mit der von der Existenz eines »Fach-

kräftemangels« die Rede ist, steht in umgekehrtem Ver-

hältnis zur Qualität und Plausibilität der diese Behaup-

tung stützenden Argumente - sofern solche überhaupt 

vorgetragen werden - und dient offensichtlich dazu, ei-

nen Konsens über die Wahrheit, ja, Selbstverständlich-

keit einer in Wirklichkeit fiktiven Behauptung zu fingie-

ren. Wir sollen glauben, es gebe in Gestalt des Fachkräf-

temangels ein drängendes Problem, das nach Abhilfe 

schreie. 

Die Abhilfe, die regelmäßig angeboten wird, ist die 

Öffnung der Grenzen für Masseneinwanderung, woraus 

wir schließen können, daß eben dies auch der Zweck war, 

zu dessen Propagierung der Fachkräftemangel erfun-

den wurde. Der manchmal hinzugefügte (oft aber auch 

weggelassene) Zusatz, selbstverständlich gehe es nur um 

»qualifizierte« Einwanderer, also um »Fachkräfte«, darf 

man nach den Erfahrungen von fünfzig Jahren Einwan-

derungspolitik getrost als eine jener Beruhigungspillen 

betrachten, die immer dann verabreicht werden, wenn 

es gilt, Widerstand gegen die jeweils nächste Einwande-

rungswelle so lange auszuhebein, bis vollendete Tatsa-

chen geschaffen sind: Man redet laut von Ärzten und In-

genieuren, meint damit aber bestenfalls jeden, der nur 

irgendeine Qualifikation hat und läßt am Ende jeden 

herein, der es - legal oder illegal - bis nach Deutschland 

schafft, um dem betrogenen Publikum mit einer immer 

wieder verblüffenden Schamlosigkeit und einem gewis-

sen »April, April« zu eröffnen, nun seien »diese Men-
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schen mit ihrer vielfältigen Kultur, ihrer Herzlichkeit 

und ihrer Lebensfreude« (Maria Böhmer) nun einmal da 

und »eine Bereicherung für uns alle« - vor allem aber 

eben da, auch mit den damit verbundenen Belastungen 

(die es eigentlich gar nicht gebe und deren Existenz zu 

behaupten von rechtsradikaler Gesinnung zeuge; die 

man ungeachtet ihrer Nichtexistenz aber zu tolerieren 

habe) habe man sich als Deutscher eben abzufinden. 

Es gibt viele Akteure, die Masseneinwanderung for-

dern, auch wenn die Gründe sich unterscheiden. Die 

Wirtschaft hat ein Interesse an einem lohndrückenden 

Überangebot an Arbeitskräften, linke Parteien haben ein 

Interesse an der Existenz einer zahlenmäßig möglichst 

starken Unterschicht, die auf Sozialleistungen angewie-

sen ist und deshalb linke Parteien wählt, eine milliarden-

schwere Sozial-, Integrations- und Ideologieindustrie, 

die von der Verwaltung und Beschönigung einwande-

rungsbedingter Probleme lebt, hat ein Interesse an wei-

terem Problemnachschub, Politiker aller Couleur haben 

ein Interesse an gutdotierten Positionen, die bei Wohl-

verhalten nach Abschluß der eigentlichen politischen 

Karriere winken und den Ruhestand vergolden31 und vor 

allem von supranationalen Organisationen und Lobby-

verbänden vergeben werden, die praktisch ausnahmslos 

eine Agenda der Masseneinwanderung verfolgen, und 

so weiter. Interessen, die dieser Politik entgegenstehen, 

sind zwar Interessen einer Mehrheit, institutionell aber 

nur schwach vertreten - womit sich die unter Politikwis-

senschaftlern als Selbstverständlichkeit geltende Beob-

achtung bestätigt, daß Interessen um so schwächer ver-

treten werden, je allgemeiner sie verbreitet sind, und um 

9 5 



F R A U E N F E I N D L I C H K E I T 

so stärker, je kleiner der Kreis der Profiteure ist. Und so 

brauchen wir uns nicht zu wundern, daß das Lied vom 

angeblichen Fachkräftemangel von praktisch allen ge-

sellschaftlichen Großakteuren gesungen wird. 

• FRAUENFEINDLICHKEIT

Als frauenfeindlich gilt, wer bestimmte Tatsachen zur 

Kenntnis nimmt, die ohnehin offen zutage liegen, dar-

über hinaus aber von jeder einschlägigen wissenschaftli-

chen Studie bestätigt werden, nämlich daß Männer und 

Frauen unterschiedlich ticken: daß Männer sich stärker 

für Technik und abstrakte Systeme, Frauen mehr für 

Menschen und soziale Beziehungen interessieren; daß 

Männer ihre Selbstverwirklichung stärker als Frauen in 

Geld, Macht und Karriere suchen; daß ihre persönliche 

Lebenszufriedenheit daher wesentlich stärker von ihrer 

beruflichen Position abhängt, als dies bei Frauen der Fall 

ist; daß letztere sich demgemäß wesentlich häufiger eine 

Teilzeitbeschäftigung wünschen als erstere. 

Wer nicht glaubt, daß alle Frauen unbedingt und mit 

derselben Intensität wie Männer rückhaltlos Karriere ma-

chen möchten und nur durch eine Männerverschwörung 

daran gehindert würden, wer also die tatsächlichen Wün-

sche und Präferenzen von Frauen zur Kenntnis nimmt 

und ihnen Rechnung zu tragen empfiehlt, statt sie zugun-

sten ideologischer Wunschvorstellungen zu ignorieren -

der soll frauenfeindlich sein, während die Konstrukteu-

rinnen dieser Wunschvorstellungen, von denen viele 

bereits aufgrund ihrer sexuellen Orientierung schwer-

lich beanspruchen können, die Gesamtheit aller Frauen 
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zu repräsentieren, sich über deren tatschliche Präferen-

zen freihändig hinwegsetzen und sie nach ihrem eigenen 

Bilde umerziehen möchten, dies selbstredend nicht sind. 

Mit den Frauen, die Gegenstand der unterstellten 

»Frauenfeindlichkeit« sein sollen, sind in aller Regel 

nicht die empirischen Frauen gemeint, sondern ein ideo-

logisches Postulat, das zu den wirklichen Frauen unge-

fähr in demselben Verhältnis steht wie die von kommu-

nistischen Parteien ideologisch postulierte »Arbeiter-

klasse« zu den wirklichen Arbeitern. Es handelt sich um 

die Ideologien selbsternannter Stellvertreter, die damit 

ihren Herrschafts-, Führungs- und Umerziehungsan-

spruch gegenüber ihren ungefragten Schützlingen legi-

timieren, in deren Namen sie handeln, um sie als Werk-

zeug zum Erreichen ihrer eigenen Ziele zu mißbrauchen. 

• FREMDENFEINDLICHKEIT

Als fremdenfeindlich gilt, wer sich von Masseneinwan-

derung nicht bereichert fühlt und sie deshalb unterbun-

den oder wenigstens gebremst sehen möchte. In Wirk-

lichkeit bedarf es hierzu keiner feindseligen Gefühle ge-

genüber Einwanderern, sondern lediglich des Wunsches, 

die Lebenswelt, in der man aufgewachsen ist, zu bewah-

ren. Dies als Fremdenfeindlichkeit zu bezeichnen, ist in 

99 Prozent aller Fälle eine Verleumdung. Daß allerdings 

gerade die Bezichtigung der »Feindlichkeit« als Verleum-

dung taugt, ist Ausdruck einer infantilen Mentalität, die 

nicht akzeptieren kann, daß Menschen selbst darüber 

entscheiden, wem gegenüber sie freundliche oder feind-

liche Gefühle hegen, und daß es für beides meist Gründe 
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gibt. Stattdessen wird eine in Wahrheit nicht existente 

Pflicht postuliert, alle Menschen gleichermaßen liebzu-

haben, und wären die Erfahrungen mit ihnen noch so 

niederschmetternd. Nicht selten erlebt man, daß diesel-

ben Menschen, die die sogenannte Fremdenfeindlichkeit 

nicht genug geißeln können, die ausgeprägte Deutschen-

feindlichkeit vieler dieser Fremden ignorieren oder mit 

den schlechten Erfahrungen rechtfertigen, die die Be-

treffenden mit den Deutschen hätten. So wird jede Äu-

ßerung von Deutschenfeindlichkeit bis hin zur blanken 

Gewaltkriminalität wenn nicht gerechtfertigt, so doch 

entschuldigt. Dieses Messen mit zweierlei Maß ist kaum 

anders zu erklären als mit massiven Ressentiments ge-

gen das eigene Volk, und der Vorwurf der Fremdenfeind-

lichkeit eine Projektion eben dieser Ressentiments auf 

Andere. Es ist das Denken von Menschen, die sich mit 

dem, was sie sind - nämlich Deutsche -, nicht wohlfüh-

len und hoffen, etwas weniger deutsch zu sein, wenn sie 

Partei für Deutschenfeindlichkeit ergreifen. 

• F U N D A M E N T A L I S T

Ein Fundamentalist ist einer, der die Fundamente seines

Glaubens nicht zur Disposition stellt, sie insbesondere

nicht der jeweils neuesten Wendung des Zeitgeistes op-

fert, weil er in der Überzeugung lebt, daß Gott bestimmte 

Erwartungen an ihn und seine Lebensführung hegt, über

die er sich nicht hinwegsetzen möchte. Wer so denkt, ist

nicht korrumpierbar: Er läßt sich weder kaufen noch zu

etwas zwingen. Daß die Gesellschaft ihn bestenfalls als

sonderbar empfindet, erträgt er - er selbst findet sie, die
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Gesellschaft, noch viel sonderbarer. Er ist der geborene 

Nonkonformist und damit nicht nur den Machthabern 

unbehaglich, deren Kontrolle er sich entzieht, sondern 

auch seinen Mitmenschen, denen jeder Wahrheits- und 

Sittlichkeitsbegriff abhanden gekommen ist und die des-

halb das für wahr und sittlich halten, was »die Gesell-

schaft« ihnen vorgibt und was heute etwas ganz anderes 

sein kann als gestern. Der Fundamentalist erinnert durch 

seine schiere Existenz daran, daß man sein Leben auch 

anders führen könnte als ein Schwarmfisch. 

So muß es einen auch nicht wundern, daß man ihn 

als Spinner und Fanatiker abzutun versucht, und daß 

das Wort »Fundamentalist« fast schon so negativ besetzt 

ist wie das Wort »Nazi«. Es ist zutreffend, daß es reli-

giöse Fundamentalisten gibt, die Gewalt anwenden; da-

bei handelt es sich praktisch ausschließlich um Moslems, 

zu deren Glaubensfundamenten nun einmal die Pflicht 

zum Dschihad gehört. Fundamentalisten der meisten 

andern Glaubensrichtungen, insbesondere Christen, 

sind alles andere als gewalttätig, aber man wirft sie nur 

zu gerne mit Islamisten in einen Topf. Man tut so, als 

wisse man nicht, daß allen einschlägigen Untersuchun-

gen zufolge Religiosität und Friedfertigkeit miteinander 

korrelieren und nur bei Moslems ein gegenläufiger Zu-

sammenhang erkennbar ist. 

• G E D A N K E N G U T

Einer der seltenen, aber um so faszinierenderen Fälle, in

denen ein traditionell positiv besetzter Begriff (vgl. auch

->rechts, einen Begriff, der etymologisch und seman-
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tisch mit »richtig« und »Recht« verwandt ist und auch 

damit assoziiert wurde) nicht etwa durch einen anderen, 

zur Polemik tauglicheren ersetzt, sondern entgegen dem 

spontanen Sprachempfinden negativ umgedeutet und in 

dieser Form polemisch verwendet wird. 

Denn was könnte an einem »Gedankengut« schon 

schlecht sein? Selbst wenn man es kritisiert, gesteht man 

doch dem, der es verbreitet, zu, daß seine Ansichten 

auf Gedanken beruhen (und nicht etwa -»dumpf oder 

-»krude sind, obwohl die paradoxen Wortverbindun-

gen »dumpfes/krudes Gedankengut« im Internet auch 

kursieren, wenn auch vergleichsweise selten). Und wer 

hätte schon etwas gegen ein Gut, welcher Begriff selbst 

als wertneutrales Substantiv normalerweise etwas be-

zeichnet, das man gerne haben möchte oder dessen Be-

sitz man doch zumindest nicht ausschlagen würde? 

Und doch wird der Begriff fast ausschließlich in ne-

gativer, distanzierender Art und Weise, gewissermaßen 

naserümpfend gebraucht: Fast niemand nennt seine ei-

genen Ideen »Gedankengut«, wohl aber die des Gegners, 

und fast niemals, um sich mit dem Inhalt des jeweiligen 

Gedankenguts auseinanderzusetzen, sondern um eben 

dies nicht zu tun. 

Googelt man nach politischen Adjektiven, die mit 

»Gedankengut« verbunden sind, so ist das »rechte Ge-

dankengut« mit 90600 Fundstellen32 unangefochtener 

Spitzenreiter; und obwohl der Begriff stets in einem 

feindseligen Sinne benutzt wird und deutlich pejorati-

vere Ausdrücke zur Verfügung stünden (sie werden auch 

verwendet, nur eben deutlich seltener), ziehen die mei-

sten es vor, zum Zwecke der Polemik eine Wortverbin-
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dung zu verwenden, die aus drei(!) von Natur aus positiv 

besetzten Begriffen besteht. 

• GENDER

Bezeichnet das »soziale« im Unterschied zum biologi-

schen Geschlecht. Nun ist es nicht prinzipiell verwerf-

lich, zwischen biologischen, d.h. in historischen Zeit-

räumen nicht veränderbaren Vorgaben einerseits und

geschlechtsspezifischen sozialen Erwartungen anderer-

seits zu differenzieren. Letztere gelten in einem jeweils

konkreten historischen und kulturellen Zusammenhang

und unterliegen insofern durchaus der Veränderung -

übrigens auch dann, wenn es keine Ideologen gibt, die

diesen Prozeß zu steuern versuchen.

Eben dies ist aber in unserem Lande der Fall, und so 

wenig es verwerflich ist, verschiedenartige Sachverhalte 

auch begrifflich zu unterscheiden, so sehr ist es illegitim, 

relevante Sachverhalte nur deswegen zu unterschlagen, 

weil ihre Anerkennung der Verwirklichung utopischer 

Projekte im Weg steht. 

Der Begriff »Gender« hat jedenfalls längst aufgehört, 

eine analytische Kategorie zu sein (und im Rückblick 

muß man sich fragen, ob er das jemals war), sondern 

ist zu einem Kampfbegriff geworden, der gegen die Na-

tur des Menschen ins Feld geführt wird. Die Argumen-

tation lautet ungefähr: Weil es auch soziale Rollen gibt 

(unter einer »Rolle« versteht die Soziologie die Gesamt-

heit der an einen Menschen gerichteten sozialen Erwar-

tungen), gibt es keine menschliche Natur, auch keine ge-

schlechtsspezifische Natur (von der jede einzelne Person 
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zwar in der einen oder anderen Weise abweicht, die sich 

aber durchaus generalisierend erfassen läßt). Es liegt auf 

der Hand, daß die zweite Behauptung sich nicht aus der 

ersten ableiten läßt, und daß die Möglichkeit, abstrakte 

Vorgaben unterschiedlich zu konkretisieren, kein Argu-

ment gegen die tatsächliche Existenz der Vorgabe ist. 

Und doch muß aus einem bestimmten ideologi-

schen Blickwinkel eben dies behauptet werden: Bereits 

das bloße Zugeständnis, daß es so etwas wie eine Na-

tur des Menschen geben könnte, würde ja implizieren, 

daß nicht jeder gesellschaftliche Zustand X willentlich 

herbeigeführt werden, nicht jede Utopie Y auch ver-

wirklicht werden kann. Das emanzipatorische Pathos, 

mit dem die »Befreiung« des »Menschen« von Zwängen, 

in diesem Fall »Rollenzwängen« eingefordert wird, soll 

die typische Doppelbödigkeit linker Ideologie verschlei-

ern: nicht nur weil die bloße Befreiung von etwas an sich 

schon rein destruktiver Natur ist - Rollenerwartungen 

aller Art erfüllen schließlich jeweils best immte soziale 

Funktionen, und eine Gesellschaft ohne solche Erwar-

tungen könnte nicht existieren -, sondern weil es über-

haupt nicht darum geht, daß Menschen selbst entschei-

den sollen, welche Erwartungen sie erfüllen möchten 

und welche nicht, sondern sich den Erwartungen utopi-

stischer Ideologen anpassen sollen. Ob sie hinreichend 

»befreit« sind, erkennt man in deren Optik zuverlässig 

nur daran, daß sie sich an den Erwartungen besagter 

Ideologen orientieren. 

Eine Frau etwa, die sich an der traditionellen Frau-

enrolle orientiert, wäre eben daran, daß sie dies tut, als 

nicht hinreichend »befreit« zu erkennen. Sie muß durch 
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massive Propaganda zu der vermeintlichen Erkenntnis 

gebracht werden, daß sie ein »Heimchen am Herd« sei, 

wenn sie keine Karriere anstrebt, ein »Sexualobjekt«, 

wenn sie heterosexuell ist und das Bett mit einem Mann 

(statt mit einer lesbischen Feministin) teilt, nicht hin-

reichend »modern«, wenn dieser Mann auch noch ihr 

Ehemann ist, und »unterdrückt«, wenn sie sich zu die-

sem Zweck einen Mann aussucht, der kein effeminier-

ter Softie ist. Und damit auch ja keine andere Botschaft 

als diese vernehmbar ist, müssen die Medien darauf 

hin überwacht (und gegebenenfalls auch zensiert) wer-

den, daß sie es unterlassen, Frauen als »minderwertige 

Wesen, Mütter oder Sexualobjekte«33 darzustellen. Das 

nennt sich dann »Befreiung«. 

• GENDER M A I N S T R E A M I N G

Verschleiernder Anglizismus; die angemessenen deut-

schen Bezeichnungen wären »Geschlechtergleichma-

cherei« oder »Verzwitterung«.

• GENERALVERDACHT

-»Vorurteil 

• G E S I C H T ZEIGEN

»Gesicht zeigen« ist eine Forderung, die sich selbstver-

ständlich nicht an Burka- oder Niqabträgerinnen rich-

tet (eine solche Forderung wäre in der BRD-Terminolo-

gie -»islamophob), sondern die Aufforderung enthält,
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sich öffentlich »für ein weltoffenes Deutschland«, »ge-

gen Rechtsextremismus«, »gegen Xenophobie, Rassis-

mus, Antisemitismus und jede Form rechter Gewalt« 

oder auch ganz einfach »gegen Rechts« zu engagieren, 

also zu dokumentieren, daß man mit den Bekenntnisfor-

derungen praktisch aller gesellschaftlichen Großorgani-

sationen, von Parteien und Regierungen bis hin zu Ban-

ken und Sportverbänden, konform geht. Es handelt sich 

um die BRD-Version des DDR-Slogans »Sag mir, wo du 

stehst«. Das verlogene Pathos, mit dem hier suggeriert 

wird, es handele sich um einen Akt der -»Zivilcourage, 

verdeckt in beiden Fällen, daß in der BRD so wenig wie 

in der DDR Mut dazu gehörte, sich dieser Forderung zu 

beugen, wohl aber dazu, sich ihr zu verweigern. 

• GEWALT, RECHTE

Wenn man in der meistbenutzten Suchmaschine nach

»islamischer Gewalt« oder »islamistischer Gewalt«

sucht, erhält man 7170 bzw. 6250 Treffer, »Ausländerge-

walt« und »Migrantengewalt« bringen es auf 44100 bzw.

43800, »linke Gewalt« auf 45100 Suchergebnisse. Ein-

samer Spitzenreiter ist die »rechte Gewalt« mit 212000

Treffern.34 Mit der Kriminalstatistik s t immt diese Ver-

teilung selbstverständlich nicht überein, sie spottet ihrer

geradezu. Was wir an der Trefferverteilung ablesen kön-

nen, ist, wie sehr die Medien die »rechte Gewalt« zum

-»Klischee gemacht haben.
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• GLOBALISIERUNG

Selbstverständlich ist das Wort »Globalisierung« nicht

per se eine demagogische Phrase. Die Zunahme grenz-

überschreitender Handels-, Verkehrs- und Kommunika-

tionsströme ist zu einem erheblichen Teil Konsequenz

technischer Entwicklungen, die eine vertiefte internatio-

nale Arbeitsteilung erst möglich machen, dann aber bis zu

einem gewissen Grade auch erzwingen. In diesem Sinne

ist Globalisierung eine empirisch beobachtbare Tendenz.

Die Demagogie beginnt erst dort, wo zwei deutlich 

unterscheidbare Begriffe von »Globalisierung« unter-

schiedslos miteinander vermengt werden, nämlich die 

empirisch beobachtbare Tendenz mit jenem utopisti-

schen Elitenprojekt, das man praktischerweise auf den-

selben Namen getauft hat. 

Dieses Elitenprojekt läuft, kurz gesagt, auf die Schaf-

fung einer globalen Marktwirtschaft mit der von der (neo-) 

klassischen Ökonomie postulierten umfassenden Mobili-

tät aller Produktionsfaktoren einschließlich des Faktors 

Arbeitskraft, das heißt auf die Gewährung umfassender 

Migrationsfreiheit hinaus.35 Da eine Marktwirtschaft nicht 

ohne Regelungen auskommt, zugleich aber Marktverzer-

rungen unterläge, wenn diese Regelungen in einer globa-

len Wirtschaft nicht auch global einheitlich wären, bedarf 

es nach der Logik neoklassischer Ökonomie weltweit ein-

heitlicher Gesetze und daher eines Weltstaates oder eines 

funktionalen Äquivalents dazu, das in Keimform in Ge-

stalt des IWF oder der WTO bereits existiert. 

Die Etablierung solcher Strukturen, gegen die die Na-

tionalstaaten faktisch keine Einspruchsmöglichkeit ha-

ben, bedeutet die Institutionalisierung des unbedingten 

1 0 5 



G L O B A L I S I E R U N G 

Vorrangs der Ökonomie und spezifisch ökonomischer vor 

allen anderen Lebensbereichen, Zielen und Interessen. 

Daß solche Strukturen nicht demokratisch kontrol-

lierbar, sondern das ideale Biotop für Kräfte sind, die ein 

Interesse daran haben, für die sozialen Folgen ihres Han-

delns nicht verantwortlich gemacht zu werden, liegt auf 

der Hand und ist geradezu trivial. Trivial, zumindest für 

Wirtschaftstheoretiker, ist auch, daß die Zulassung globa-

ler Migrationsfreiheit zur globalen Angleichung der wirt-

schaftlichen Lebensverhältnisse führt; diese werden (d.h. 

sollen, denn dies ist wohlgemerkt ein Projekt, keine Ent-

wicklung, die »von alleine« eintritt) sich irgendwo zwi-

schen dem Niveau der heutigen Schweiz und des heutigen 

Kongo einpendeln. Letzteres freilich nur ceteris paribus 

(unter der Voraussetzung, daß alle anderen Umstände 

gleich bleiben), das heißt wenn sich durch die Massenmi-

gration die kulturellen, sozialen und politischen Rahmen-

bedingungen wirtschaftlichen Handelns nicht grund-

legend verändern - was aus der Sicht eines Sozialwis-

senschaftlers, sofern er keine außerwissenschaftlichen 

Rücksichten auf die Interessen von Drittmittelgebern zu 

nehmen braucht, eine groteske Erwartung ist: Mit der for-

cierten Durchmischung von Völkern werden zwangsläu-

fig die »weichen« kulturellen Faktoren - Normen, Kon-

sense, Zugehörigkeitsgefühle, Solidargemeinschaften, Er-

wartungssicherheit - zerstört, denen Gesellschaften ihre 

Fähigkeit verdanken, sich weitgehend ohne staatliche Ein-

griffe auf der Alltagsebene selbst zu regulieren. 

Realistischerweise sind also in Europa Verhältnisse 

zu erwarten, die weitaus mehr denen im heutigen Kongo 

als denen in der heutigen Schweiz ähneln. Da kein Staat 
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gesellschaftliche Zerfallstendenzen dieser Art kompen-

sieren kann, wird er sich zum Teil aus seiner Ordnungs-

funktion zurückziehen - wie es in zahlreichen euro-

päischen Großstädten jetzt schon zu beobachten ist 

während er die Lebensbereiche, die er unbedingt kon-

trollieren muß, einem umfassenden Kontrollnetz un-

terwerfen wird. Und der »Staat«, der dies tut, wird kein 

Nationalstaat, sondern ein Globalregime oder eine sei-

ner Filialen, in Europa also die EU sein, im Verhältnis zu 

der die bisherigen Nationalstaaten kaum mehr als Ge-

bietskörperschaften und insofern Befehlsempfänger sein 

werden. Für Freiheit, für Demokratie, wird in dieser an-

gestrebten Welt kein Platz sein. 

Die zielstrebige und offen angestrebte Entmachtung 

der Nationalstaaten dient dazu, das Instrument zu zer-

schlagen, mit dessen Hilfe speziell die europäischen Völ-

ker sich sonst womöglich der Zerstörung ihrer Lebens-

welt und dem an ihnen begangenen kalten Genozid wi-

dersetzen könnten. 

Dieses Projekt ist gemeint, wenn die herrschenden 

wirtschaftlichen, politischen und medialen Eliten von 

»Globalisierung« sprechen, und dies ist nicht etwa eine 

willkürlich Unterstellung: Sie selbst sagen es uns, wenn 

auch in einer ideologiegetränkten Sprache, die sich aller-

dings unschwer dechiffrieren läßt, wenn man erst weiß, 

worauf man zu achten hat. 

Zur Durchsetzung dieser Politik, an der außer einer 

verschwindenden Minderheit von Superreichen niemand 

ein Interesse haben kann, wird die »Globalisierung« als 

ein unentrinnbares Schicksal dargestellt. Es wird so ge-

tan, als müßte das, was objektiv an Globalisierungsten-
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denzen beobachtbar ist, zwangsläufig und sozusagen von 

alleine zur Entmachtung der Nationalstaaten, zur Entde-

mokratisierung und Ermächtigung supranationaler Or-

ganisationen und zu Migrationswellen in einem seit der 

Völkerwanderung nicht mehr gekannten Ausmaß führen, 

d.h. die politische Klasse stellt die Dinge so hin, als treibe 

sie nur eine ohnehin unvermeidliche Entwicklung voran 

und malt als Alternative zu dieser Politik riesige Katastro-

phen an die Wand. Die demagogischen Mätzchen, derer 

sie sich dabei bedient, seien hier am Beispiel eines Inter-

views36 demonstriert, daß Wolfgang Schäuble im Zusam-

menhang mit der Euro-Krise dem Spiegel gegeben hat: 

»Spiegel: Herr Minister, die EU steckt in der schwer-

sten Krise ihrer Geschichte, der Euro droht auseinan-

derzubrechen, was steht auf dem Spiel? 

Schäuble: Unser Wohlstand. Die Welt mit ihrer glo-

balisierten Wirtschaft verändert sich rasend schnell. 

Wer da mithalten will, kann das nicht allein. Das geht 

nur gemeinsam mit den anderen europäischen Län-

dern und mit einer europäischen Währung. Sonst 

würden wir stark zurückfallen, und das wäre mit ei-

nem erheblichen Verlust an Wohlstand und sozialer 

Sicherheit verbunden.« 

Wer da mithalten will, kann das nicht allein? Länder von 

der Größe Singapurs, Taiwans und Südkoreas können 

es sehr wohl, ohne an einer Währungsunion teilzuneh-

men. Großbritannien, Schweden und Dänemark können 

es, ohne den Euro zu haben. Die Schweiz und Norwegen 

können es, ohne auch nur Mitglied der Union zu sein. Es 

mag diskutable Gründe geben, einen großen Währungs-
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raum zu haben, etwa um die Abhängigkeit vom Dollar 

zu verringern, aber die pauschale Behauptung »Sonst 

würden wir stark zurückfallen, und das wäre mit einem 

erheblichen Verlust an Wohlstand und sozialer Sicher-

heit verbunden« ist offenkundig demagogische Panik-

mache. Und was die soziale Sicherheit betrifft , so gibt 

es keinen zweiten Faktor, der deren Finanzierbarkeit so 

sehr strapaziert, wie die von Schäuble befürwortete und 

ebenfalls mit einer fatalistisch hinzunehmenden Globa-

lisierung begründete Masseneinwanderung. 

»Spiegel: Würde die EU den Zusammenbruch der 

Währungsunion überleben? 

Schäuble: (...) Aber ein Auseinanderbrechen der EU 

wäre doch absurd. Die Welt rückt enger zusammen, 

und in Europa würde jedes Land wieder seine eige-

nen Wege gehen? Das kann, darf und wird nicht sein.« 

Die Welt rückt zusammen? Das ist richtig im Hinblick 

auf internationale Arbeitsteilung, auf globale Kommu-

nikation, auf schnelle Verkehrsverbindungen. Daß Staa-

ten deswegen ihre Souveränität freiwillig aufgeben, gibt 

es aber nirgends auf der Welt, nur in Europa. Es ist Eu-

ropa, das einen Sonderweg geht, nicht der Rest der Welt, 

in dem nach wie vor jedes Land »seine eigenen Wege 

geht«. Die »zusammenrückende Welt« ist ein Synonym 

für »Globalisierung«. Auch hier haben wir es mit dem 

Taschenspielertrick zu tun, eine beobachtbare Tendenz 

mit einem utopistischen Projekt gleichzusetzen, um da-

mit dieses Projekt durchzusetzen und sich unter Verweis 

auf angeblich alternativlose Notwendigkeiten vom 

Rechtfertigungszwang freizuzeichnen. 

1 0 9 



G L O B A L I S I E R U N G 

Interessant ist nebenbei auch, in welche Worte 

Schäuble seine Befürchtungen kleidet: Die »eigenen 

Wege«, die die Staaten sonst möglicherweise gehen 

würden, müßten ja nicht zwangsläufig getrennte Wege 

sein (es gäbe nur keine Handhabe, die Gemeinsamkeit 

des Weges zu erzwingen), und Schäuble behauptet auch 

nichts dergleichen; die bloße Tatsache, daß es eben ei-

gene Wege wären: »Das kann, darf und wird nicht sein.« 

»Spiegel: War es ein Fehler, den Euro einzuführen? 

Schäuble: Nein, die Währungsunion war die logische 

Folge der fortschreitenden wirtschaftlichen Integra-

tion Europas.« 

Logische Folge? Umgekehrt wird ein Schuh daraus: Je 

stärker die internationalen Abhängigkeiten werden, und 

je mehr dadurch für jedes Land die Gefahr wächst, in 

den Strudel von Krisen gerissen zu werden, die es weder 

verursacht hat noch aus eigener Kraft bewältigen kann, 

desto wichtiger ist es, wenigstens die Steuerungsinstru-

mente in der Hand zu behalten, die ihm ermöglichen, 

die Krisen aus eigener Kraft wenigstens zu lindern, und 

dazu gehört allemal die Währungspolitik. Wenn es ein 

Land in der Anwendung dieses Instruments übertreibt, 

etwa mit der Inflationierung seiner Währung, dann blei-

ben die daraus resultierenden Probleme zumindest auf 

dieses Land beschränkt, statt, wie jetzt, europäische Kri-

sen auszulösen. Die abenteuerliche Geld- und Fiskalpo-

litik der Griechen war einzig deren Problem, solange es 

die Drachme gab. Erst mit dem Euro wurde sie zu un-

ser aller Problem, und dies war in der Tat eine logische 

Folge. Grenzen, auch Währungsgrenzen, tragen dazu bei, 
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Probleme (die nicht zuletzt durch Globalisierungspro-

zesse erzeugt werden) lokal einzudämmen. Sie zu besei-

tigen und dies ausgerechnet mit der Globalisierung zu 

begründen, ist so intelligent, als würde man aus einer er-

höhten Brandgefahr den Schluß ziehen, Brandmauern 

einzureißen. 

»Spiegel: Trotz allem war der Euro eine Mißgeburt. 

Weil die notwendige politische Union fehlte. 

Schäuble: (...) ... klar, wir wollten schon damals 

gern eine politische Union, aber das war nicht mög-

lich. Deutschland wäre bereit gewesen, Kompeten-

zen an Brüssel abzugeben, denn wir haben ja nach 

dem Zweiten Weltkrieg nur durch Europa eine neue 

Chance bekommen.37 (...) Wir standen also vor der 

Frage: Führen wir den Euro ein, ohne daß wir die 

notwendige politische Union haben, und gehen da-

von aus, daß der Euro dazu führt , daß wir uns einan-

der stärker annähern ...« 

... was in diesem Kontext ja nur bedeuten kann, daß die 

durch den Euro verursachten Probleme die politische 

Union erzwingen werden ... 

»... oder lassen wir es ganz bleiben. 

Spiegel: Und in dieser Situation sind Sie lieber volles 

Risiko gegangen. 

Schäuble: (...) Deshalb wollten wir erst den Euro ein-

führen und dann rasch die notwendigen Entschei-

dungen zur politische Union treffen. (...) 

Spiegel: Klingt fast so, als hätten Sie die Krise herbei-

gesehnt, um endlich die Geburtsfehler des Euro aus-

zumerzen. 
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Schäuble: So schlimm ist es nun auch wieder nicht. 

(...) Aber je mehr die Menschen sehen, was auf dem 

Spiel steht, desto mehr sind sie bereit, die richtigen 

Konsequenzen zu ziehen. 

Spiegel: Was sind denn die Konsequenzen, die Europa 

nun ziehen muß? 

Schäuble: Wir brauchen mehr Europa und nicht we-

niger.« 

Was Schäuble uns hier sagt, ist nicht mehr und nicht 

weniger, als daß die politische Klasse Europas sich von 

Anfang an darüber im Klaren war, daß der Euro nicht 

funktionieren konnte, aber Krisen und Probleme herbei-

führen würde, die dann als Vehikel dienen würden, eine 

politische Union herbeizuführen, die sonst nicht durch-

setzbar gewesen wäre. Schäuble dementiert ganz neben-

bei seine von ihm selbst eben noch aufgestellte Behaup-

tung, der Euro sei eine »logische Folge der wirtschaftli-

chen Integration Europas« gewesen. Dieselben Politiker, 

die heute zugeben, daß sie gelogen und absichtlich Fehl-

entscheidungen getroffen haben, um einen von ihnen ge-

wollten und keineswegs alternativlosen Weg zu erzwin-

gen, und sich dessen sogar rühmen, erwarten nun, daß 

die von ihnen betrogenen Opfer sich ihnen noch einmal 

anvertrauen, weil sie »sehen, was auf dem Spiel steht« 

(nämlich »Wohlstand und soziale Sicherheit«), weil dies 

in einer »zusammenrückenden Welt« ->alternativlos 

sei, obwohl jedes Wort, das sie sagen, demonstriert, daß 

Wohlstand und soziale Sicherheit der ihnen vertrauen-

den Bürger das Letzte ist, was sie interessiert. 
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• G U T M E N S C H

Ein ambivalentes Wort, je nachdem, wer es benutzt:

Ursprünglich handelte es sich wohl um die wohlwol-

lende, wenn auch leicht spöttische Bezeichnung eines

best immten Menschenschlags, wurde dann von just

den so bezeichneten Menschen als Selbstbeschreibung

übernommen (da sie sich selbst gerne als gute Men-

schen sehen), von anderen eher als Schimpfwort ver-

wendet. Was die Betroffenen wiederum gar nicht ver-

stehen können. Die allseits bekannte Margot Käßmann

zum Beispiel fragte beim Evangelischen Kirchentag

2011 ganz bestürzt , wie es nur dahin habe kommen

können, daß »Gutmensch« zum Schimpfwort gewor-

den sei.38

Das hat zum Beispiel damit zu tun, daß ein »Gut-

mensch« etwas anderes als ein guter Mensch ist - sonst 

könnte man ihn ja gleich als solchen bezeichnen. Im Pri-

vatleben kann ein Gutmensch so gut oder böse sein wie 

irgendein anderer Mensch auch - den Gutmenschen er-

kennt man als solchen daran, daß er im politischen Be-

reich das Gegenteil von dem tut, was allgemein als mo-

ralisch gilt: 

So gilt etwa die Einstellung des Pharisäers, der glaubt, 

allein schon durch die Bejahung bestimmter Glaubens-

artikel moralisch vortrefflich zu sein und auf andere 

Menschen moralisch hinabsehen zu können, zumindest 

im christlichen Kulturkreis keineswegs als moralisch 

gut. Eben dies ist aber die Einstellung des Gutmenschen, 

der dieser Einstellung wegen Andersdenkenden gegen-

über zu einem frappierenden Maß an Bösartigkeit und 

Arroganz fähig ist. 
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Der Gutmensch glaubt, die Grundlage aller Moral 

seit Adam und Eva, nämlich die Bevorzugung des Nä-

herstehenden (der nicht zufällig der Nächste genannt 

wird) gegenüber dem Fernerstehenden, sei irgendwie 

»böse« und Gott habe sich geirrt, als er sagte »Liebe dei-

nen Nächsten wie dich selbst«; nach Ansicht des Gut-

menschen hätte er sagen müssen: »Liebe deinen Über-

nächsten mehr als dich und den Nächsten zusammen«. 

Einen Menschen, der sich selbst, und zwar in seinem 

privaten Bereich, für andere aufopfert, betrachten wir 

mit Recht als einen guten Menschen, und er genießt ho-

hes moralisches Ansehen (zumindest wenn er kein Pha-

risäer ist), auch wenn (und gerade weil) er sich davon 

nichts kaufen kann. 

Selbst dann aber gelten Mindestmaßstäbe elementa-

rer traditioneller Loyalität, die für Gutmenschen nicht 

gelten: Zum Beispiel wurde 1993 die weiße amerikani-

sche Anti-Apartheids-Aktivistin (!) Amy Biehl in Süd-

afrika von einem schwarzen Mob aus dem einen Grund 

gelyncht, daß sie eben weiß war. Die »Wahrheits- und 

Versöhnungskommission« des anglikanischen Erzbi-

schofs Desmond Tutu glaubte, den vier verurteilten Mör-

dern »politische Motive« zuerkennen zu dürfen, worauf-

hin diese freikamen - und jetzt kommt es: Der Vater der 

Ermordeten, Peter Biehl - stolz darauf, seiner Tochter 

die »antirassistische« Ideologie ein- und die kluge Vor-

sicht ausgetrieben zu haben, die ihr gesagt hätte, daß 

es gefährlich ist, sich als Weiße allein in ein schwarzes 

Township zu begeben -, gratulierte den Mördern zur 

Freilassung, freundete sich mit zweien von ihnen an (die 

beiden anderen begingen Vergewaltigungen und muß-
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ten untertauchen) und sagte: »Wir hoffen, daß sie die 

nötige Unterstützung erhalten werden, um ein produkti-

ves Leben in einer gewaltlosen Atmosphäre zu führen.«39 

Ein solcher Mann ist zweifellos ein Gutmensch - aber ist 

er wirklich ein guter Mensch? Anders gefragt: Möchte 

man so einen zum Vater haben? 

Es kommt bisweilen vor, daß menschliche Seelen mit 

pseudoreligiösen Wahnideen vergiftet werden und die 

Betroffenen sich dann selbst über elementare moralische 

Pflichten hinwegsetzen, in dem Glauben, gerade darin 

liege die Moral. Insofern mag man einem Peter Biehl, der 

dem Götzen »Antirassismus« opfert, trotz allem noch 

die Art Mitleid entgegenbringen, die man auch für an-

dere Sektenopfer übrig hat. Der typische Gutmensch ist 

allerdings einer, der nicht selbst Opfer bringt, sondern 

andere Menschen dazu zwingen will; der jegliche Loya-

lität gegenüber dem eigenen Gemeinwesen, dem eigenen 

Volk, der eigenen Kultur, der eigenen Kirche aufgekündigt 

hat, und von diesen, letztlich also von anderen, verlangt, 

sie hätten sich gefälligst aufzuopfern. Und der dabei als 

Angehöriger der Sozial-, Integrations- oder Ideologiein-

dustrie mit der Beteiligung an deren Zerstörungswerk 

womöglich noch seinen Lebensunterhalt verdient. 

Ein Gutmensch ist einer, der ein guter Mensch sein 

will, aber keiner sein kann, weil er den Preis dafür nicht 

bezahlen will: den ständigen Kampf, das Übersichhin-

auswachsen, die Selbstprüfung, die notwendig ist, wenn 

man die Sünde überwinden und der eigenen Unvollkom-

menheit etwas abringen will, was in den Augen Gottes 

wenigstens halbwegs vorzeigbar ist. Ein Gutmensch ist 

einer, der eine Abkürzung zu kennen glaubt: 
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Man muß nur die passenden Forderungen stellen -

Bleiberecht für alle Flüchtlinge, die man möglichst per 

Luftbrücke aus Afrika einfliegen läßt, weil »wir« sonst 

dafür verantwortlich seien, wenn Menschen, die nie-

mand nach Europa eingeladen hat, sich in seeuntüchtigen 

Seelenverkäufern von Afrika aus nach Europa einschiffen 

und folglich im Mittelmeer ertrinken -, und schon hat 

man sich selbst als edel, hilfreich und gut ausgewiesen. 

Man muß freilich auch ein paar Details vergessen: 

Man muß vergessen, daß die Staaten Europas über 

hochentwickelte, informationsbasierte Volkswirtschaf-

ten verfügen, die dummen, ungebildeten oder unquali-

fizierten Menschen schon jetzt zu wenige Arbeitsplätze 

anbieten. Man muß vergessen, daß diese Knappheit sich 

mit weiterem technischem Fortschritt verschärfen und 

nicht etwa entspannen wird. Man muß vergessen, daß 

aus diesem Grund Immigranten aus Drittweltländern 

überdurchschnittlich häufig auf staatliche Unterstüt-

zung angewiesen sind, und daß dies noch der günstigere 

Fall ist; der ungünstigere ist, daß sie ihren Lebensunter-

halt durch Kriminalität bestreiten. Man muß vergessen, 

daß von Integration der bereits vorhandenen Immigran-

ten nicht die Rede sein kann, und zwar wegen derer man-

gelnden Anpassungsbereitschaft und -fähigkeit, und daß 

dieser Befund sich keinesfalls auf Moslems beschränkt. 

Und nun schlagen Gutmenschen ernsthaf t vor, Im-

migranten aus der Dritten Welt nach Europa zu ver-

schiffen und die Probleme noch zu verschärfen, die 

letztlich daraus resultieren, daß immer mehr Menschen 

die Leistungen des Sozialstaats in Anspruch nehmen 

und immer weniger sie erbringen; daß Menschen aus 
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Gewaltkulturen in ein befriedetes Europa einwandern, 

ohne sich freilich selbst zu befrieden; daß die Völker Eu-

ropas von Mitbewohnern heimgesucht werden, die sie 

sich nicht ausgesucht haben, und die sie sich, hätte man 

sie gefragt, auch nicht ausgesucht hätten, die den Ein-

heimischen weder Sympathie noch Achtung entgegen-

bringen und sich ihren Staaten nicht verpflichtet fühlen, 

dafür aber in zunehmendem Maße politische Rechte 

einfordern. 

Gutmenschen sind Leute, die so lange Flüchtlinge 

aufnehmen werden, bis keine mehr kommen, weil die 

Verhältnisse in Europa dann genau denen entsprechen 

werden, vor denen vorher die Flüchtlinge geflohen sind. 

Gutmenschen sind Leute, die es für ein moralisches 

Verdienst halten, grundsätzlich nur die Interessen von 

Minderheiten zu vertreten, von Feministinnen, Migran-

ten, Moslems, Schwarzen, Schwulen und Lesben, und 

für unmoralisch, daß Männer und nichtfeministische 

Frauen, Deutsche, Christen, Weiße und Heterosexuelle 

überhaupt existieren. Wenn sie aber schon existieren, 

so die Gutmenschen, dann sollen sie wenigstens ihren 

Mund halten, in Sack und Asche gehen und sich ihrer 

»Intoleranz« schämen (d.h. sich schämen, daß sie über-

haupt Interessen zu haben und gar zu artikulieren wa-

gen). Gutmenschen sind Leute, die ihresgleichen hassen 

und es daher nötig haben, sich selbst zu beweisen, daß 

sie selbst doch »gut« und nur die Anderen »böse« sind. 

Gutmenschen sind Leute, die von einer -»»besseren 

Welt« t räumen und gerade deswegen nicht ruhen wer-

den, bis die Welt so weit »verbessert« ist, daß sich in ihr 

nur noch Verrückte, Perverse, Verbrecher und Schma-
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rotzer wohlfühlen. Gutmenschen sind Leute, die die ei-

genen Kirchen ruinieren, auf die eigene Kultur spucken 

und das eigene Volk über die Klinge springen lassen, nur 

damit es ihrem Seelchen gut geht. 

Und Gutmenschen sind vor allem Leute, die es fertig-

bringen, sich trotzdem noch darüber zu wundern, daß 

das Wort »Gutmensch« ein Schimpfwort ist. 

• H A S S

Wer einen anderen nicht zu Wort kommen lassen, sich

mit seinen Argumenten nicht auseinandersetzen und

sich nicht fragen will, ob dieser Andersdenkende wo-

möglich legitime Interessen vertritt, hat in einer Ge-

sellschaft, die sonst so stolz auf ihren (möglichst herr-

schaftsfreien) Diskurs und ihre »Toleranz« ist, ein Le-

gitimationsproblem: Er muß irgendeinen rhetorischen

oder ideologischen Dreh finden, sich von seinen Tole-

ranzpflichten freizuzeichnen, und typischerweise ge-

schieht dies dadurch, daß man dem Andersdenkenden

intellektuelle oder moralische Defizite unterstellt.

Eines der Totschlagwörter, die in solchen Zusammen-

hängen typischerweise verwendet werden, ist das Wort 

»Haß«. Der Andere kann gar nicht Recht haben, weil all 

seine Argumente, und füllten sie ganze Bibliotheken, »in 

Wirklichkeit« nur Rationalisierungen oder Bemäntelun-

gen seines »Hasses« sind - was freilich selbst dann kein 

Gegenargument wäre, wenn es zuträfe. 

Konkretisieren wir diesen Sachverhalt pars pro toto 

am Umgang der veröffentlichten Meinung mit Islam-

kritikern: Da es am Islam bekanntlich nichts zu kriti-
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sieren gibt, können Islamgegner nur vom »Haß« beseelt 

sein. Da lohnt es sich selbstredend nicht, sich mit dem 

Islam, seinen Lehren und seiner Geschichte kritisch zu 

befassen; es lohnt sich nicht, die Zustände in islamisch 

bereicherten Stadtvierteln unter die Lupe zu nehmen; 

erst recht lohnt es sich nicht, den Koran zu lesen. Nur ja 

nichts zur Kenntnis nehmen, was den eigenen Glaubens-

artikeln widerspräche. 

Je mehr die Wirklichkeit den Illusionen der Linken 

und Liberalen ins Gesicht schlägt, und je fadenscheini-

ger die Argumente werden, auf die sie ihre Dogmen stüt-

zen, desto wütender verunglimpfen ihre Ideologen den, 

der die Wahrheit ausspricht, getreu dem Prinzip orienta-

lischer Despoten, den Überbringer der schlechten Nach-

richt zu köpfen. 

Jede utopistische Weltanschauung gerät über kurz 

oder lang an den Punkt, wo sie totalitär wird, weil sie 

niemandem mehr einleuchtet; an den Punkt, wo sie auf 

Terror zurückgreifen muß, weil ihr die Argumente aus-

gehen. Hetze und Verleumdung sind die Vorboten dieses 

Terrors, und die Rede vom »Haß« ist nichts anderes als 

ein Freibrief zum Haß auf den vermeintlich Hassenden. 

Utopistische Ideologien haben ihren Lebenszyklus, 

und mit ihrer geistigen und moralischen Degeneration 

wächst das totalitäre Element. Der Marxismus zum Bei-

spiel war unter Marx ein Gedankengebäude von philo-

sophischer Tiefe und geistiger Kraft; unter Lenin bereits 

sank er zur technischen Revolutions- und Diktaturanlei-

tung, unter Stalin zur sterilen Herrschaftsideologie herab. 

In jeder Phase hat die Ideologie die zu ihrem aktuel-

len Stand passenden Vertreter, an denen man ihren Zu-
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stand ablesen kann: zuerst die hochherzigen Idealisten, 

dann die abgebrühten Zyniker - die aber wenigstens als 

solche noch eine Art von Respekt abnötigen -, am Ende 

dann die mediokren Opportunisten. 

Daß die bundesdeutsche Leitideologie sich just in 

diesem Endstadium befindet, in dem sie auf Zensoren, 

Phrasendrescher und Gesinnungsschnüffler angewiesen 

ist, kann man unschwer an der epigonalen Drittklassig-

keit ihrer Propagandisten ablesen. Es sind nur noch die 

kleinen, die korrupten, die engstirnigen, die unredlichen, 

die unkreativen Geister, die sich dafür hergeben, sie zu 

vertreten. Was sich hierzulande »öffentlicher Diskurs« 

nennt, ist diesem Menschenschlag gemäß, der es nötig 

hat, seine geistige Impotenz durch denunziatorischen 

Eifer zu kompensieren, und dem gar nicht in den Sinn 

kommt, wie sehr er durch sein ständiges moralisierendes 

Gegeifer über anderer Leute angeblichen »Haß« den ei-

genen Mangel an geistiger Souveränität im selben Maße 

offenlegt, wie er ihn zu kaschieren sucht. 

Wenn die Macht im Lande in den Händen eines Kar-

tells von Drittklassigen liegt, die sich gegenseitig ihre 

Erstklassigkeit bescheinigen, dann liegt darin zweifel-

los etwas »Demokratisches«. Ich freilich ziehe es vor zu 

sagen, daß der Bundesrepublik gelungen ist, woran die 

DDR gescheitert war: nämlich die Diktatur des Proleta-

riats zu errichten. 

Das, was es an politisch motiviertem Haß insbeson-

dere auf der politischen Rechten in der Tat gibt, gilt nicht, 

wie diese Elitendarsteller des Establishments es gerne 

darstellen möchten, irgendwelchen Minderheiten; die 

Zurückweisung illegitimer bis unverschämter Forderun-
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gen von Minderheiten auf »Haß« zurückzuführen, ist 

grotesk. Nein, er gilt just dem herrschenden Machtkar-

tell selbst, weil dieses Kartell nach jedem hergebrachten 

und denkbaren Maßstab ein Kartell von Verrätern ist. 

Irgendwo wissen sie das auch; und sie wissen, daß sie 

dies nicht zugeben dürfen, weil es sich in eigener Sache 

immer sehr schlecht plädiert. Die Rede vom »Ausländer-

haß«, »Moslemhaß«, »Schwulenhaß« usw. ist der Ver-

such, davon abzulenken, daß sie selbst die Zwölf in der 

Zielscheibe sind. 

• H E R A U S F O R D E R U N G E N

Wo man früher von »Problemen« sprach, spricht man 

heute von »Herausforderungen«. Wenn in einer Stellen-

anzeige von einer »herausfordernden Umgebung« ge-

sprochen wird, sollte jedem klar sein, daß es sich bei dem 

ausschreibenden Unternehmen um einen Saftladen han-

delt, dessen Mitarbeiter von f rüh bis spät mit Problemen 

überschwemmt werden, derer das Management nicht 

Herr geworden ist; dem potentiellen Bewerber freilich 

wird suggeriert, durch die Tätigkeit in diesem Unterneh-

men werde er zu einer Art Ritter, der in silbrig schim-

mernder Rüstung »Herausforderungen« annimmt - und 

daß er ein Weichei sei, wenn er es nicht tut. 

Die Häufigkeit dieses Appells an traditionelle Männ-

lichkeitsbilder dementiert ganz nebenbei auf subtile 

Weise die sonst ideologisch propagierten »sozialen Kom-

petenzen«, »Teamfähigkeiten«, »interkulturellen Sensi-

bilitäten« und »soft skills«, die angeblich so gefragt sind. 

Wichtige Positionen vertraut man im Zweifel eben doch 
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lieber Personen an, die mit einem »Hurra« auf den Lip-

pen in die Schlacht reiten, und genau so versucht sich 

eben auch darzustellen, wer es zu etwas bringen oder die 

erreichte Position behalten will. 

Dabei kann es sich durchaus um eine Frau handeln, 

etwa um Angela Merkel, die kaum eine Rede halten kann, 

ohne das H-Wort zu erwähnen. Aus dem Munde von Po-

litikern erfüllt dieses Wort nämlich noch einen anderen 

Zweck als den der heroischen Selbstdarstellung: Ein Pro-

blem kann viele Ursachen haben, eventuell hat man es 

sich sogar selbst eingebrockt - eine Herausforderung da-

gegen kommt immer von außen. Da kommt das Publi-

kum nicht auf den Gedanken zu fragen, warum die Re-

gierung ständig in Probleme verstrickt ist, die eine fähige 

politische Klasse gar nicht erst hätte. 

• H E R A U S F O R D E R U N G E N , GLOBALE

Eine besondere Kategorie von Herausforderungen sind

die, die mit dem Attribut »global« versehen werden:

Globale Herausforderungen sind solche, die »nicht von

Nationalstaaten allein gemeistert werden können«, son-

dern »globales Handeln«40 erfordern, weil wir sie »nur

gemeinsam bewältigen«41 bzw. weil wir »nur gemein-

sam und mit vereinten Kräften in Europa erfolgreich

sein können«.42

Anders ausgedrückt: Eine »globale Herausforderung« 

ist das, was man braucht und worauf man sich berufen 

muß, wenn man den Nationalstaat beseitigen will. 

Dabei gibt es durchaus globale Herausforderungen, 

sprich Probleme: etwa die Existenz einer global vernetz-
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ten politischen Klasse, global agierender Institutionen 

wie des IWF, global intervenierender Großmächte wie 

der USA und ihres Anhängsels NATO, globaler Medien-

konzerne, die global ihre Propaganda verbreiten. Un-

glücklicherweise haben gerade diese Probleme die Nei-

gung, sich selbst als Lösungen auszugeben. 

• HOLOCAUST

Während im Englischen das Wort »holocaust«, das im

Altgriechischen ursprünglich ein religiöses Brandop-

fer bezeichnete, schon im 19. Jahrhundert im Sinne von

»Massenmord« verwendet wurde, ist es im Deutschen

erst seit der gleichnamigen US-Fernsehserie von 1978 ge-

läufig und bezeichnet hier ausschließlich den Massen-

mord an Juden durch die Nationalsozialisten.

Diese Ausschließlichkeit stellte sich allerdings kei-

neswegs von selbst ein: Es gab durchaus Versuche einer 

analogen Verwendung des Begriffs von linker (»atoma-

rer Holocaust«), christlich-konservativer (»Holocaust an 

den ungeborenen Kindern«) und rechter Seite (»Bom-

benholocaust« mit Bezug auf die Zerstörung Dresdens 

1945). und es bedurf te mehrerer konzertierter Aktionen 

der ideologieproduzierenden Industrie, den Begriff aus-

schließlich für die Ermordung von Juden während des 

Zweiten Weltkriegs zu reservieren43 und, verbunden da-

mit, die These von der »Singularität« und »Unvergleich-

barkeit« des so bezeichneten Vorgangs - die im Grunde 

bereits mit der Verwendung eines im Deutschen bis da-

hin unbekannten Ausdrucks angedeutet war - als offizi-

öse Sprachregelung durchzusetzen. 
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Da aber die geschichts- und sozialwissenschaftliche 

Analyse ihre Begriffe nicht anders als durch implizite 

oder explizite Vergleiche gewinnen kann, bedeutet das 

Postulat der Unvergleichbarkeit und Singularität nichts 

anderes, als der Wissenschaft die Zuständigkeit für den 

betreffenden Vorgang zu entziehen und eine eigens auf 

seine Deutung spezialisierte Quasitheologie zu etablie-

ren, in der der Holocaust gleichsam eine negative Gott-

heit ist. In einem solchen Kontext ist es freilich konse-

quent, den Gegenstand dieser Theologie mit einem Wort 

religiösen Ursprungs (»Brandopfer«) zu benennen und 

die wissenschaftliche Forschung (die ja, wenn sie wirk-

lich wissenschaftlich sein soll, ergebnisoffen sein muß) 

durch einen Blasphemieparagraphen in Gestalt von § 130 

Abs. 3 StGB zu unterbinden, dadurch die Geschichtsfor-

schung (und überhaupt die öffentliche Debatte) durch 

autoritären Wahrheitsoktroi auf ein bestimmtes Ergeb-

nis festzulegen und ihr die Rolle der Apologetin einer 

Staatsreligion zuzuweisen. 

Freilich werden keineswegs nur die Deutschen tag-

täglich mit dem Holocaust konfrontiert: In den USA, die 

mit dem Thema eigentlich nichts zu tun haben, schie-

ßen die Holocaustgedenkstätten seit einigen Jahren nur 

so aus dem Boden, und die Vereinten Nationen begehen 

jedes Jahr einen Holocaust-Gedenktag - ein Privileg, 

das sie für andere Massenmorde der Geschichte nicht 

übrig haben, und das allein schon deutlich macht, daß 

die Quasireligion, die hier etabliert wird, eine Weltreli-

gion sein soll. 

Hier soll nicht einfach eines Massenmordes gedacht 

werden, derer es gerade im 20. Jahrhundert ziemlich 
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viele gab, hier soll ein absolut Böses definiert werden, zu 

dem jeder Mensch und jedes Volk sich verhalten soll. Es 

handelt sich mithin um die negative Vergötzung des Ho-

locausts - während die Massenmorde Stalins oder Maos, 

denen ungleich mehr Menschen zum Opfer gefallen sind, 

sozusagen nur relativ böse sind und keineswegs dazu 

führen (sollen), die ihnen zugrundeliegende kommuni-

stische Ideologie und (ehemals) kommunistisch regier-

ten Völker so restlos zu diskreditieren, wie dies hinsicht-

lich der Ideologie der Nationalsozialisten und des deut-

schen Volkes offensichtlich für nötig erachtet wird. 

Dies hat mehrere Folgen für die Art, wie die Öffent-

lichkeit zumindest westlicher Gesellschaften politische 

und gesellschaftliche Prozesse wahrnimmt: 

Erstens wird auf diese Weise dafür gesorgt, daß Kritik 

am Judentum, an der Religion ebenso wie am jüdischen 

Volk, jüdischen Institutionen und sogar jüdischen Einzel-

personen - und wäre sie im Einzelfall noch so berechtigt -

im Zweifel unterbleibt, weil niemand in den Verdacht des 

->Antisemit ismus kommen möchte, der ja als ideologi-

sche Grundlage des absolut Bösen definiert ist. (Allen-

falls Kritik am Staat Israel gilt als gesellschaftlich akzep-

tabel, aber nur, sofern die Kritiker zuvor einen Kotau vor 

dem Holocaustgötzen machen, indem sie versichern, kei-

neswegs Antisemiten zu sein, und sofern die Kritik vom 

Standpunkt einer prinzipiell nationalstaatsfeindlichen li-

beralen oder pazifistischen Ideologie vorgetragen wird.) 

Zweitens wird die christliche Religion, deren Grün-

dungsereignis - nämlich die Menschwerdung und 

Selbstopferung Gottes - bisher als einziges den An-

spruch erheben konnte, »singulär« und »unvergleich-
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bar« zu sein, diskreditiert und durch eine heidnische Ne-

gativreligion ersetzt. 

Drittens wird durch die Privilegierung des Holo-

causts gegenüber den kommunistischen Massenmorden 

implizit ausgesagt, daß man im Namen einer weltrevolu-

tionären Ideologie wie der kommunistischen durchaus 

ein paar Millionen Menschen umbringen darf, zumin-

dest aber, daß dies bei weitem nicht so verwerflich ist, 

wie wenn man dasselbe aus nationalistischen Motiven 

tut. Die passende Moral für eine politische Elite, die sich 

nicht weniger als eine Neue Weltordnung zum Ziel ge-

setzt hat und - nicht zuletzt zu diesem Zweck - einen 

Krieg nach dem anderen anzettelt. 

Viertens ist die Verteufelung Deutschlands die pas-

sende und insofern notwendige Komplementärideologie 

zu einer Geschichtsauffassung, wonach der »Fortschritt« 

hin zur »Globalisierung«, zur »globalen Ordnung«, zur 

»Neuen Weltordnung«, zur Verbreitung »westlicher 

Werte« oder ganz einfach zur Ausbreitung des ameri-

kanischen Imperiums und eines ungehemmten globalen 

Kapitalismus unter Beseitigung der ihm entgegenste-

henden Strukturen und Werte (Nationalstaaten, Völker, 

Religionen, Familien) das Nonplusultra der Geschichte 

darstelle und deren Widersacher (was Deutschland war 

und nach Meinung der globalen Eliten offenbar jederzeit 

wieder werden könnte) daher nur das fleischgewordene 

Böse sein könnten. 

Fünftens wird dadurch das deutsche Volk als gleich-

sam ewiges »Tätervolk« abgestempelt und eine Ideolo-

gie propagiert, wonach es sein Lebensrecht verwirkt 

habe; dies wird selten ausgesprochen, ist aber die Hin-

1 2 6 



H O L O C A U S T 

tergrundannahme, ohne die etliche Taten und Worte 

deutscher Politiker schwerlich erklärbar wären. Aus die-

ser Ideologie folgt denn auch, daß die Ablehnung die-

ses autorassistischen Unwerturteils und der Versuch, 

die Fortexistenz dieses Volkes zu verteidigen, nur einer 

verwerflichen, nämlich rechtsextremen Gesinnung ent-

springen könne. Niemandem scheint dabei aufzufallen, 

daß derjenige, der ein ganzes Volk für lebensunwert er-

klärt, damit just das tut, was er den Nationalsozialisten 

vorwirft. 

Sechstens wird diese ideologische »Lehre aus der 

Geschichte« nicht nur in Deutschland, sondern in al-

len westlichen Ländern verbreitet. Der Holocaust-Nar-

rativ dient dabei als Schlußstein auf dem Paradigma 

der »White Guilt«, wonach weiße Völker aufgrund ih-

rer verdorbenen Natur »Schuld« auf sich geladen hätten, 

etwa in Gestalt des Kolonialismus, der Verdrängung und 

Unterdrückung von Indianern und anderen eingebore-

nen Völkern oder auch der Sklaverei (die in Wahrheit 

im abendländischen Kulturkreis ein kurzes Zwischen-

spiel war, nach islamischem Recht aber eine von Allah 

gewollte Institution ist und in vielen islamischen Län-

dern inoffiziell auch heute noch praktiziert wird und in 

afrikanischen Ländern praktiziert würde, wenn der We-

sten sie nicht abgeschafft hätte). Aus diesem Unwertur-

teil, das alle weißen Völker betrifft, sogar diejenigen, die 

gegen Hitler gekämpft haben, folgt, daß sie diese Schuld 

nun »büßen« müßten, indem sie ihre Länder dem An-

sturm von Menschen aus der ganzen Welt preisgeben, 

und dies bedeutet die Ausdehnung der deutschfeindli-

chen Ideologie auf sämtliche abendländischen Völker. In 
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praktisch allen westlichen Ländern ist demgemäß die 

Selbstzerstörung zur öffentlichen Tugend und zum mo-

ralischen Gebot erhoben worden. 

• HOLOCAUSTLEUGNER

Wenn irgend jemand es wagt, die Historizität jener Ereig-

nisse (oder auch nur eines Teils davon) öffentlich zu be-

streiten, die insgesamt als Holocaust bezeichnet werden,

so bekommt er von der veröffentlichten Meinung der

BRD sozusagen einen neuen Vornamen verpaßt, näm-

lich »Holocaustleugner«. Er heißt dann nur noch »Holo-

caustleugner Williamson«, »Holocaustleugner Mahler«,

»Holocaustleugner Irving« und so weiter; was immer der

Betroffene sonst noch gewesen sein, gesagt oder getan

haben mag, verschwindet hinter einer Art Ganzkörper-

etikett, das keine andere Eigenschaft mehr sichtbar wer-

den läßt und ihn restlos aus der Gemeinschaft aller ge-

recht und billig denkenden Menschen ausbürgert.

Dabei ist das Wort »Holocaustleugner« in sich so 

unwahr, daß gerade gerecht und billig denkende Men-

schen es eigentlich gar nicht benutzen und nur wirkliche 

Demagogen sich damit beschmutzen sollten: 

Zum einen behauptet kaum einer der sogenannten 

Holocaustleugner, die Nationalsozialisten hätten nicht 

Massen von Juden umgebracht. Insofern ist das Wort 

»Leugnung« mindestens fragwürdig. Zum anderen be-

deutet »Leugnung«, daß man etwas, was man subjektiv 

für wahr hält, gleichwohl für unwahr erklärt. Der Aus-

druck »Holocaustleugner« impliziert also die Behaup-

tung, die so Titulierten glaubten in Wahrheit sehr wohl 
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an die Richtigkeit des etablierten Geschichtsbildes und 

gäben es nur nicht zu. Dafür gibt es aber nicht den ge-

ringsten Anhaltspunkt: Schon die hohen Haftstrafen, 

die die sogenannten »Leugner« für die Artikulation ih-

rer Ansichten in Kauf nehmen, sprechen eine andere 

Sprache. 

Und drittens wird mit dem Ausdruck »Holocaust-

leugner« zumindest suggeriert, die Betreffenden versuch-

ten nicht einmal, ihre Thesen mit tatsachengestützten 

Argumenten zu untermauern, sondern beschränkten 

sich auf ein simples Abstreiten; das versuchen sie aber 

durchaus. Selbst wenn die von ihnen angeführte Indi-

zien- und Argumentationskette nicht ausreichen mag, 

den etablierten Narrativ im Kern zu erschüttern, heißt 

dies nicht, daß es sich nicht um Indizien und Argumente 

handelte, die eine wissenschaftlich fundierte Replik wert 

wären. 

Daß die etablierte Geschichtswissenschaft ihrerseits 

die Kritik an ihren Thesen nicht etwa mit Argumenten 

zurückweist, sondern zumindest durch Stillschweigen 

billigt, daß die Kritiker ins Gefängnis geworfen werden, 

zeugt nicht gerade von Souveränität. Eine Wissenschaft, 

die auch nur ein Minimum an Rückgrat und Selbstbe-

wußtsein hätte, müßte es sich verbitten, Gesetzen un-

terworfen zu werden, die nicht nur ihren Kritikern ei-

nen Maulkorb verpassen, sondern auch ihr selbst: Nach 

geltender kafkaesker Rechtslage kann die etablierte Ge-

schichtsforschung (oder wer auch immer) die Kritik der 

Holocaustrevisionisten gar nicht mit Gegenargumenten 

zurückweisen, weil sie sie zu diesem Zweck ja zitieren 

müßte - und bereits dies ist verboten! 

1 2 9 



H O M O P H O B I E 

Wer redlich ist, sollte sich hüten, Aussagen - und sei 

es nur implizit - über die Überzeugungskraft von Ar-

gumenten zu treffen, die der öffentlichen Erörterung 

und Kritik durch eine Entscheidung des Gesetzgebers -

deutlich: durch staatlichen Machtmißbrauch! - syste-

matisch entzogen sind. 

• H O M O P H O B I E

Als »Homophobie« bezeichnet die Ideologiebranche 

unseres Landes die Abneigung gegen Schwule (rein 

theoretisch auch gegen Lesben) und schiebt damit der 

Frage, woher diese Abneigung wohl kommen möge, von 

vornherein einen Riegel vor: Es handelt sich um eine 

- » P h o b i e « , also einen psychischen Defekt nicht etwa 

der schwulen Minderheit, sondern der heterosexuellen 

Mehrheit. 

Da aber kultur- und epochenübergreifend praktisch 

alle Männer, sofern sie nicht selbst schwul sind, und da-

rüber hinaus viele Frauen eine Abneigung gegen sich 

weibisch gebärdende Männer hegen, vor allem, wenn 

dies mit zur Schau getragener Homosexualität einher-

geht, liegt diese Abneigung wohl in der Natur des Men-

schen begründet. Daher impliziert die Verwendung des 

Wortes »Homophobie«, daß man diese Natur als defekt 

darstellt. Von dieser ideologischen Prämisse zur Forde-

rung nach Massenumerziehung ist es nur ein Schritt. 

Interessant ist nun zweierlei: Erstens, daß diese kul-

tur- und epochenübergreifende Abneigung gegen homo-

sexuelle Männer sich eben nicht an der Homosexualität 

als solcher, sondern an damit gelegentlich verbundenem 
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weibischem Verhalten, am »Tuntentum« festmacht. Es 

gab in der Geschichte immer wieder männerbündische 

Strukturen - von den homerischen Helden über die ja-

panischen Samurai bis hin zur SA in denen Homose-

xualität geduldet wurde, mit äußerst virilem Verhalten 

einherging (das man nicht gutheißen muß, aber weibisch 

war es jedenfalls nicht) und die Betroffenen keineswegs 

gesellschaftlich stigmatisierte (auch wenn politische 

Gegner sich die Gelegenheit zu Witzen wie »Wer ande-

ren in die Hose grapscht, ist selbst bei der SA« selbstre-

dend nicht entgehen ließen). Und auch heute macht Ho-

mosexualität, die nicht bereits im Habitus demonstrativ 

zur Schau getragen wird, offenbar niemanden unsympa-

thisch. Ich kenne zum Beispiel niemanden, der sich von 

Klaus Wowereit angewidert fühlt, es sei denn aus politi-

schen Gründen. Warum? Weil er nicht tuntig wirkt. 

Zweitens, daß es eine Abneigung gegen Lesben, die 

mit der gegen Schwule vergleichbar wäre, offenbar 

nicht gibt. Es s t immt einfach nicht, wenn die einschlä-

gigen Lobbygruppen etwa von »Homophobie im Fuß-

ball« sprechen, obwohl die Fußballnationalmannschaft 

der Frauen zu schätzungsweise 90 Prozent aus Lesben 

besteht, jeder es weiß und es niemanden stört (während 

schwule Fußballspieler vermutlich in der Tat ein Pro-

blem bekommen, wenn sie sich offenbaren). Sie hüten 

sich freilich, das Lesbentum in der DFB-Frauen-Auswahl 

zum Thema zu machen. 

Würde man nämlich zugeben, daß erstens nicht jeder 

Schwule gleichermaßen Gegenstand »homophober« Ab-

neigung ist, und daß Lesben es so gut wie überhaupt nicht 

sind, dann könnte ja jemand auf die völlig abwegige Idee 
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kommen, den Grund für die Abneigung gegen Schwule 

in deren zum Teil ordinärer und geschmackloser Zur-

schaustellung der sexuellen Orientierung zu suchen, die 

für Schwule typisch ist, für Lesben aber nicht. Also im 

Verhalten der Betroffenen, nicht in der »Homophobie« 

der Gesellschaft. Des weiteren müßte man sich die Frage 

stellen, warum zur Schau getragene (und mit weibischem 

Gebaren verbundene) männliche Homosexualität so viel 

anders bewertet wird als weibliche, und, da dies offenbar 

kulturübergreifend so ist, ob sich dahinter womöglich 

eine anthropologische Konstante verbirgt, also der Tod-

feind aller utopistischen Gesellschaftsingenieure? 

Ich vermute, daß genau dies der Fall ist, und zwar aus 

einem psychologischen Grund, der nicht aus der Welt 

zu schaffen ist: Jedes Kleinkind löst sich irgendwann 

aus der symbiotischen Beziehung zur Mutter und er-

fährt sich als eigenständige Person. Die identitätsprä-

gende Grunderfahrung aller Menschen lautet also: Ich 

bin nicht derselbe Mensch wie meine Mutter. 

Damit verbunden ist für Jungen, aber eben nicht für 

Mädchen die Erfahrung: Ich bin eine andere Art von 

Mensch als meine Mutter (nämlich männlich). Weil das 

so ist, ist männliche Identität deutlich negativ definiert 

(»nicht weiblich«), weibliche Identität aber nicht. Und 

deshalb gilt ein burschikoser Habitus bei einer Frau (egal, 

ob sie nun lesbisch ist oder nicht) als individuelle Cha-

rakterausprägung, jedenfalls nicht als abstoßend, wäh-

rend man einen weibischen Mann instinktiv als nicht 

normal empfindet. 

Zweifellos gibt es tatsächlich auch homosexuelle 

Männer, deren Homosexualität einfach angeboren ist, 
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aber in vielen Fällen liegt dieser Orientierung eine Per-

sönlichkeitsstörung zugrunde, die als solche nicht ange-

boren ist, sondern auf ein im Laufe der Persönlichkeits-

entwicklung erworbenes Identitätsproblem verweist.44

Allein die atemberaubende Promiskuität, die für viele 

schwule Männer (aber bei weitem nicht im gleichen 

Maße für lesbische Frauen) kennzeichnend ist, und die 

man bei heterosexuellen Männern ohne weiteres als 

krankhafte Sexsucht interpretieren würde, sollte genü-

gen, Rosa von Praunheims Diktum (und Filmtitel), nicht 

der Homosexuelle sein pervers, sondern die Situation 

(sprich: die Gesellschaft), in der er lebe, massiv in Frage 

zu stellen; sich Verhaltensmuster, die für die schwule 

Szene charakteristisch sind, nicht als »normal« verkau-

fen zu lassen; sich insbesondere nicht einreden zu las-

sen, man sei »homophob« oder sonstwie geistesgestört, 

wenn man sich davon angewidert fühlt; und sich gegen 

immer neue unverschämte Forderungen der einschlägi-

gen Lobbygruppen, Regenbogenfahnen an Rathäusern, 

Verfassungsänderungen, Sondergesetze gegen die Mei-

nungsfreiheit, Schulbücher, in denen Jugendliche auf-

gefordert werden, Homosexualität auszuprobieren, und 

den Rufmord an den Kritikern von all dem zu verwahren. 

• INTERVENTION, H U M A N I T Ä R E

Das klassische Völkerrecht erkennt jedem Staat das

Recht zu, souverän, das heißt ohne sich rechtfertigen zu

müssen, kriegerische Mittel gegen andere Staaten ein-

zusetzen (ius ad bello), bindet dieses Recht aber an be-

st immte Formen, etwa die Kriegserklärung, unterwirft
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seine Ausübung bestimmten Regeln, etwa dem Gebot 

der Schonung von Nichtkombattanten, und setzt unaus-

gesprochen voraus, daß der Staat, der zum Krieg schrei-

tet, dabei eigene legitime Interessen verfolgt. Staaten 

nämlich, die alle möglichen anderen Interessen verfolg-

ten (zum Beispiel wenn sie zur Beute diverser Interes-

sengruppen werden, denen das Staatswohl nichts bedeu-

tet, und die den Staat nur als Mittel zum Zweck anse-

hen), wären in ihrem Verhalten kaum kalkulierbar, und 

die Zahl der denkbaren Kriegsgründe müßte sich explo-

sionsartig vervielfachen. Das klassische Völkerrecht ist 

also nicht dazu da, Kriege zu verhindern, sondern sie zu 

hegen, war aber eben seines Realismus wegen auch bei 

der Verhinderung von Kriegen unter dem Strich nicht 

weniger erfolgreich als das neuere Völkerrecht, das mit 

der Gründung des Völkerbundes und mehr noch der 

Vereinten Nationen etabliert wurde. 

Die Charta der Vereinten Nationen, der Theorie nach 

konzipiert als Mittel der Verhinderung von Kriegen, ge-

stattet militärische Gewaltanwendung ausschließlich 

zur Selbstverteidigung eines Staates gegen einen mili-

tärischen Angriff durch einen anderen Staat oder zur 

Unterstützung des Verteidigers. Auch der Weltsicher-

heitsrat hat - entgegen einem weitverbreiteten Irr tum, 

wonach jeder vom UN-Sicherheitsrat abgesegnete Mili-

täreinsatz automatisch legal sei - nicht das Recht, sich 

über diese Beschränkungen hinwegzusetzen. Gelegent-

lich - nämlich wenn die Interessen der fünf Vetomächte 

zufällig übereinstimmen - tut er es trotzdem. 

Häufiger aber ist der Fall, daß diese Interessenkon-

gruenz nicht besteht und ein Angriffskrieg daher nicht 
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einmal durch die völkerrechtliche Scheinlegalität eines 

ihn deckenden Sicherheitsratsbeschlusses bemäntelt 

werden kann. Dann schlägt die Stunde der »humanitä-

ren Intervention«. 

Der Begriff ist bereits insofern eine semantische Lüge, 

als die Folgen, insbesondere die Anzahl der Opfer einer 

solchen Intervention (man denke an den Irakkrieg) re-

gelmäßig ihrem humanitären Anspruch hohnsprechen 

und eine Nichtintervention allemal humaner gewesen 

wäre als eine Intervention. Vor allem aber dient das Bei-

wort »humanitär« dazu, die Illegalität des Vorgehens zu 

beschönigen, nach dem Motto, daß der, der »humani-

tär« handelt, sich über das Recht schon einmal hinweg-

setzen dürfe. Einen nach klassischem Völkerrecht oder 

UN-Recht zulässigen Verteidigungskrieg würde niemand 

eine »humanitäre Intervention« nennen. 

Schließlich ist es einer Großmacht mit einem gut or-

ganisierten Geheimdienst ohne weiteres möglich, jene 

Notlagen, die dann eine »humanitäre Intervention« zu 

rechtfertigen scheinen, selbst herbeizuführen, zum Bei-

spiel durch Förderung von inneren Unruhen, Aufstän-

den und Bürgerkriegen, die dann dazu führen, daß die 

betroffene Regierung -»»auf ihr eigenes Volk schießt« 

und »jede Legitimität verloren hat«, was unter Umstän-

den Grund genug ist, humanitär zu intervenieren und 

eben dieses Volk humanitär in Grund und Boden zu 

bomben. 

Es versteht sich von selbst, daß Gründe für humani-

täre Interventionen nur dann herbeigeführt werden und 

solche Interventionen nur dann stattfinden, wenn die 

betreffende Regierung den Interessen amerikanischer 
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politischer Eliten im Wege steht. »Humanitäre Interven-

tion« ist, mit anderen Worten, ein anderer Ausdruck für 

»völkerrechtswidriger imperialistischer Angriffskrieg«. 

• INTEGRATION

Integration setzt bereits begriffslogisch die Existenz ei-

nes integren Ganzen voraus, in das hinein derjenige, der

integriert werden oder sich integrieren soll, integriert

werden kann.

Wer daher beispielsweise von der Integration von 

Ausländern in Deutschland spricht, muß angeben kön-

nen, wer die integrierende Einheit ist. Diese kann nur 

das deutsche Volk sein - wer denn sonst? 

Dies setzt aber voraus, daß das deutsche Volk über-

haupt existiert und eine Solidargemeinschaft ist. Wer ihm 

diesen Charakter abspricht bzw. ihn zu beseitigen ver-

sucht, d.h. wer die integrierende Einheit abschaffen will, 

kann das Wort »Integration« nur als Lüge benutzen. Was 

ihm vorschwebt, ist dann in Wahrheit ein Nebeneinan-

der von Teilen, die kein Ganzes bilden: also genau das Ge-

genteil von Integration. Er spekuliert lediglich darauf, daß 

die Öffentlichkeit - von der er genau weiß, daß sie unter 

»Integration« etwas anderes versteht - dies nicht bemerkt. 

»Integration« heißt, daß jemand Deutscher wird, und 

da ein Volk definitionsgemäß eine Solidargemeinschaft 

ist, bedeutet es, daß er die Solidarität dieses Volkes nicht 

nur zu eigenen Gunsten einfordert, sondern seinerseits 

übt, daß er dieses Volk also als sein eigenes empfindet 

und sein Handeln - auch sein politisches Handeln -

daran ausrichtet. Daß es zahlreiche Stammdeutsche gibt, 
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die dieses Postulat mißachten, ändert nichts an seiner 

Gültigkeit, und die »Integration« von Vorzeigemigran-

ten in eine politische Linke, die sich die Zerstörung des 

eigenen Volkes auf die Fahnen geschrieben hat, bedeutet 

demonstrative Nichtintegration in dieses Volk. 

Ob jemand Deutscher ist oder nicht, ist keine Frage 

der Staatsangehörigkeit: Der Staat schafft nicht das Volk, 

er findet es bei seiner Entstehung vor und setzt seine 

Existenz als soziologische, nicht rechtliche Gegebenheit 

voraus. Nicht zufällig erwähnt auch das Grundgesetz 

das deutsche Volk in der Präambel, und es enthält nir-

gendwo den Satz: »Hiermit wird das deutsche Volk ge-

gründet.« 

Ein Staat, in dem die Regierung Bertolt Brechts iro-

nisch gemeinten Ratschlag befolgt, das Volk aufzulösen 

und sich ein neues zu wählen, indem sie den deutschen 

Paß buchstäblich jedem Dahergelaufenen in die Tasche 

steckt und nach eigenem Gutdünken die Zusammenset-

zung des Souveräns manipuliert, überschreitet damit bei 

weitem seine Befugnisse. Er selbst tritt damit - ungeach-

tet dieser Kompetenzüberschreitung - in eine Rechtsbe-

ziehung zur jeweils eingebürgerten Person. Eine solche 

gleichsam vertikale Rechtsbeziehung zwischen dem Staat 

und einem Bürger hat aber mit der horizontalen Bezie-

hung der Bürger zueinander, hat mit der Zugehörigkeit 

zu einer Solidargemeinschaft überhaupt nichts zu tun. 

Wer etwas anderes behauptet, verwechselt Soziologie mit 

Juristerei. Der Rechtsakt der Einbürgerung kann einen 

Integrationsprozeß abschließen, aber nicht ersetzen. 

Integration ist etwas, das der natürlichen Trägheit 

des Menschen widerstrebt. Es bedeutet, sich einer Ge-
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meinschaft anzuschließen, die bestimmte Erwartun-

gen hegt - sonst ist sie nämlich keine - und diese Er-

wartungen zu erfüllen. Man muß sich ändern, und das 

tut niemand gerne. Integration ist einfach anstrengend, 

und wer gesagt bekommt, daß er sich nicht zu ändern 

braucht, daß er also getrost seine kulturellen Werte und 

seine ethnischen Loyalitäten behalten kann, die die In-

tegration gerade behindern, der behält sie auch und in-

tegriert sich nicht. 

Wer Integration für ein wünschenswertes Ziel hält, 

kann diesem Ziel keinen schlimmeren Bärendienst lei-

sten als dadurch, daß er »Einwanderern signalisiert, sie 

könnten ruhig doppelte, multiple oder hybride Identitä-

ten hegen, was im Klartext bedeutet, daß sie mit dem 

deutschen Volk nicht solidarisch zu sein brauchen (es 

aber theoretisch auch mit keinem anderen sein sol-

len), da wir Deutschen selbst es ja auch nicht seien und 

als Glied einer fiktiven Solidargemeinschaft namens 

.Menschheit' jede Bevorzugung des Eigenen gegenüber 

dem Fremden schon aus Prinzip ablehnten. Ein Volk, das 

tatsächlich so denken würde, wie unsere Eliten uns sug-

gerieren möchten, könnte im Normalbetrieb noch eine 

Weile nominell fortexistieren. Seine faktische Nichtexi-

stenz als Volk, und das heißt definitionsgemäß als Soli-

dargemeinschaft, würde sich spätestens im Ernstfall of-

fenbaren, also dann, wenn sein Überleben von der Loya-

lität und Opferbereitschaft seiner Mitglieder abhängt. 

Es steht zu befürchten, daß die ideologisch postulierten 

und legitimierten .doppelten', .multiplen' und .hybriden' 

Identitäten mancher Einwanderer sich in einem solchen 

Fall als Bemäntelung von jeweils höchst eindeutigen eth-
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nischen Loyalitäten entpuppen würden. Von Loyalitäten, 

die alles andere als hybrid sind und jedenfalls nicht dem 

deutschen Volk gelten.«45

Es ist auch ganz unerfindlich, warum sich jemand mit 

einem Volk identifizieren soll, das er auf dem absteigen-

den Ast sieht: »Warum, um nur dieses eine Beispiel zu 

nennen, sollten Türken in Deutschland es attraktiv fin-

den, so zu werden wie wir? Warum sollten sie es attraktiv 

finden, ihre Gemeinschaft mitsamt den damit verbun-

denen Solidaritätspflichten und -forderungen zu verlas-

sen, um sich einer anderen Gemeinschaft anzuschließen 

(denn eine solche sind wir in ihren Augen, egal ob wir 

eine sein wollen oder nicht), die offenkundig auf dem 

absteigenden Ast sitzt? Die Scheidungs- und Gebur-

tenraten, die masochistische Selbstbeschimpfung und 

Selbstschädigung der Deutschen, die genau wissen, daß 

Deutschland sich abschafft (denen das aber egal ist), ihr 

schwächliches Nachgeben gegenüber Forderungen und 

Drohungen sprechen doch eine klare Sprache. Wer sich 

einer solchen Gemeinschaft anschließt, schifft sich se-

henden Auges auf der Titanic ein.«46

• INTERNATIONALE G E M E I N S C H A F T

Sinnentstellende Scheinübersetzung von »internatio-

nal community«: Das Wort »community« wird im Eng-

lischen weitgehend wertneutral benutzt, und »interna-

tional community« bezieht sich einfach auf die »Ge-

samtheit« der Staaten, insbesondere, soweit sie durch

die UNO repräsentiert werden, wenn man so will also

auf eine »internationale Allgemeinheit«. Im Gegensatz
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zum englischen Gebrauch von »Community« bezeich-

net das deutsche Wort »Gemeinschaft« eine Gruppe, de-

ren Mitglieder einander zu einem besonders hohen Maß 

an Solidarität verpflichtet sind: vom Rechtsbegriff der 

»Versichertengemeinschaft« über »verschworene Ge-

meinschaft«, »Gemeinschaft der Gläubigen« bis hin zur 

»Volksgemeinschaft«. 

Besonders akzentuiert wird der Begriff in der deut-

schen Geistesgeschichte durch die Gegenüberstellung von 

»Gemeinschaft« und »Gesellschaft« (während es eine ver-

gleichbare Gegenüberstellung von »Community« und »So-

ciety« mitsamt den dazugehörigen Konnotationen in der 

angelsächsischen Geistestradition nicht gibt), wobei dem 

Dienst an der Gemeinschaft ein besonders hoher mora-

lischer Wert zugemessen wird, während die Gesellschaft 

der Bereich ist, in dem jeder einfach seine Interessen ver-

folgt. Von einer »Gemeinschaft« zu sprechen bedeutet in 

Deutschland, moralische Solidaritätspflichten zu postu-

lieren und ihre Einhaltung zu fordern sowie die eigenen 

Belange denen der Gemeinschaft unterzuordnen. 

Eine »internationale Gemeinschaft« in diesem Sinne, 

das heißt eine, der zu dienen eine moralische Pflicht wäre, 

existiert nicht, »Staatengesellschaft« wäre viel treffen-

der. Der Ausdruck »internationale Gemeinschaft« paßt 

allerdings hervorragend zu einer deutschen Außenpoli-

tik, die sich grundsätzlich hinter dieser »Gemeinschaft«, 

das heißt den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs 

versteckt, die im UN-Sicherheitsrat bis heute definieren, 

was der Wille der »internationalen Gemeinschaft« sei, 

und enthält ein unausgesprochenes »Pfui« gegenüber al-

len Kräften, die dies nicht zu tun bereit sind: 

1 4 0 



I N T E R N A T I O N A L E G E M E I N S C H A F T 

Dies können Staaten sein, die es verwerflicherweise 

an Botmäßigkeit gegenüber der »Gemeinschaft« fehlen 

lassen, während die BRD, selbstredend nur aus Loyalität 

gegenüber derselben, sich für Sanktionen, notfalls auch 

Kriege, gegen diese Staaten einspannen läßt. 

Es können innenpolitische Kräfte sein, die unver-

ständlicherweise der Meinung sind, die Regierung habe 

die Interessen des Staates und seines Volkes zu vertreten, 

nicht aber die einer nicht bzw. nur im Sinne einer dem-

agogischen Phrase existierenden »Gemeinschaft«. 

Die romantisierende moralische Überhöhung einer 

»internationalen Gemeinschaft« (deren übrige Mitglie-

der ziemlich unromantisch veranlagt und von einer sol-

chen Überhöhung weit entfernt sind) mit Hilfe semanti-

scher Lügen und Fehlübersetzungen, mitsamt der dar-

aus resultierenden Forderung, die eigenen nationalen 

Interessen hintanzustellen, hat übrigens eine gewisse 

Tradition in Deutschland: Bereits für den Begriff »Völ-

kerbund« (englisch »League of Nations«, französisch 

»Société des Nations«) galt Entsprechendes. Wo die 

Franzosen und Angelsachsen nüchtern von einer Ge-

sellschaft (Société) bzw. einer Liga (League) sprachen, 

mußte es im Deutschen ein Bund sein, und nicht einer 

zwischen Nationen (Nations), d.h. staatlich verfaßten 

Völkern, letztlich also zwischen Staaten, sondern zwi-

schen den Völkern selbst. Mit solchem Vokabular wurde 

der Genfer Institution eine erdige Graswurzelnote ange-

dichtet, die höchstens in der romantischen Vorstellungs-

kraft ihrer deutschen Anhänger existierte. 
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• I N T O L E R A N Z

Als »intolerant« gilt, wer seine Interessen vertritt, so-

fern er dadurch das in der Verfassung nicht vorgese-

hene Recht ethnischer, religiöser, politischer und son-

stiger Minderheiten (und vor allem deren selbsternann-

ter Vertreter) verletzt, von Kritik verschont zu bleiben.

In der real existierenden BRD versteht es sich sozusa-

gen von selbst, daß dieses Verschonungsprivileg nicht

etwa jeglichen, sondern nur ganz bestimmten Minder-

heiten zukommt. Es gilt für Moslems und Juden, aber

nicht für Christen; es gilt für Feministinnen, aber nicht

für Männerrechtler; es gilt für den einzigen Türken im

Betrieb, aber nicht fü r den einzigen Deutschen in der

Schulklasse.

Kritik an den solchermaßen privilegierten Minder-

heiten ist »Intoleranz«. Solche Kritik zu unterbinden, 

und sei es mit Gewalt, gilt in der BRD als praktizierte 

- •Toleranz. 

• ISLAMOPHOBIE

Dem Wortsinne nach eine krankhaf te Angst vor dem

Islam; der Ausdruck beinhaltet also den üblichen dem-

agogischen Mißbrauch des Wortes - » P h o b i e « zur Pa-

thologisierung einer kritischen bis ablehnenden Einstel-

lung gegenüber dem jeweiligen Objekt, hier also dem Is-

lam. Daß es Gründe für diese Kritik oder Ablehnung

geben könnte, wird schon durch die Wortwahl ausge-

schlossen, auch wenn diese Gründe auf der Hand liegen,

ihre wissenschaftliche Begründung ganze Bibliotheken

füllt und es buchstäblich keine einzige europäische Gei-
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stestradition gibt, die keine islamkritischen Implikatio-

nen hätte. Islamkritiker kann man von einem linken, 

rechten, liberalen, konservativen, christlichen, nationa-

listischen, feministischen, aufklärerischen, gegenauf-

klärerischen oder marxistischen Standpunkt sein. Man 

muß es sogar sein, wenn man diesen jeweiligen Stand-

punkt und damit Grundlagen des eigenen Denkens 

ernstnimmt. 

• JUGENDLICHE

Ein Tarnwort. Wenn laut Medienberichten »Jugendli-

che« in bestimmten Zusammenhängen bestimmte Ar-

ten von Gewalttaten begehen, kann man mit Sicherheit

davon ausgehen, daß es sich um Jugendliche mit nicht-

deutschem Hintergrund handelt; dies nicht etwa des-

halb, weil deutsche Jugendliche niemals gewalttätig

würden, sondern weil es dann erwähnt würde, insbe-

sondere, wenn irgendein Anhaltspunkt existiert, solche

deutschen Jugendlichen mit »rechter«, »rassistischer«

oder »ausländerfeindlicher« Gesinnung in Verbindung

zu bringen.

Ethnisch motivierte Gewalt, wenn sie von Auslän-

dern verübt wird und sich gegen Deutsche richtet, wird 

normalerweise nicht zum Thema gemacht, und der be-

wußte Verzicht auf die Nennung des ethnischen Hin-

tergrunds von Tat und Täter auch in Zusammenhängen, 

wo dies für die Beurteilung des Vorgangs von Bedeutung 

ist, läuft auf Desinformation hinaus - eine Desinforma-

tion freilich, die ihre Wirkung zunehmend verfehlt, weil 

das Publikum gelernt hat, zwischen den Zeilen zu lesen 
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und aus den Informationen, die es bekommt, auf die zu 

schließen, die ihm vorenthalten werden: eine Kunst, die 

normalerweise in totalitären Regimen blüht. Daß die Le-

ser der Süddeutschen Zeitung oder der FAZ mittlerweile 

einen ähnlichen Spürsinn entwickeln müssen wie vor-

mals die der Prawda und des Neuen Deutschland, zeigt 

deutlicher als jede theoretische Analyse, wie »öffent-

lich« hierzulande der »öffentliche Diskurs« ist. 

• K A R N E V A L DER KULTUREN

Auf den ersten Blick ein Oxymoron: »Kultur« im tra-

ditionellen Sinne bezeichnet etwas Ernstes und Tie-

fes, »Karneval« das Gegenteil davon. Es gibt aber kei-

nen Hinweis darauf, daß die Veranstalter des Berliner

»Karnevals der Kulturen« sich dieses Oxymorons, das

heißt des Zusammenspannens einander widersprechen-

der Begriffe, bewußt wären. Man darf annehmen, daß

sie davor zurückschrecken würden, einen »Karneval der

Religionen« oder einen »Karneval der Philosophien« zu

veranstalten, und daß sie den Ausdruck »Karneval der

Kulturen« nicht um des rhetorischen Effekts willen ge-

wählt haben, sondern weil sie überhaupt keinen Kultur-

begriff haben.

Kultur ist unter anderem ein komplexes Ensemble 

von Normen und Wertvorstellungen, die eine Gesell-

schaft erst funktionsfähig machen, und die bei verschie-

denen Völkern unterschiedlich sind. Nicht umsonst gibt 

es das Sprichwort »Andere Länder, andere Sitten«. Eine 

multikulturelle Gesellschaft wäre eine, in der gilt: »Glei-

ches Land, verschiedene Sitten«. Die Vorstellung, daß 
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eine solche Gesellschaft harmonisch sein könne oder 

gar müsse, kann nur hegen, wer davon ausgeht, die Kul-

turen, deren »Vielfalt« auch noch ideologisch gefeiert 

wird, seien in Wirklichkeit in jeder relevanten Hinsicht 

ein und dieselbe Kultur und die zwischen ihnen beste-

henden Unterschiede folglich rein äußerlicher, folklo-

ristischer Natur. Dieser Neigung, Kultur mit Folklore 

zu verwechseln und sie als etwas mißzuverstehen, was 

dem Menschen so äußerlich sei wie seine Kleidung (die 

er ja auch wechseln kann, ohne deshalb ein anderer 

zu werden), entspricht denn auch das infantile Adjek-

tiv -»»bunt«, das zur Beschreibung der multikulturel-

len Gesellschaft verwendet wird und in etwa besagt, daß 

alle Menschen sich so gleichen wie Smarties, die sich nur 

durch die Farbe (und nicht einmal den Geschmack) des 

Zuckergusses unterscheiden. 

• K E I N FORUM BIETEN

Der altrömische Begriff des »Forums« ist heute eine Me-

tapher für »Öffentlichkeit«. Wer also sagt, man dürfe

diesen oder jenen Gruppen »kein Forum bieten«, sagt

nichts anderes, als daß man verhindern soll, daß An-

hänger der betreffenden Meinung oder Vertreter der be-

treffenden Interessen zu Wort kommen und ihre Argu-

mente vortragen können.

Was sagt also derjenige, der Andersdenkenden »kein 

Forum bieten« will, über sich selbst? 

Erstens, daß er sich den Argumenten jener Anders-

denkenden nicht gewachsen fühlt; zweitens, daß er die 

Prinzipien einer liberalen Demokratie nicht verstanden 
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hat: Meinungsfreiheit ist kein humanitärer Luxus, den 

man sich in politischen Schönwetterperioden leistet, 

sondern die Voraussetzung dafür, daß die Gesellschaft 

ihre Fähigkeit zur Problemlösung behält. Diese muß in 

dem Maße verschwinden, in dem durch Ideologie (und 

Korruption) zusammengehaltene Machtkartelle und de-

ren Anhänger das Monopol auf Meinungsäußerung ha-

ben, Kritiker mundtot machen können, die sich von ei-

nem abweichenden ideologischen Standpunkt aus äu-

ßern, und deswegen in ihrer Betriebsblindheit so lange 

unbehelligt bleiben, bis sie durch diese Blindheit das 

ganze Land an die Wand gefahren haben. 

Das Recht, eben dies zu tun, nimmt für sich in An-

spruch, wer fordert, Andersdenkenden »kein Forum zu 

bieten«. 

• K E I N PLATZ FÜR

Die Forderung »kein Platz für« (es folgt regelmäßig eine

der demagogisch pejorativen Bezeichnungen für Angehö-

rige der politischen Rechten) geht noch ein wenig über die

artverwandte Forderung hinaus, den Betroffenen -»»kein

Forum zu bieten«. Sie sollen sich nicht nur öffentlich

nicht politisch äußern können, sie sollen auch in keinem

Sportverein tätig sein und keiner Kirche angehören, auch

privat kein Restaurant oder Hotel besuchen, kein Bank-

konto unterhalten und keinen Beruf mit Kundenkontakt

ausüben dürfen, und es ist wohl nur eine Frage der Zeit,

bis ihnen auch die Benutzung von Parkbänken, öffentli-

chen Verkehrsmitteln und Badeanstalten untersagt wird.

Für diese Bestrebungen, eine ganze Bevölkerungsgruppe
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buchstäblich aus der Gesellschaft auszuschließen, gibt es 

in der deutschen Geschichte nur eine Parallele, nämlich 

die Behandlung von Juden in den dreißiger Jahren. 

Wenn man bedenkt, daß gerade diejenigen, die heute 

so schnell mit »Kein-Platz-für«-Forderungen bei der 

Hand sind, meist einem Geschichtsbild anhängen, wo-

nach die Nationalsozialisten die Ausrottung der Juden 

von Anfang an geplant hätten, deren Ausschluß aus 

der Gesellschaft der erste Schritt der Ausführung die-

ses Plans gewesen sei und man daran die Mordabsich-

ten hätte erkennen müssen, dann kann man die Forde-

rung »kein Platz für ...« nur als die Selbstbezichtigung 

von Massenmördern im Wartestand auffassen. 

• KLIMAWANDEL

Ohrwurm. Vom »Klimawandel« wird einfach so lange

gesprochen, bis jeder daran glaubt (-»Fachkräftemangel ,

->Migranten haben unser Land aufgebaut). Da das

Wetter sich naturgemäß ständig ändert, fehlt es nie an In-

dizien für den Klimawandel, wenn man nur danach sucht.

Man könnte dies komisch finden, wenn nicht gerade 

der »Klimawandel« von der Politik regelmäßig unter die 

->globalen Heraus fo rde rungen gerechnet würde, de-

retwegen der Nationalstaat, in dessen Rahmen demokra-

tische Kontrolle wenigstens möglich ist (was nicht un-

bedingt bedeutet, daß sie auch stattfindet), Kompeten-

zen an supranationale Institutionen abgeben müsse, die 

praktisch jeder Kontrolle entzogen sind, dafür aber un-

ser Leben diktieren. 
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• KLISCHEE

Wikipedia zitiert den Literaturwissenschaftler Gero

von Wilpert mit der Definition: »[Klischees sind] vorge-

prägte Wendungen, abgegriffene und durch allzu häu-

figen Gebrauch verschlissene Bilder, Ausdrucksweisen,

Rede- und Denkschemata, die ohne individuelle Über-

zeugung einfach unbedacht übernommen werden.«47

Klischees sind also definitionsgemäß unter an-

derem die -»»rechte Gewalt«, die -»»kulturel le 

Bereicherung«, der -»»Generalverdacht«, der 

-»»Fachkräf temangel« , die -»»Diskr iminierung«, der 

-»»mündige Bürger«, die -»»in ternat ionale Gemein-

schaft« und überhaupt die meisten hier vorgestellten 

Ausdrücke aus der Sprache der BRD. 

Ein Klischee ist aber auch das Wort »Klischee« selbst, 

das auf die oben genannten Ausdrücke gerade nicht an-

gewendet wird, sondern stets dann ins Spiel kommt, 

wenn eine generalisierende Aussage über eine Perso-

nengruppe (oder deren konstitutives Merkmal) getrof-

fen wird, die unter dem Schutz der Political Correctness 

steht, sofern die generalisierende Aussage negativ ist. 

Ein Klischee - gemäß der BRD-Sprache - ist die Rede 

von der »Ausländergewalt«, nicht aber die von der »rech-

ten Gewalt«; die »kulturelle Bedrohung«, nicht aber die 

»kulturelle Bereicherung«; die Aussage, der Islam sei ge-

walttätig, nicht aber die, er sei eine Religion des Frie-

dens; der »Kampf der Kulturen«, nicht aber der »Dialog 

der Kulturen«. 

Kurz und gut, das Wort »Klischee« ist einer jener Aus-

drücke (-»dumpf, -»krude, - •Vorurte i l , -»Stammtisch) 

die im herrschenden Diskurs üblicherweise dann be-

1 4 8 



KULTUR 

nutzt werden, wenn man nicht fähig oder willens ist, die 

als Klischee bezeichnete Position mit Argumenten zu 

widerlegen, und andere davon abhalten möchte, sich mit 

ihr auseinanderzusetzen. 

• KRUDE

Manche Worte werden derart stereotyp zur Vortäu-

schung von Intellektualität gebraucht, daß selbst Auto-

ren der politischen Linken sich über ihre Häufigkeit lu-

stig machen. So schreibt der taz-Kolumnist Deniz Yücel

in einer Satire unter dem Titel »Krude, kruder, am kru-

desten - Wie schreibe ich einen Profimeinungskom-

mentar, der sich nicht anhört wie jeder andere? Zwölf

goldene Regeln«:

»9. Stammtischparole: Werfen Sie Ihrem Gegner vor, 

daß er Stammtischparolen verbreitet. Oder populistisch 

argumentiert. Oder Klischees bedient. Oder eine Regel 

mißachtet. Vergessen Sie nicht das passende Adjektiv: 

Stammtischparole (dumpfe), Populismus (reiner), Kli-

schee (billiges), Regel (goldene). 

10. Krudismus: Geben Sie Ihrem Gegner den Rest, be-

zeichnen Sie seine Ansichten als krude. Der Höchstbie-

tende gewinnt: krude, kruder, am krudesten.«48

Siehe auch -»»dumpf«, -»»Stammtisch«, 

-»»Populismus«, 

• KULTUR

-»mul t iku l ture l l 
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• M E N S C H E N

Jeder Begriff basiert auf einer Definition, das heißt ei-

ner Abgrenzung, und im Extremfall erschöpft er sich so-

gar in dieser Negation. Wer lediglich von »Menschen«

spricht, meint strenggenommen bloß alle Lebewesen,

die keine Tiere, Pflanzen, Pilze usw. sind; er verzichtet

nicht nur auf jegliche Unterscheidung zwischen ihnen,

sondern auf jegliche Spezifizierung der gemeinten Men-

schen überhaupt: etwa als Konsumenten, Wähler, Bürger

oder Steuerzahler. Er verzichtet auf jegliche Benennung

des sozialen Bezugs, in dem diese Menschen stehen.

In Zusammenhängen, in denen es gerade auf diese 

sozialen (politischen, wirtschaftlichen, familiären usw.) 

Bezüge ankommt, bedeutet ihre Unterschlagung zum ei-

nen die Reduktion der Gemeinten auf ihre biologische 

Eigenschaft, keine Tiere zu sein. Insbesondere bedeu-

tet sie die Abstraktion von ihren spezifisch politischen 

Rechten und Eigenschaften (-»»Ängste der Menschen 

erns tnehmen«) . 

Dies ist freilich nicht immer der Hauptzweck solch 

unpräziser Begrifflichkeit. Normalerweise geht es ein-

fach um die Entdifferenzierung der Sprache zu dem 

Zweck, Differenzen aus der Realitätswahrnehmung ver-

schwinden zu lassen. Wenn etwa Maria Böhmer von 

den »2,7 Millionen Menschen aus türkischen Familien« 

spricht, »die in Deutschland leben« (und es damit ihrer 

Meinung nach bereichern), dann lautet der Subtext, daß 

hier weder Arbeitssuchende kommen, noch Moslems, 

noch eine ethnische Minderheit, die politische Rechte 

einfordert: Das alles wird von vornherein ausgeblen-

det. Die Fragen nach den Interessen dieser Gruppe, de-
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nen der Einheimischen und den Folgen von Massenein-

wanderung allgemein werden nicht nur von der Tages-

ordnung gedrängt, sondern geradezu tabuisiert. Motto: 

Wollen Sie gegenüber Menschen und Familien schnöde 

Interessen geltend machen, Sie herzloser Mensch? 

Das Wort »Menschen«, sofern es in Zusammenhän-

gen verwendet wird, in denen ein präziser Begriff gefor-

dert ist, gehört also zur entpolitisierenden Tantenspra-

che der BRD, in der sentimentale Phrasen dazu dienen, 

gänzlich unsentimentale Interessen und Machtansprü-

che dadurch durchzusetzen, daß man ihre Benennung 

scheinmoralisch tabuisiert, ihren Gegnern von vornher-

ein das Argument verweigert und es durch moralische 

Erpressung ersetzt. 

• M E N S C H E N , JÜDISCHE

Hitler ist allgegenwärtig. Er bestimmt die Richtlinien

der Politik - insofern Staatskunst sich nach dem Selbst-

verständnis der BRD darin erschöpft, stets das genaue

Gegenteil von dem zu tun, was Hitler mutmaßlich ge-

tan hätte. Er ist auch nach wie vor der größte Medienstar

Deutschlands - kein anderer Politiker taucht öfter auf

der Titelseite des Spiegel auf, und seine Präsenz im Fern-

sehen kann sich mit der des jeweils aktuellen Bundes-

kanzlers zumindest messen. Und er bestimmt, wie wir

reden sollen: Da Hitler Juden »Juden« nannte, müsse, so

schließt man messerscharf, das Wort »Juden« (obwohl

auch jeder andere, einschließlich der Juden selbst, es ge-

braucht) per se etwas Hitlerisches an sich haben, und er-

setzt es durch »jüdische Menschen«.
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Es handelt sich um gutgemeinte Gutmenschenspra-

che, an der sich die Binsenweisheit demonstrieren läßt, 

daß das bloß Gutgemeinte mit dem wirklich Guten meist 

wenig zu tun hat. Die Formulierung »jüdische Men-

schen« hat nämlich zwei gleichermaßen problematische 

Subtexte: Wenn man nämlich ausdrücklich betonen zu 

müssen glaubt, daß Juden Menschen sind, suggeriert 

man damit zugleich, daß dies keine Selbstverständlich-

keit sei (sonst würde man es ja nicht betonen); nieman-

dem würde es einfallen, von »christlichen Menschen«, 

»moslemischen Menschen« oder »buddhistischen Men-

schen« zu sprechen, auch nicht von »französischen Men-

schen« oder »deutschen Menschen«. 

Die Nationalsozialisten freilich haben den Ausdruck 

»deutsche Menschen« sehr wohl gebraucht, und zwar 

mit positiver Wertung und der Suggestion, Deutsche 

seien eine besondere Art von Menschen, sozusagen die 

Krone der Schöpfung. Die Verbindung einer Ethnobe-

zeichnung mit dem Wort »Menschen« enthält also den 

Subtext, es bestehe ein qualitativer Unterschied und Ge-

gensatz zwischen der jeweiligen Ethnie und dem Rest 

der Menschheit, und diesen Subtext, nämlich daß Juden 

eine besondere Art von Menschen seien, enthält auch die 

Formulierung »jüdische Menschen«. Wenn Philosemi-

ten oder gar Juden eine solche Formulierung verwenden, 

schießen sie ein Eigentor. Denn selbst wenn es freund-

lich gemeint ist: Von solcher Art Philosemitismus zum 

Gegenteil davon ist es nur ein winziger Schritt. 
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• M E N S C H E N F E I N D L I C H K E I T , GRUPPENBEZOGENE

Das Theorem der »Gruppenbezogenen Menschen-

feindlichkeit«49 wurde von dem Soziologen Wilhelm

Heitmeyer entwickelt. Gruppenbezogene Menschen-

feindlichkeit nach Herrn Heitmeyer kann sich rich-

ten unter anderem gegen Moslems, Juden, Ausländer,

Frauen, Homosexuelle, Hartz-IV-Empfänger und Ob-

dachlose.

Sie kann sich, und zwar definitionsgemäß, also als 

Prämisse, nicht etwa als Konsequenz empirischer Be-

obachtung, nicht richten gegen Deutsche, Christen, 

Männer, Heterosexuelle und Menschen, die von ihrer ei-

genen Arbeit leben. 

Wenn also ein Befragter das Statement bejaht, es gebe 

zu viele Ausländer in Deutschland, dann gilt dies als 

»menschenfeindlich«. Wenn aber eine arabische Jugend-

bande einen Deutschen zusammentrampelt , und dies 

unter den üblichen deutschfeindlichen und christen-

feindlichen Beschimpfungen, dann zählt das für Herrn 

Heitmeyer nicht als Menschenfeindlichkeit. 

Die Implikation dieser Theorie lautet unter anderem, 

daß es keineswegs unmoralisch ist, auf den Interessen 

von Deutschen, Christen, Heterosexuellen, Männern 

und Erwerbstätigen, wenn nicht sogar ganz buchstäb-

lich auf ihnen selbst, herumzutrampeln. Ihre Interessen, 

das heißt die Interessen der Mehrheit, sind von vorn-

herein bar jeder Legitimität. Der Vorwurf der »Men-

schenfeindlichkeit«, den solche Ideologen unter dem fa-

denscheinigen Deckmantel von »Wissenschaftlichkeit« 

gegen Millionen ihrer Mitbürger erheben, fällt auf sie 

selbst zurück. 
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• M E N S C H E N R E C H T E

Wenn sich in den Zeitungen die Erwähnungen des Wor-

tes »Menschenrechte« häufen, darf man sicher sein, daß 

ein Krieg vor der Tür steht. 

Im Vorfeld solcher Kriege, sofern es sich um ge-

plante Angriffskriege handelt, pflegt der Angreifer den 

jeweils aufs Korn genommenen Gegner als einen Feind 

der »Menschenrechte« zu brandmarken und damit als 

Machthaber zu delegitimieren - was unter anderem zur 

Folge hat, daß man es mit dessen eigenen Menschen-

rechten nicht so genau zu nehmen braucht, wie von Lud-

wig XVI. bis zu Gaddafi viele Potentaten erfahren muß-

ten, die das Pech hatten, ins Fadenkreuz von politischen 

Kräften und Mächten zu geraten, die sich ideologisch auf 

die Idee der Menschenrechte stützten. 

Zum Propagandaslogan taugt das Wort unter ande-

rem deshalb, weil der, der sich abstrakt auf die »Men-

schenrechte« beruft, in aller Regel keine kritische Nach-

frage zu erwarten hat, von welchen Rechten er eigentlich 

konkret spricht. Daß man Freiheit und Sicherheit - bei-

des Dinge, auf die man einem freiheitlichen Rechtsstaat 

gegenüber einen Anspruch hat - normalerweise nicht 

gleichzeitig im selben Maß bekommen kann, ist ein al-

ter Gemeinplatz, der aber regelmäßig vergessen wird, so-

bald die »Menschenrechte« auf den Plan treten und mit 

dem Anspruch auf absolute Geltung eingefordert wer-

den. Konkret: Ein Mann wie Saddam Hussein hat zwei-

fellos Menschenrechte verletzt, aber seit seinem Sturz 

mußten mehrere hunderttausend Christen - um nur 

diese Gruppe zu nennen - aus dem Land fliehen, weil sie 

sich seit dem Zusammenbruch der staatlichen Ordnung 
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permanent gewalttätigen Übergriffen islamischer Ex-

tremisten ausgesetzt sehen, vor denen Saddams eiserne 

Faust sie bis 2003 geschützt hatte. Der Versuch, das un-

ter völlig anderen historischen Voraussetzungen ent-

standene Modell der westlichen Demokratie in ein Land 

wie den Irak zu verpflanzen, hat zu dem Ergebnis ge-

führt , daß selbst diejenigen Menschenrechte, die unter 

Saddam noch effektiv gewährleistet waren (etwa auf öf-

fentliche Sicherheit), im heutigen Irak nur noch auf dem 

Papier stehen (und in absehbarer Zeit womöglich sogar 

von diesem Papier radiert werden). Ein solches Ergebnis 

wäre selbst dann ein Debakel (das die Ausgangsidee rest-

los diskreditieren müßte), wenn die Kriegführung selbst 

nicht hunderttausende von ungefragten und unschuldi-

gen Opfern gekostet hätte, auf deren Menschenrechte es 

den USA wohl nicht ankam. 

Menschenrechte gelten - wie jegliches Recht - nur, 

sofern es eine sie gewährleistende Ordnung gibt, und dies 

bedeutet mindestens, daß es überhaupt so etwas wie eine 

Ordnung geben muß. In gescheiterten Staaten, wie etwa 

dem Deutschland des Dreißigjährigen Krieges oder dem 

heutigen Somalia, war der Staat praktisch nicht der Lage, 

Menschenrechte zu verletzen, dafür aber konnte es jeder 

der zahlreichen Bewaffneten. Der Staat konnte bzw. kann 

die Menschenrechte in solchen Situationen nicht verlet-

zen, aber gewährleisten kann er sie eben auch nicht. 

Überdies kann kein Staat seine innere Ordnung auf-

rechterhalten, wenn er sich zu der Gesellschaft, über der 

er thront, wie eine Armee in besetztem Feindesland ver-

hält. Ein Staat, der kein schieres Gewaltregime sein will, 

muß das innere Gefüge der Gesellschaft schon deshalb 
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respektieren, weil deren autonome Ordnungsmecha-

nismen ihn von Regelungs- und Kontrollaufgaben ent-

lasten, die für ihn sonst nicht zu meistern wären, und 

er muß sein eigenes Binnengefüge darauf, das heißt auf 

die konkret existierende und historisch gewachsene Ge-

sellschaft einstellen. Dies bedeutet, daß es ein universell 

gültiges Staatsmodell nicht geben kann und daß der Ver-

such, das westliche Staatsmodell weltweit zu verbreiten, 

entweder in Anarchie oder - zu deren Verhinderung -

in totalitären Regimen enden muß. Das Ziel, liberale, de-

mokratische Rechtsstaaten zu errichten, wird auf diesem 

Wege auf keinen Fall erreicht - sofern es überhaupt ver-

folgt wird. Es wird lediglich der Machtbereich der USA 

ausgedehnt. 

Das Grundproblem der ständigen Rede von den Men-

schenrechten ist das Grundproblem utopistischer Ideo-

logie insgesamt: Wer abstrakte »Rechte« ohne Bezug zu 

einer konkreten Ordnung an den Beginn seiner Überle-

gungen stellt, postuliert ein Absolutum, dem gegenüber 

alle anderen Überlegungen, vom gesunden Menschen-

verstand bis zur politischen Moral, in den Hintergrund 

zu treten haben. Er kreiert ein Begriffsuniversum, in 

dem die soziale, politische und anthropologische Wirk-

lichkeit bestenfalls noch als Objekt der Manipulation 

und als zu überwindendes Hindernis vorkommt. Das 

Pathos, mit dem die Menschenrechte seit der Französi-

schen Revolution propagiert werden, ist unverkennbar 

religiöser Natur, aber es handelt sich dabei um Religiosi-

tät an der falschen Stelle: um eine Religion, die sich nicht 

auf eine ontologisch gegebene, sondern eine utopisch 

noch zu schaffende Wahrheit beruft, auf eine Wahrheit, 
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die politisch, und das heißt gewaltsam, herbeigezwun-

gen werden soll. 

Daß diese Quasireligion in allen ihren Spielarten von 

Robespierre über Lenin bis hin zu George W. Bush im-

mer wieder Gewaltherrscher und Kriegstreiber hervor-

gebracht hat, braucht niemanden zu überraschen und 

liegt in der Natur der Sache; dies um so mehr, als ein 

abstrakter Begriff ohne Bezug zur Wirklichkeit zur will-

kürlichen Auffüllung mit beliebigen Inhalten nicht nur 

einlädt, sondern zwingt. Solche Begriffe sind wie ge-

schaffen dazu, von Demagogen als Schlagwörter benutzt 

zu werden. Eine Gesellschaft, die angesichts pseudore-

ligiös daherkommender Begriffsblasen nicht den Mut 

zur kritischen Nachfrage hat, ist nach Belieben von Mei-

nungsmultiplikatoren manipulierbar, und um ihre Au-

tonomie und demokratische Substanz ist es kaum besser 

bestellt als um die einer Schafherde. 

• M E N S C H E N V E R A C H T E N D

Die Herrscher des Römischen Imperiums pflegten die

Verfolgung der f rühen Christen mit der Behauptung

zu rechtfertigen, diese seien »Feinde des Menschenge-

schlechts«, da sie sich bekanntlich weigerten, alle Götter

und Religionen für gleichermaßen wahr zu halten. Mit

heutigen Praktiken war diese Rhetorik eng verwandt:

zum einen insofern, als die Ablehnung herrschaftssi-

chernder ideologischer Fiktionen den Nonkonformisten

die Feindschaft der führenden Schichten eintrug, zum

anderen, insofern das Beharren auf einer Unterschei-

dung (hier zwischen wahr und unwahr) der Stein des
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Anstoßes war, und drittens, insofern die Betroffenen 

nicht als Staatsfeinde, sondern als Feinde des Menschen-

geschlechts bezeichnet wurden. 

Der in der politischen Sprache der BRD ubiquitäre Be-

griff »Menschen« zeigt seine besondere Kehrseite in dem 

(dem altrömischen Sprachgebrauch verwandten) Adjek-

tiv »menschenverachtend«, mit dem vorzugsweise politi-

sche Gegner und deren Ansichten gekennzeichnet wer-

den, insbesondere wenn diese Ansichten sich durch Illu-

sionslosigkeit hinsichtlich bestimmter Gruppen und der 

auf sie bezogenen politisch korrekten Sprachregelungen 

auszeichnen. Es handelt sich um eine semantische Lüge, 

zumindest in Zusammenhängen, in denen keineswegs 

»Menschen« schlechthin, sondern einzelne Gruppen -

und dies nur zu oft auf der Basis überreichlich vorliegen-

den Tatsachenmaterials - kritisch eingeschätzt werden. 

Wer solche Positionen »menschenverachtend« nennt, 

treibt auf der einen Seite sein Bedürfnis nach Unter-

schiedslosigkeit derart auf die Spitze, daß er jegliche Ab-

lehnung einzelner Gruppen als Ablehnung aller Men-

schen wertet (oder zu werten vorgibt); auf der anderen 

Seite steigert er politisch-ideologische Meinungsver-

schiedenheiten oder auch Interessengegensätze, de-

ren friedliche Austragung das Wesen einer freien Ge-

sellschaft ausmacht, zu einer prinzipiellen und durch 

nichts zu überbrückenden Feindschaft. Es genügt nicht, 

zu behaupten (und dann gegebenenfalls auch zu bele-

gen), daß der Andersdenkende im Unrecht sei, er muß 

vielmehr ein Feind sein, und nicht etwa ein Feind be-

stimmter Ideologien, Gruppen oder Interessen, son-

dern ein absoluter Feind, nämlich der Feind aller Men-
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schen. Wer Menschen »verachtet«, so lautet der Subtext, 

ist selbst kein Mensch und hat demgemäß auch keine 

-> Menschenrechte . 

• M E N S C H H E I T

Bei der Verwendung des Wortes »Menschheit« wird

häufig suggeriert, daß im Zweifel deren Interessen au-

tomatisch Vorrang vor denen kleinerer Einheiten haben

müsse - was für Machthaber insofern praktisch ist, als

es niemanden gibt und geben kann, der authentisch »die

Menschheit« und deren Interessen repräsentiert und es

daher eine schiere Machtfrage ist, zu definieren, was

dieses Interesse gerade zu erheischen scheint. Da sitzen

Machthaber naturgemäß am längsten Hebel. Es liegt in

ihrem - und nur in ihrem - Interesse, eine Moral zu pro-

pagieren, wonach jegliche Solidarität gegenüber sozialen

Einheiten, die kleiner sind als die Menschheit, sozusa-

gen ein Verrat an Letzterer sei. Was auf den ersten Blick

plausibel klingt - welcher Mensch will schon »gegen die

Menschheit« sein? ist in Wahrheit Betrug: 

Erstens hat Solidarität nur Bestand, wenn sie auf Ge-

genseitigkeit beruht, d.h. wenn der solidarisch sich Ver-

haltende realistischerweise die Existenz einer Solidarge-

meinschaft unterstellen und daher erwarten kann, gege-

benenfalls selbst von ihr getragen zu werden. Wo er dies 

nicht erwarten kann, schraubt er seine solidarische Op-

ferbereitschaft entsprechend herunter, und dies ist nicht 

unmoralisch, sondern realistisch. Je schwächer eine So-

lidargemeinschaft als solche ist, desto weniger ist man 

bereit, für sie zu tun. Mehr zu tun, wäre Altruismus 
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(Handeln zugunsten anderer), aber Gesellschaften beru-

hen eben nicht auf Altruismus, sondern auf Solidarität. 

Und das ist etwas vollkommen anderes. 

Zweitens wäre die Menschheit längst ausgestorben, 

wenn sie auf Ideologen hätte warten müssen, die ihr er-

klären, mit wem ein konkreter Mensch solidarisch zu 

sein hat. Die Menschen müssen schon von Natur ein Ge-

spür dafür haben, von wem sie welches Maß an Solidari-

tät zu erwarten haben und wem sie deshalb welches Maß 

an Solidarität schulden. So unterschiedlich die kulturel-

len Ausprägungen der entsprechenden Vorstellungen bei 

unterschiedlichen Völkern sind: Ein Zusammenhang ist 

immer konstant, nämlich der zwischen sozialer Solidari-

tät und genetischer Verwandtschaft. Wir sind um so so-

lidarischer, je enger die Verwandtschaft ist: Der eigenen 

Familie sind wir mehr verpflichtet als dem eigenen Volk, 

dem Volk mehr als der Menschheit, der Menschheit 

mehr als der Tierwelt, und selbst innerhalb der Tierwelt 

privilegiert das Gesetz, etwa das deutsche Tierschutz-

gesetz, noch Wirbeltiere gegenüber Nicht-Wirbeltieren, 

also die engeren Verwandten gegenüber den ferneren. 

Unter Weißen ist dieser Zusammenhang schwächer 

ausgeprägt als bei anderen Völkern, vermutlich, weil die 

meisten von Weißen geprägten Kulturen sich von alters 

her durch exogame Familienstrukturen auszeichnen, 

Eheschließungen innerhalb der engsten Verwandtschaft 

also nach Möglichkeit vermieden werden und man ganz 

bewußt in fernerstehende (wenn auch nicht gerade in 

exotische) Familien einheiratet, und dies schon seit 

Jahrtausenden, sodaß entsprechende Dispositionen sich 

auch genetisch niedergeschlagen haben dürften. 
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Damit sind Weiße aber Sonderlinge innerhalb der 

Menschheit; bei den meisten anderen Völkern ist die 

Solidarisierung entlang von Familien-, Clan-, Stammes-

und Volksgrenzen eine solche Selbstverständlichkeit, 

daß der Versuch, sie ihnen ideologisch ausreden zu wol-

len, geradezu lächerlich ist. Selbst bei Weißen, bei denen 

die Disposition etwas schwächer ist, bedurfte es massi-

ver ideologischer Propaganda, wenigstens eine Minder-

heit von ihnen dazu zu bringen, eine Moral zu akzep-

tieren, wonach die größte denkbare Einheit, nämlich die 

Menschheit, der bevorzugte Bezugspunkt ihrer Solidari-

tät sein solle - eine Moral, die buchstäblich die Umwer-

tung aller Werte beinhaltet. 

• M I G R A N T E N H A B E N UNSER L A N D AUFGEBAUT

Zu den unverschämtesten Lügen der politischen Klasse

der BRD gehört die Behauptung, Migranten hätten »un-

ser Land aufgebaut« oder »mit aufgebaut«.50 Es handelt

sich dabei um einen Ohrwurm, das heißt um eine Flos-

kel, die durch ständige Wiederholung in die Köpfe ein-

sickern soll.

Eigentlich sollte es sich erübrigen, diesen hanebüche-

nen Unfug mit Argumenten zu widerlegen. Leider gibt 

es aber gar nicht so wenige Mitmenschen, besonders der 

jüngeren Generation, die anfangen, dies zu glauben. Da-

her nur in aller Kürze: Als Deutschland in Trümmern 

lag, halfen keine Migranten. Sie kamen erst, als Deutsch-

land nicht nur wieder aufgebaut war, sondern sich, ge-

stützt allein auf den westlichen Teilstaat, erneut als füh-

rende Wirtschaftsmacht Europas etabliert hatte. Diese 
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phänomenale Aufbauleistung ist von unseren Eltern 

und Großeltern (und für die Jüngeren: Urgroßeltern) 

erbracht worden, von sonst niemandem. Die einzigen 

»Migranten« (wenn wir sie denn so nennen wollen), die 

daran Anteil hatten, waren deutsche Binnenflüchtlinge. 

Etwas anderes zu behaupten, beleidigt nicht nur dieje-

nigen, die das Land wirklich aufgebaut haben, sondern 

bringt auch die blanke Verachtung gegenüber den Zuhö-

rern zum Ausdruck, denen man offenbar zutraut, auch 

die dreisteste Lüge noch zu schlucken. 

• M I T T E , E X T R E M I S M U S DER

»Extremismus der Mitte« war ursprünglich ein Begriff,

der die Hinwendung von Teilen der deutschen Mittel-

schicht zur NSDAP Anfang der dreißiger Jahre beschrei-

ben sollte. Von den neunziger Jahren an wurde es als

Schlagwort und Propagandawaffe entdeckt, mit dem

ganz selbstverständliche Werthaltungen einer Mehrheit,

etwa das Festhalten am Nationalstaat, als Rechtsextre-

mismus verunglimpft wurde.

Hervorgetan hat sich dabei unter anderem die Fried-

rich-Ebert-Stiftung,51 die sich, wenn sie ihre eigenen Be-

funde ernstnähme, umgehend einen neuen Namenspa-

tron suchen müßte, weil ein Mann wie Friedrich Ebert 

laut der Definition der nach ihm benannten Stiftung 

unzweifelhaft als Rechtsextremist, wenn auch als einer 

»der Mitte«, zu qualifizieren wäre. 

Die Phrase vom »Extremismus der Mitte« bzw. vom 

Rechtsextremismus, der »in der Mitte der Gesellschaft« 

angekommen sei, spiegelt, wenn auch in demagogischer 
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Verzerrung, den objektiven Sachverhalt wieder, daß die 

gesellschaftlichen Machteliten und die ihnen zuarbeiten-

den linken Ideologen die Mehrheit des Volkes gegen sich 

haben. Dies nicht etwa deshalb, weil dieses Volk nach 

rechts gewandert wäre (wie sie glauben machen möch-

ten), sondern weil sie selbst immer weiter nach links ge-

rückt sind, Ideologien vertreten, die noch vor dreißig 

Jahren als linksradikale Spinnerei galten, jede Bindung 

ans Volk verloren haben und immer offener eine von 

utopistischen Wahnideen befeuerte Destruktionspoli-

tik betreiben, die darauf abzielt, nichts weniger als den 

Nationalstaat, die Völker, die Familie und die Religion 

aus der Welt zu schaffen, und da eine solche Politik mit 

verfassungskonformen Mitteln nicht durchsetzbar und 

mit einer demokratischen Verfassung nicht vereinbar ist, 

müssen am Ende auch die Meinungsfreiheit, die Rechts-

staatlichkeit und die Demokratie dran glauben. 

Wir haben es mit der Herrschaft von Menschen zu 

tun, die das Ziel der vollständigen Umwertung aller 

Werte und der Umwälzung der Grundlagen von Staat 

und Gesellschaft verfolgen. Da viele dieser Leute für sich 

in Anspruch nehmen, die politische Mitte zu verkörpern, 

gewinnt das Schlagwort vom »Extremismus der Mitte« 

einen von seinen Erfindern durchaus nicht intendierten 

ironischen Doppelsinn. 

• M I T T E DER GESELLSCHAFT

->Mitte, Ext remismus der 
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• MULTIKULTURELL

Eine Kultur besteht vor allem aus den tausend und aber-

tausend ungeschriebenen Regeln, Sichtweisen und Wer-

torientierungen, über die Konsens unterstellt werden

kann und die deshalb Konflikte verhindern, mit deren

Regelung der perfekteste Staat überfordert wäre. Ein li-

beraler Rechtsstaat ist nur dort möglich, wo die Gesell-

schaft sich vermittels eines solchen Systems weitgehend

selbst reguliert und den Staat dadurch in seiner Ord-

nungsfunktion entlastet, die er sonst nur mit einem Ma-

ximum an Repression und selbst dann nur mit unbefrie-

digenden Ergebnissen erfüllen könnte.

Bestehen in einer Gesellschaft mehrere Kulturen, d.h. 

mehrere solcher Regelsysteme nebeneinander, existiert 

ein solcher Konsens nicht und tauchen deshalb bereits 

im Alltag millionenfach Konflikte auf, die es ohne »Mul-

tikulturalismus« nicht gäbe, die die Tendenz zur gewalt-

tätigen Eskalation in sich tragen, und die allen - Einhei-

mischen wie Migranten - das Leben sauer machen. 

Dabei ist dieses Chaos auf der Mikroebene, obwohl 

es vielen Menschen das Leben schier unerträglich macht, 

noch das geringste Problem. Gravierender, insbesondere 

von einem emanzipatorischen Standpunkt, ist, daß auch 

Demokratie auf »multikultureller« Basis nicht möglich 

ist. Denn der Begriff »multikulturelle Gesellschaft« ist 

in Wahrheit ein Euphemismus. Eine »multikulturelle« 

ist notwendigerweise zugleich eine multiethnische Ge-

sellschaft, ein Vielvölkerstaat, eine Gesellschaft in eth-

nischer Gemengelage. 

Wer Multikulturalismus will, will eine ethnische Ge-

mengelage, wie sie in Südafrika, im Libanon, im Kongo 
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und im ehemaligen Jugoslawien herrschen, und das 

heißt, er führ t die dazugehörigen politischen Zustände 

herbei: Diktatur oder Bürgerkrieg oder beides. 

Die immer drakonischeren Meinungsparagraphen, 

der immer hysterischere Kampf gegen »Rechts« - das 

heißt nicht etwa gegen Extremisten, sondern schlicht ge-

gen die Sachwalter der Interessen des eigenen Volkes -, 

der mit seiner Gesinnungsjustiz und seinem Denunzi-

antenunwesen allmählich Züge einer mittelalterlichen 

Hexenjagd annimmt, sind nur die ersten Vorboten eines 

neuen Totalitarismus, der erforderlich werden wird, um 

die Illusion eines gesellschaftlichen »Friedens« zu er-

zwingen, den die Gesellschaft, solange sie nicht »mul-

tikulturell« war, dem Staat frei Haus geliefert hat. Wie 

jeder andere Vielvölkerstaat der Geschichte wird auch 

die BRD und werden die anderen EU-Staaten ihrer eth-

nischen Konflikte auf die Dauer nur mit diktatorischer 

Gewalt und durch Suspendierung der Bürgerrechte Herr 

werden. Der Unterschied ist, daß die Staaten Europas 

diesen Zustand absichtlich herbeigeführt haben, den an-

dere Vielvölkerstaaten als historisch tradiertes Problem 

nur vorgefunden haben, und daß die Linke die politische 

Speerspitze dieses Zerstörungswerks ist.52

• M U S L I M E UNTER GENERALVERDACHT STELLEN

Angehörige, Profiteure und Förderer der Migrations-

und Integrationsindustrie, etwa die berüchtigte Integra-

tionsbeauftragte der Bundesregierung (bis 2013) Maria

Böhmer, aber beileibe nicht nur die, warnen bekanntlich

oft davor, »Muslime unter Generalverdacht zu stellen«.
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Dem kann man sich nur anschließen: 

In der Tat ist es unzulässig, um nicht zu sagen -»dumpf, 

-»krude, -»rassist isch und - •menschenverachtend , 

moslemische Einwanderer unter den Generalverdacht 

zu stellen, sie seien schlechte Moslems, ihnen also pau-

schal zu unterstellen, das Wort Allahs zu vergessen, das 

Beispiel des Propheten zu mißachten und die Pflicht 

zum Dschihad zu vernachlässigen. Man kann ihnen 

wahrhaftig nicht nachsagen, mit dem Koran so umzu-

gehen wie »christliche« Theologen mit der Bibel. Man 

verleumdet sie, wenn man das -»s tereotype -»Klischee 

verbreitet, daß »alle Religionen dasselbe wollten« und 

daß deshalb auch der Koran zu jener Sorte liberaler Pla-

ti tüdensammlungen gehöre, zu der gewisse Leute die Bi-

bel umgedeutet haben. Den kindischen und opportuni-

stischen Umgang mit der religiösen Überlieferung, der 

im ehedem christlichen Europa heute en vogue ist, kann 

man Moslems nicht vorwerfen, schon gar nicht pauschal. 

Die wenigen Einzelfälle, in denen auch Moslems dem sie 

umgebenden Vulgärliberalismus anheimgefallen sind, 

dürfen auf keinen Fall zu einem Pauschalurteil über die 

moslemische Gemeinschaft insgesamt verallgemeinert 

werden. Genau dies tut man aber, wenn man die tiefgrei-

fenden kulturellen Gegensätze zu bloß folkloristischen 

Farbnuancen verniedlicht, die einer »Integration« nicht 

im Wege stünden. 

Wer die Moslems unter den -»Genera lverdacht stellt, 

jener infantilen gottlosen Dekadenz zu frönen, die sie 

optimalerweise mitbringen müßten, um in Frau Böh-

mers Disneylandrepublik integrierbar zu sein, deren 

Ehrgeiz sich darin erschöpft -»»bunt« und »fröhlich« zu 
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sein, der beleidigt sie und ihren Glauben mehr, als alle 

Islamkritiker der Republik zusammen es jemals könnten. 

• M U T GEGEN

->Zivilcourage, ->Gesicht zeigen 

• N A Z I

Ein selbst für die Verhältnisse der geistig wahrlich nicht

anspruchsvollen politischen »Kultur« der BRD unge-

wöhnlich plattes und geistloses Totschlagwort. Als »Nazi«

wird abgestempelt, wer den Herrschenden, den für diese

Herrschenden sich prostituierenden Ideologen und ihren

linksradikalen Sturmabteilungen nicht in den Kram paßt.

• N I C H T R E G I E R U N G S O R G A N I S A T I O N

Bei dem Wort »Nichtregierungsorganisation« handelt

es sich um eine Fehlübersetzung des englischen Begriffs

»Non-governmental Organisation«, den man treffender

mit »nichtstaatliche Organisation« wiedergeben müßte.

Irreführend wäre der Ausdruck aber auch dann, und

zwar in doppelter Hinsicht:

Zum einen müßte man korrekt von »privaten Organi-

sationen« sprechen. Täte man dies, so würde damit die 

Wahrheit ausgesprochen, daß solche Organisationen bei 

weitem nicht der rechtlichen und politischen Kontrolle 

staatlicher Amtsträger unterliegen, und daß sie selbst-

verständlich bestimmte Interessen verfolgen. Das ist völ-

lig legitim. Es würde nur dazu führen, daß das Publikum 
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einen etwas kritischeren Blick auf die Aktivitäten sol-

cher Organisationen werfen und womöglich nicht von 

der Vermutung ausgehen würde, hier seien ausschließ-

lich selbstlose Idealisten am Werk, die sich für das Wohl 

der Menschheit aufopferten, weswegen jede Kritik an ih-

nen moralisch anrüchig sei. 

Zum anderen werden solche angeblich nichtstaatli-

chen Organisationen in vielen westlichen Ländern von 

den Regierungen aus Steuermitteln finanziert. Auch dies 

ist nicht unbedingt verwerflich, läßt die »Nichtstaatlich-

keit« dieser Organisationen aber in einem merkwürdi-

gen Licht erscheinen. 

Man kann getrost von der Faustregel ausgehen: Je grö-

ßer, reicher und einflußreicher eine solche Organisation 

ist, desto größer ist ihre Nähe zu mächtigen und finanz-

starken gesellschaftlichen Großakteuren. Das kann der 

Staat und können dessen Geheimdienste sein, insbeson-

dere bei Organisationen, deren Ziele der Sturz ausländi-

scher Regierungen oder die Bekämpfung oppositioneller 

Strömungen im Inland sind, Ziele also, die offen zu ver-

folgen der Regierung eines Rechtsstaates politisch pein-

lich, oft genug auch rechtlich untersagt ist. Da bedienen 

Regierungen sich gerne einer »Nichtregierungs«-Fassade. 

Häufig sind es aber auch große wirtschaftsnahe Stif-

tungen, nicht selten unter Kontrolle der Letzteigentümer 

multinationaler Konzernkonglomerate, die ihre Ziele 

gerne unter dem Deckmantel einer »Basis«-Bewegung 

verfolgen, um von dem Vertrauensvorschuß zu profitie-

ren, den die Öffentlichkeit solchen »Bewegungen« ins-

besondere dann einräumt, wenn die Massenmedien sich 

an deren Imagepflege beteiligen. 
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Eine »Nichtregierungsorganisation« muß nicht, kann 

aber das Vehikel von Interessen sein, die Grund haben, 

das Licht der Öffentlichkeit zu scheuen. 

• O F F E N H E I T

Der Duden definiert »Offenheit« als

»l. freimütige Wesensart; rückhaltlose Ehrlichkeit 

2. Aufgeschlossenheit; Bereitschaft, sich mit jeman-

dem, etwas unvoreingenommen auseinanderzusetzen«. 

Halten wir zunächst fest, daß Offenheit im Sinne von 

Freimut und Ehrlichkeit das Letzte ist, was hierzulande 

erwünscht ist, wie jeder feststellen wird, der freimü-

tig sagt, was er denkt, sofern er damit das ideologische 

Laufställchen der BRD verläßt. 

Um »Offenheit« im zweiten Sinne des Wortes ist es 

kaum besser bestellt. Zwar wird diese »Offenheit«, ins-

besondere gegenüber fremden Kulturen, täglich von Re-

präsentanten des herrschenden Machtkartells rhetorisch 

eingefordert, aber nicht praktiziert. Eine ernsthafte und 

unvoreingenommene Auseinandersetzung etwa mit der 

islamischen Kultur führ t zwangsläufig zu Ergebnissen, 

die man freimütig und ehrlich nur aussprechen kann, 

wenn man in Kauf nimmt, zur Zielscheibe der Attak-

ken der Medien, der Politik, der Wissenschaft, nicht zu-

letzt auch der Kirchen zu werden, die grundsätzlich je-

den zum Rechtsextremisten stempeln, dessen Auseinan-

dersetzung mit dem Islam ehrlich genug ist, sich nicht in 

oberflächlicher Affirmation zu erschöpfen. 

So braucht es uns auch nicht zu wundern, daß duden. 

de als dritthäufigstes Substantiv, das in Verbindung mit 
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»Offenheit« auftaucht, nach »Ehrlichkeit« und »Trans-

parenz« ausgerechnet -»Toleranz nennt, daß das Be-

griffspaar »Offenheit und Toleranz« also bereits zum 

-»Klischee geronnen ist, das heißt zu einem Ausdruck, 

der ohne Nachdenken benutzt wird. Da »Toleranz« in der 

Sprache der BRD die Umschreibung für die Bereitschaft 

ist, Zumutungen zu ertragen, insbesondere gegen Mas-

seneinwanderung keine Einwände zu erheben und nicht 

einmal deren Ergebnisse zu kritisieren - und schrien 

diese Ergebnisse zum Himmel! - bezieht sich auch der 

Ausdruck »Offenheit«, und nicht als Neben-, sondern als 

Hauptbedeutung, auf die Offenheit der Grenzen und ge-

rade nicht auf die Offenheit der Geister. 

• O P F E R

Das Wort »Opfer« war einst ein religiöser Begriff. Op-

fer war, wer zur Besänftigung von Götzen auf deren Al-

tar sein Leben lassen mußte. Man sollte meinen, daß

die aufgeklärte Moderne so etwas wie »Opfer« gar nicht

mehr kennt, zumal das Menschenopfer bereits im Alten

Testament verboten wurde und sich spätestens seit dem

Opfertod Christi, also seit ungefähr zweitausend Jahren,

endgültig erledigt haben sollte. Weit gefehlt. Wer nach

dem Wort »Opfer« googelt, bekommt den Eindruck, daß

die ganze Menschheit nur aus Opfern besteht, und daß

es praktisch keine Lebenslage gibt, in der man nicht zum

Opfer werden kann.

Wo von Unfallopfern, Taifunopfern, Tsunamiopfern 

oder Erdbebenopfern die Rede ist, mag man dem Begriff 

mit seinen religiösen Obertönen noch eine gewisse Be-
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rechtigung, zumindest aber Ehrwürdigkeit zusprechen, 

weil er den Trost bietet, daß wir es nicht mit sinnlosem 

Zufall, sondern mit dem unbegreiflichen Wirken Gottes 

zu tun haben, das schrecklich sein mag, aber per defini-

tionem nicht sinnlos ist. 

Wie aber steht es mit dem Bafög-Opfer, dem Opfer 

ärztlicher Behandlung, dem Smartphone-Opfer, Leh-

man-Opfer, Loveparade-Opfer, Opfer der Telefonwer-

bung, Opfer häuslicher Gewalt, Phishing-Opfer, Mob-

bing-Opfer, Stalking-Opfer, Justizopfer, Opfer der Priva-

tisierung, Gewaltopfer, Abmahnungsopfer, Promi-Opfer, 

Casting-Opfer, EC-Karten-Opfer und Opfer der Bade-

nia-Bausparkasse? 

Man wird nicht einfach betrogen, man ist ein Be-

trugsopfer; der Betrug bewirkt mithin nicht einfach eine 

Verringerung des Kontostandes, sondern eine existenti-

elle Wandlung, durch die man zu einer anderen Art von 

Mensch wird, nämlich zu einem Opfer. Die Badenia-

Bausparkasse hat ihre Kunden nicht etwa zu betrogenen 

Kunden gemacht, sondern zu Opfern, d.h. zu christus-

artigen Gestalten, die dadurch mit einer Aura von »Hei-

ligkeit« umgeben sind, an der zu zweifeln sich schon aus 

Gründen der Pietät verbietet. Es ist nur folgerichtig, daß 

die Verhöhnung der Opfer das moderne Äquivalent zu 

dem ist, was man früher »Blasphemie« nannte. 

Folgerichtig ist auch, daß der Täter, den es ja geben 

muß, wo es ein Opfer gibt, nicht einfach verwerflich ge-

handelt hat, sondern zu einer Art Aztekenpriester wird, 

der das Opfer, oder in symbolischer Stellvertretung 

dessen Brieftasche, auf dem Altar seiner Habgier oder 

irgendeines anderen Götzen dahinmeuchelt. Wo von 
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Opfern die Rede ist, wird der Verstoß gegen das Strafge-

setzbuch zur satanistischen Kulthandlung. 

Nein, hier wird nicht einfach ein ursprünglich religi-

öser Begriff mit einer neuen, säkularen Bedeutung verse-

hen und in dieser Bedeutung verwendet. Daß die religi-

ösen Bezüge weiterhin aktuell sind, erkennt man, wenn 

man Stilblüten wie das »Smartphone-Opfer« beiseite 

läßt. Das Smartphone-Opfer ist gewissermaßen nur der 

niedliche kleine Bruder von Opferkategorien ganz ande-

ren politischen, moralischen und ideologischen Kalibers. 

Google liefert uns unter anderem das Kirchenopfer und 

Papstopfer, das Mißbrauchsopfer und Familien-Opfer; 

wir sehen Opfer rechter Gewalt, Stasiopfer, Dopingopfer, 

Maueropfer, Holocaustopfer, NS-Opfer, Opfer des Stali-

nismus, Opfer rassistisch motivierter Polizeigewalt, Op-

fer von Rechtsextremismus, Guantanamo-Opfer, Kun-

dus-Opfer, Hitlers afrikanische Opfer und natürlich die 

Opfer von Diskriminierung. 

Opfer zu sein bedeutet nicht nur Heiligkeit - was an 

sich schon Prestige und eine gewisse Befriedigung be-

deutet -, es bedeutet auch, daß man von dieser Heilig-

keit etwas hat. Man kann Entschädigungen und Ent-

schuldigungen fordern, man bekommt versichert »Den 

Zeitpunkt der Versöhnung können nur die Opfer be-

stimmen« (Überschrift eines DZF-Beitrags über Stasi-

opfer), man kann den Tätern den Mund verbieten, weil 

dies sonst eine »Verhöhnung der Opfer« (also Blasphe-

mie) sei, und man kann Täter schikanieren, indem man 

zum Beispiel die Entlassung niederrangiger Ex-Stasi-Be-

diensteter aus der Unterlagenbehörde durchsetzt, weil es 

»ein Schlag in die Gesichter der Opfer« sei, wenn diese 
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auf einem Fußboden gehen müßten, der von einer Putz-

frau gewienert wurde, die dasselbe schon unter Erich 

Mielke getan hat. 

Zugleich haben diese Opfer auch ihre Mitesser: Gut-

menschen, die sich »auf die Seite der Opfer stellen« und 

dadurch an deren vermeintlicher Heiligkeit teilhaben, 

Heerscharen von Opferanwälten, die nicht für Gottes-

lohn, sondern für klingende Münze arbeiten, all die Be-

treiber von Hotlines, Beratungsinitiativen und Nachsor-

geangeboten, die sich dafür vom Steuerzahler bezahlen 

lassen, nicht zuletzt eine Medienindustrie, die mit der 

Präsentation von Opfern aller Art nicht nur die Tränen-

drüse, sondern auf dem Umweg über Einschaltquoten 

auch den Geldbeutel des Zuschauers anzapft. 

Es gibt also eine ganze Industrie, die vom ständigen 

Nachschub an Opfern lebt und im Namen ihrer jeweili-

gen Schützlinge mit harten Bandagen um deren Platz in 

der Opferhierarchie kämpft. Google liefert uns als Ne-

benprodukte dieses Kampfes Begriffe wie Opfer zweiter 

Klasse, wahres Opfer, ewiges Opfer. Die unermüdliche 

Opfersuche spiegelt sich in den Floskeln unsichtbare Op-

fer, unbekannte Opfer, vergessene Opfer, und sogar: Op-

fer des Tages. Wenn wir die obige Opferliste durchgehen, 

erkennen wir, wem der Status der Heiligkeit verwehrt 

werden soll. Es gibt Diskriminierungsopfer, aber keine 

Dschihadopfer. Es gibt Opfer rechter, aber nicht linker 

Gewalt. Wer nicht zu den Aztekenpriestern gerechnet 

werden will, hat sozusagen keine andere Wahl, als sich 

auf die Opferkonkurrenz einzulassen und darauf hinzu-

weisen, daß nicht nur Ausländer Opfer von Deutschen 

werden, sondern daß der umgekehrte Fall weitaus häufi-
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ger ist.53 Daß nicht nur Frauen Opfer von Männern sein 

können, sondern auch umgekehrt, und daß linke Gewalt 

gegen Rechte ziemlich häufig ist (und um so wahrschein-

licher ist, je harmloser die jeweiligen Rechten sind: An 

betenden Christen oder an einem alten Mann, der die 

Farben seiner Studentenverbindung trägt, vergreift man 

sich gefahrloser als an Skinheads.). In einer Gesellschaft, 

die den Opferstatus prämiert, sind Gruppen wie Män-

ner oder Deutsche, zu deren Selbstbild es gerade nicht 

gehört, Opfer zu sein, von vornherein chancenlos in der 

Opferkonkurrenz. Sie weigern sich, mit ihrem Opfersta-

tus gegebenenfalls hausieren zu gehen. 

Gleichzeitig hat das Gutmenschentum dem Schimpf-

wort »Du Opfer« den Kampf angesagt, aus seiner Sicht 

verständlicherweise. Im Schimpfwort zeigt sich nämlich, 

was der Begriff des »Opfers« - außer einer vermeint-

lichen Heiligkeit - noch enthält: Ein Opfer ist jemand, 

der schwach ist, der auf anderer Leute Hilfe angewiesen 

ist, der sein Leben nicht im Griff hat, der kein Recht auf 

Stolz hat, der leidet, der Mitleid braucht und seinen Mit-

menschen ein schlechtes Gewissen macht. Kurz gesagt, 

Opfer sind Leute, auf die die Gesellschaft gut verzich-

ten kann. 

Eine Gesellschaft, die den Opferstatus prämiert - mit 

moralischer Unangreifbarkeit, mit einem, wenn auch 

verlogenen »Prestige«, mit öffentlicher Aufmerksam-

keit, nicht zuletzt mit Geld - prämiert Schwäche statt 

Stärke, das Leiden statt der Tat, Abhängigkeit statt Frei-

heit, Demut statt Stolz. Prämiert wird, was das Land ka-

puttmacht. Gezüchtet werden Untertanen. Verdächtig 

ist und bekämpft wird, wer stark, aktiv, frei und stolz ist. 
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Bekämpft werden die Gruppen, die es ablehnen, Opfer 

zu sein. 

Und doch klappt es nicht, so sehr es versucht wird. 

Man hat sich oft über den merkwürdigen »Sündenstolz« 

der Deutschen gewundert, über dieses »Unsere Verbre-

chen sind die größten!« Man hat sich gewundert, wie 

wenig sie von ihren eigenen Opfern (Bombenkrieg, Ver-

treibung, Massenvergewaltigungen) im Zusammenhang 

mit dem Zweiten Weltkrieg sprechen bzw. sie krampf-

haft als Konsequenzen des eigenen Handelns deuten 

(»Wir dürfen nie vergessen, daß Deutschland zuerst...«). 

Masochismus? Auch. Vor allem aber ein als Masochis-

mus getarnter Stolz, der offenkundig unverwüstlich ist. 

Es hat einen subtilen Doppelsinn, wenn die Antideut-

schen (die sich dabei, wie so oft, als die Deutschesten 

von allen entpuppen) propagieren »Deutsche sind keine 

Opfer!«, und damit genau das deutsche Selbstverständ-

nis wiedergeben. 

Wir sind keine Opfer. Und wir gedenken auch nicht, 

es zu werden! 

• P A T C H W O R K F A M I L I E

Verschleiernder Anglizismus; die übliche deutsche Be-
zeichnung ist »Stieffamilie«, diese wäre aber nicht unbe-
dingt positiv konnotiert; erst recht gilt dies für die mög-
lichen Übersetzungen »Flickwerkfamilie« oder »Stück-
werkfamilie«. Die Existenz einer Patchworkfamilie setzt 
normalerweise das vorherige Scheitern von Lebensplä-
nen voraus, und das Wort »Flickwerk« ist semantisch 
durchaus angemessen für den verdienstvollen Versuch, 
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das Zerrissene wenigstens zu flicken, wenn man schon 

das Zerreißen nicht verhindern konnte. 

In zunehmendem Maße ist von »Patchworkfamilien« 

aber auch dort die Rede, wo eine traditionelle Familie 

nicht etwa gescheitert ist, sondern gar nicht erst ange-

strebt wurde, etwa bei homosexuellen Paaren mit Kin-

dern, oder bei Frauen, die wohl ein Kind, aber keinen 

Mann dazu möchten, wo Eltern also, weil es ihnen selber 

so paßt, den betroffenen Kindern etwas von vornherein 

als unvollkommen Konzipiertes zumuten. 

Parallelen hierzu gibt es nicht nur in der modernen 

Kunst, die nicht selten zu einer Orgie der Häßlichkeit 

ausartet und uns das Zerstörte entgegen jedem ästhe-

tischen Empfinden als das wahrhaft Schöne verkaufen 

will, sondern auch in der Politik: Der Patchworkfamilie 

nicht im Sinne eines brauchbaren Notbehelfs, sondern ei-

ner bewußten Fehlkonstruktion liegt die gleiche kranke 

Ideologie zugrunde wie der -»mul t ikul ture l len Gesell-

schaft, nämlich die Idee, daß seit Urzeiten bewährte Mu-

ster menschlichen Zusammenlebens prinzipiell minder-

wertig gegenüber ideologischen, utopistischen Kopfge-

burten und Letztere daher zu bevorzugen seien, zumal 

sie ->bunt sind (wie es bei einem Flickwerk normaler-

weise der Fall ist) und diese »Buntheit« der jeweiligen 

Konstruktionen jedes andere Kriterium, insbesondere 

die Frage nach der Funktionstüchtigkeit, verdrängt. 

• POST-

Lateinische Vorsilbe mit der Bedeutung »nach-«; gängige

Wortverbindungen wie »postmodern«, »postindustriell«
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und »postmaterialistisch« verweisen freilich auch auf 

die Möglichkeit, alten Wein in neuen Schläuchen zu ver-

kaufen und einen grundlegenden Gegensatz rhetorisch 

zu fingieren, wo in Wahrheit nur eine Fortentwicklung 

desselben Prinzips vorliegt. Ein solches Vorgehen bietet 

sich insbesondere dann an, wenn der Grundbegriff - aus 

welchen Gründen auch immer - problematisch gewor-

den ist. 

In Unterschied hierzu dient die Vorsilbe »neo-« (grie-

chisch für »neu«) zur Bezeichnung für Erneuerungen 

alter Prinzipien, also nicht für ihre (und sei es nur ver-

meintliche) Uberwindung. 

Die Chance zu völlig willkürlichen, politisch moti-

vierten Zuschreibungen liegt auf der Hand. Und so brau-

chen wir uns nicht zu wundern, daß es in unserem Land 

zwar Postkommunisten und Neonazis, aber keine Neo-

kommunisten und Postnazis gibt. 

• -PHOBIE

Das Wort »Phobie« ist eine psychiatrische Bezeichnung 

für krankhafte Angstzustände, der Gebrauch des Wor-

tes in nichtpsychiatrischen Zusammenhängen durch 

Nichtpsychiater, denen zum Gebrauch des Wortes »Pho-

bie« die fachliche Kompetenz fehlt, insbesondere der Ge-

brauch in politischen Zusammenhängen, ist Demagogie. 

Sozial- und Politikwissenschaftler, die sich dieses a 

priori unwissenschaftlichen Demagogenvokabulars be-

dienen und Schlagwörter wie »Homophobie«, »Xeno-

phobie« oder »Islamophobie« erfinden, disqualifizieren 

sich selbst als Wissenschaftler. 

1 7 7 



PRO FAMILIA 

Sie qualifizieren sich allerdings gerade deswegen 

und dadurch für Drittmittel von Akteuren aus dem po-

litischen und parapolitischen Bereich, indem sie deren 

Demagogie gegen Nationalstaat, Volk, Familie und Re-

ligion mit pseudowissenschaftlichen Weihen versehen. 

Eine solche »Wissenschaft« verhält sich nicht an-

ders als die entsprechenden Fachdisziplinen in der DDR, 

die ebenfalls von der Staatsführung einen politischen 

Kampfauftrag entgegennahmen und ihn ausführten. 

Und die Selbstverständlichkeit, mit der sie die Non-

konformität mit der Ideologie und den Interessen des 

herrschenden Machtkartells als behandlungsbedürftige 

Krankheit diffamieren, entspricht der nämlichen Selbst-

verständlichkeit, mit der in der Sowjetunion Dissidenten 

in psychiatrische Kliniken eingeliefert wurden. 

• P R O FAMILIA

»Pro Familia« (und ihre scheinkatholische Schwesteror-

ganisation »Donum Vitae«) sind Organisationen, deren

Daseinszweck darin besteht, Abtreibungen zu erleichtern,

also gerade nicht darin, die Gründung von Familien zu un-

terstützen oder Leben zu schenken. Diese Namen sind Lü-

gen, und daß diese Lügen in lateinischer Sprache verkün-

det werden, macht die Dinge nicht besser, im Gegenteil:

Latein ist die Sprache der katholischen Kirche, und ihre

Verwendung in einem solchen Zusammenhang verfolgt er-

kennbar den Zweck, dem eigenen ganz und gar unkatholi-

schen Anliegen, also der Erleichterung von Abtreibungen,

ein religiös-moralisches Mäntelchen umzuhängen. Die

Umwertung aller Werte wird hier Name und Begriff.
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• R A S S I S M U S

Bezeichnete ursprünglich die Benachteiligung und Ge-

ringschätzung eines Menschen aufgrund seiner Rasse,

wird heute aber stillschweigend umgedeutet: Als »Ras-

sismus« gilt heute bereits die Feststellung, daß es über-

haupt so etwas wie Rassen gibt.54 Zur polemischen

Funktion solcher Bedeutungsverschiebungen siehe

->Sexismus.

Versteht man »Rassismus« im traditionellen Sinne, 

so dürf te es schwierig sein, ein Volk zu finden, das we-

niger rassistisch ist als das deutsche. Zugleich dürf te es 

schwierig sein, ein Land zu finden, in dem die veröffent-

lichte Meinung in höherem Maße »Rassismus« - was 

immer das sein mag - zu einem gesellschaftlichen Pro-

blem hochredet - selbstredend nur, sofern damit der ver-

meintliche »Rassismus« der Deutschen gegen nichteu-

ropäische Einwanderer gemeint ist, während die offen-

kundige Deutschfeindlichkeit vieler dieser Einwanderer 

selbst dann kein Problem darzustellen scheint, wenn sie 

sich in Gewalttaten bis hin zum Mord entlädt. 

Es gibt praktisch kein Negativklischee über das deut-

sche Volk, das nicht auf die Zust immung eben jener ver-

öffentlichten Meinung rechnen könnte, die zugleich 

Rassismus (aber eben nur, sofern er von Deutschen vor-

getragen wird) zur Todsünde erklärt. Derlei Inkonse-

quenz ist von Heuchelei nicht zu unterscheiden, und 

Heuchelei kommt stets dort ins Spiel, wo jemand zu sei-

nen wirklichen Zielen, Ansichten und Absichten nicht 

stehen kann. Wenn, und nicht nur in Deutschland, son-

dern in der gesamten westlichen Welt, »Rassismus« von 

Weißen gegen Nichtweiße bzw. Nichteuropäer (nicht 
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aber umgekehrt) in immer neuen Kampagnen gesell-

schaftlicher Großakteure (Parteien, Regierungen, Wirt-

schaftsverbände, supranationale Organisationen, Me-

dien bis hin zu scheinbar unpolitischen Organisationen 

wie der FIFA) zum gesellschaftlichen Hauptproblem sti-

lisiert wird, dann muß man ungewöhnlich naiv sein, um 

hinter derart konzertierten Aktionen etwas anderes als 

eine strategische Absicht und entsprechende Interessen 

zu vermuten. 

Selbst wenn es sich wirklich um ein relevantes Pro-

blem handeln würde - was offensichtlich nicht der Fall 

ist -, bliebe immer noch die Frage zu beantworten, wa-

rum von allen relevanten Problemen gerade dieses eine 

so intensive Thematisierung erfährt . 

Es geht, kurz gesagt, um massenhaften Psychoterror: 

Niemand soll es wagen, öffentlich zu bezweifeln, daß 

die Masseneinwanderung nach Europa, die ganz offen-

sichtlich niemals enden soll, eine ->Bereicherung dar-

stellt. Niemand soll die solchen Zweifeln zugrundelie-

genden Argumente äußern können, ohne von der Ras-

sismuskeule getroffen zu werden, und deswegen wird 

nicht erst die Thematisierung von Rassenunterschie-

den (von denen jeder weiß, daß es sie gibt), sondern 

die Benennung irgendwelcher Unterschiede zwischen 

den Völkern Europas einerseits, den Völkern der Ein-

wanderer andererseits, als »Rassismus« gebrandmarkt 

( - •ku l tu ra l i s ie r te r Rassismus). Den Einheimischen 

soll von vornherein die Idee ausgetrieben werden, daß 

es ihr gutes Recht ist, darüber zu entscheiden, wen sie in 

ihr Land einlassen wollen und wen nicht. Selbst der Ge-

danke, daß das eigene Volk erhaltenswert sein könnte, 
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soll schon als »rassistisch« im Nirwana des Undenk-

baren verschwinden. Wer eine solche Strategie verfolgt, 

will offensichtlich, daß die Völker Europas nicht nur in 

ihren eigenen Ländern in die Minderheit gedrängt wer-

den, sondern aufhören zu existieren. 

Das Programm, das den unaufhörlichen Kampagnen 

gegen »Rassismus« zugrundeliegt, hat nicht das gering-

ste mit dem Schutz von Minderheiten zu tun. Es handelt 

sich vielmehr um ein Programm des kalten Genozids an 

den weißen Völkern, anders gesagt: um exterminatori-

schen Rassismus. 

• R A S S I S M U S , KULTURALISIERTER

Die Arbeits(beschaffungs)stelle Neonazismus der Fach-

hochschule Düsseldorf stand eines Tages vor dem Pro-

blem, wie man Islamkritik als »rassistisch« verteufeln

könne.

Das ist gar nicht so einfach, weil der Islam bekannt-

lich keine Rasse, sondern eine Religion und zugleich eine 

politische Ideologie ist. Wenn Islamfeindlichkeit »rassi-

stisch« ist, dann könnte man mit demselben Recht und 

nach derselben Logik auch zum Beispiel Antifaschismus 

»rassistisch« nennen, weil der sich gegen eine politische 

Ideologie richtet. 

Der drittmittel- und planstellensichernde Ausweg, 
auf den die »Neonazismusforscher« genannten Hexen-
jäger verfielen, war die Erfindung einer neuen Art von 
Rassismus, nämlich des »kulturalisierten Rassismus«.55

Die Logik hinter einer solchen Denkfigur läßt sich unge-
fähr so umschreiben: Daß die Islamkritiker eine rassisti-
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sche Bewegung seien, erkennt man daran, daß sie gerade 

keine rassistischen Thesen vertreten. 

• RECHTS

In der Sprache der BRD wird das Wort »rechts« aus-

schließlich in einem diffamierenden Sinne verwendet.

Vermutlich ist den meisten Menschen, sogar den Älte-

ren, kaum mehr bewußt, daß mit »links« und »rechts«

einmal die Spektren von SPD und CDU/CSU bezeichnet

wurden, das Wort »rechts« in keiner Weise einen abwer-

tenden Beigeschmack hatte und auch von Mainstream-

konservativen zur Bezeichnung des eigenen politischen

Standorts verwendet wurde.

»Rechts« ist schließlich nicht nur im Deutschen, son-

dern auch in vielen anderen Sprachen konnotiert mit 

»richtig«, »Recht« und »Gerechtigkeit«. »Links« dage-

gen wird verbunden mit »linkisch« und »link« im Sinne 

von unredlich. »Seltsam, wie man sich >links< nennen 

kann, da links von alters her als Synonym für das Fehl-

gehende gilt«,56 schrieb Botho Strauß. Wenn im heutigen 

BRD-Sprech »links« mit »gut« und »rechts« geradezu 

mit »böse« assoziiert wird, so ist dies ein eindrucksvol-

ler Beweis für die Macht von Propaganda, auch und ge-

rade primitiver Propaganda. 

Daß diese Propaganda funktionieren konnte, hat 

nicht zuletzt mit der erbärmlichen Feigheit der bour-

geoisen Karrieristen des Mainstreamkonservatismus 

zu tun, die um keinen Preis als »rechts« gelten wollten, 

dann mit dem Begriff auch die Sache aufgaben, für die 

er steht, und die heute in der Tat schon deshalb nicht 
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»rechts« sind, weil sie hierzu überhaupt Überzeugun-

gen haben müßten. Was ist eigentlich ein rechter Stand-

punkt? 

Rechts sein heißt (und hieß schon immer), von der 

Frage auszugehen, wie die Welt ist, nicht, wie sie sein soll. 

Rechts sein heißt, sein Weltwissen aus der Geschichte zu 

beziehen, nicht aus einer imaginierten Zukunft , es heißt, 

die Welt nicht vom Standpunkt einer utopischen Ver-

heißung zu beurteilen, sondern vom Standpunkt der ihr 

drohenden Gefahren. Rechts sein heißt, bei der Beurtei-

lung der Wirklichkeit den eigenen Augen zu trauen, und 

es heißt, das, was funktioniert, dem vorzuziehen, was 

nicht einmal beansprucht zu funktionieren. Links sein 

heißt von alldem das Gegenteil. 

Da das Volk in diesem Sinne von Natur aus rechts ist, 

ist die Linke darauf angewiesen, es zum Schweigen zu 

bringen. 

• R E C H T S E X T R E M I S T

Da ein -»Extremis t per definitionem jemand ist, dessen

Ansichten sich von denen etablierter Kräfte grundlegend

unterscheiden, gibt es zwei Möglichkeiten, zum Rechts-

extremisten zu werden: Entweder rückt man selbst an

den äußersten (»extrem« heißt »äußerst«) rechten Rand

des politischen Spektrums, oder die etablierten Kräfte

rücken so weit nach links, daß rechts von ihnen immer

mehr Platz bleibt. Sie sind dann zur Verschleierung die-

ses Sachverhalts gezwungen, die Definition des Begriffs

»Rechtsextremismus« immer mehr auszuweiten, so-

daß immer größere Teile des Volkes und des politischen
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Spektrums unter diese Definition fallen. In einem Staat, 

der von Verfassungsfeinden regiert wird, hat es freilich 

seine innere Logik, daß Bürger, die auf dem Boden der 

Verfassung stehen, aus der Sicht dieser Verfassungs-

feinde »Rechtsextremisten« sind. 

• R E C H T S P O P U L I S M U S

Populismus ist die Fähigkeit, dem Volk nicht unbedingt

nach dem Munde zu reden, wohl aber aus dem Herzen

zu sprechen. Wer das Wort »Populist« in einem pejora-

tiven Sinne verwendet, gibt mithin zu, daß ihm selber

diese Fähigkeit fehlt und daß seine Ideologie der Mehr-

heit des Volkes nicht einleuchtet.

Im übrigen wird das Wort »rechtspopulistisch« in 

demselben diffamierenden Sinne gebraucht wie »rechts-

extrem« oder »faschistisch«, und es dient ebenso dazu, 

das Recht des Diffamierten auf freie Meinungsäußerung 

in Frage zu stellen. Spricht man von einem »Rechtspopu-

listen« statt einem -»Rechtsextremisten, so handelt es 

sich um eine pseudointellektuelle Scheindifferenzierung 

(ähnlich wie bei dem Ausdruck »faschistoid« statt »fa-

schistisch« oder - » k u l t u r a l i s i e r t e r Rassismus« statt 

einfach -»»Rassismus«), bei der platte Demagogie wohl 

ihr Ziel erreichen, nicht aber als Demagogie erkennbar 

sein soll. 

• RECHTS, K A M P F GEGEN

Da -»»rechts« und »links« aufeinander bezogene Kom-

plementärbegriffe sind, ist jeder Standpunkt, der nicht
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links ist, automatisch entweder rechts oder kein Stand-

punkt. 

»Kampf gegen Rechts« heißt im Klartext: Kampf ge-

gen alles, was nicht links ist. Es widerspricht diesem Be-

fund nicht, daß es Menschen gibt, die sich als nicht links 

verstehen und trotzdem den »Kampf gegen Rechts« un-

terstützen. Sie betreiben Appeasement im verächtlichen 

Sinne des Wortes, das heißt: Sie füt tern das Krokodil in 

der Hoffnung, als Letzter gefressen zu werden. 

Da zu einem rechten Standpunkt die Hochschät-

zung intakter Strukturen gehört, ist der »Kampf gegen 

Rechts« zugleich der Kampf gegen diese Strukturen, 

also unter anderem gegen Völker, Nationalstaaten, Fa-

milien, Recht und Religion. Die Begriffe »rassistisch«, 

»nationalistisch«, »faschistisch«, »sexistisch«, »homo-

phob«, »fundamentalistisch«, »rechtspopulistisch« und 

»reaktionär« werden in einem polemisch diffamieren-

den Sinne ausschließlich gegen Verteidiger dieser Struk-

turen, und zwar wegen dieser Verteidigung, vorgebracht. 

Der Kampf gegen Rechts ist die politische Flankierung 

eines nihilistischen Zerstörungsprojekts, das sich gegen 

Gesellschaft und Zivilisation schlechthin richtet. 

• R E I C H S P O G R O M N A C H T

Für die staatlich gelenkten Terrorakte gegen Juden am

9. November 1938 prägte der in solchen Dingen ziel-

sichere Berliner Volksmund spontan den Ausdruck 

»Reichskristallnacht« und spießte damit die pathetische 

Sprache des Regimes ebenso auf wie das Bizarre und zu-

gleich Schäbige des ganzen Vorgangs. Jahrzehntelang 
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war dies die gängige Bezeichnung, bis in den achtziger 

Jahren die -»ant i faschis t i sche Gesinnungs- und Betrof-

fenheits-SA zum Großeinsatz ausrückte und nicht ruhte, 

bis sie mit »Reichspogromnacht« eine Sprachregelung 

durchgesetzt hatte, die der historischen Wahrheit ins 

Gesicht schlug, aber ziemlich gut zu den damaligen Lü-

gen von Joseph Goebbels paßte: 

Das Wort »Pogrom« enthält immer ein Element spon-

taner Massengewalt. Von einem Pogrom hätte man also 

nur dann sprechen können, wenn sich die Dinge so zu-

getragen hätten, wie Goebbels sie darstellen ließ, näm-

lich als Spontanaktion des deutschen Volkes insgesamt. 

Dagegen belegen praktisch alle zeitgenössischen Be-

richte, daß die überwältigende Mehrheit des Volkes 

diese Terrorakte spontan verabscheute und sich aufrich-

tig schämte, daß dergleichen in Deutschland möglich 

war (und zwar ohne daß es hierzu der Nachhilfe durch 

phrasendreschende Bundespräsidenten bedurft hätte). 

Von einer Beteiligung des Volkes kann mithin nicht ein-

mal im Sinne stillschweigender Billigung die Rede sein. 

Mit dem Ausdruck »Reichspogromnacht« wird für 

ein Verbrechen, für das ausschließlich die nationalsozia-

listische Führung und die ausführenden konkreten Tä-

ter verantwortlich sind, eine kollektive Komplizenschaft 

des deutschen Volkes herbeigelogen. Und genau dazu ist 

er auch erfunden worden. 

Typisch für die Sprache der BRD ist auch in diesem 

Fall, daß massive deutschfeindliche Propaganda mit ge-

heuchelter Fürsorge und verlogener Pietät bemäntelt wird. 
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• RESPEKT

»Respekt« nach abendländischem Verständnis ist etwas,

was man sich durch moralisch vorbildliches Handeln er-

werben kann und muß. »Respekt« nach morgenländi-

schem, insbesondere islamischem Verständnis, ist etwas,

was der Niederrangige dem Höherrangigen unabhängig

von dessen Leistungen oder Verdiensten schuldet. Der

Rang, der hier gemeint ist, ist nicht mit dem sozialen Sta-

tus zu verwechseln:

Es handelt sich vielmehr um den Rang, den man in 

den Augen Gottes und durch dessen Ratschluß hat, also 

um den Vorrang von Herren gegenüber Sklaven und 

Männern gegenüber Frauen, insbesondere aber von An-

gehörigen der »beste(n) Gemeinschaft, die je unter Men-

schen hervorgebracht worden ist« (Koran 3:110) gegen-

über nichtdazugehörigen Personen und Völkern. Eine 

Bekundung von »Respekt« bedeutet die Anerkennung 

der Rangordnung, das heißt die Unterwerfung unter den 

Suprematieanspruch einer Wüstenkriegerreligion. 

Ob christliche Würdenträger, die mehr »Respekt für 

den Islam« fordern, sich bewußt sind, daß Moslems dies 

als Unterwerfungsaufruf verstehen, sei dahingestellt. 

Es sollte fachkundigen Therapeuten überlassen bleiben, 

eventuelle masochistische Neigungen zu diagnostizie-

ren. Mindestens jedoch wird man sagen müssen, daß wir 

es mit jener Art von -»»Offenhei t« zu tun haben, die 

sich vor der redlichen Auseinandersetzung mit Glau-

bensinhalten fremder Religionen grundsätzlich drückt 

aus Angst, die eigenen Illusionen könnten dabei Schaden 

nehmen. Was darin zum Ausdruck kommt, ist ein kultu-

reller Autismus, der das Fremde nicht verstehen will, um 
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es desto besser preisen, das Eigene jedoch desto besser 

bekämpfen zu können. 

• R E V I S I O N I S T

Das Wort »Revisionist«, zumindest sofern »Geschichts-

revisionisten« betroffen sind, gilt im BRD-Diskurs als

Diffamierung und Beleidigung. Dieser Umstand allein

würde schon ausreichen, dem Diskurs jegliche Seriosität

und Wahrhaftigkeit abzusprechen. Wer das Wort »Revi-

sionist« nämlich als Vorwurf gebraucht, sollte sich dar-

über im Klaren sein, in welche geistige Tradition er sich

damit stellt:

»Revisionisten« nannte man in der Bebel-SPD und 

später auch in allen anderen marxistischen Organisa-

tionen diejenigen Theoretiker, die die Lehre von Marx 

und Engels re-vidieren (von lat. re-videre: neu betrach-

ten) und korrigieren wollten. In Ländern, in denen 

Kommunisten zur Macht gelangten, galt es den Ruch 

des »Revisionismus« schon deshalb zu meiden, weil zu 

gewissen Zeiten bereits der Verdacht den Kopf kosten 

konnte. 

Der wissenschaftliche Fortschritt freilich lebt von 

der ständigen Revision, von der Neubetrachtung, von 

der Infragestellung vertrauter Sichtweisen und etablier-

ter Konzepte. Alle bedeutenden Denker der Geistesge-

schichte auf allen Fachgebieten, auch der Geschichts-

wissenschaft, waren Revisionisten, sonst wären sie keine 

bedeutenden Denker gewesen. Die Machwerke von 

Mode- und Karriereintellektuellen, die den Windkanal 

des Zeitgeistes durchlaufen haben, den Machthabern 
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nach dem Mund reden und bestenfalls die gerade gül-

tigen All-Gemeinheiten gefällig zu verpacken verstehen, 

sind nach fünf Jahren vergessen. Nur diejenigen Denker, 

die neue Wege des Geistes beschreiten und unbekann-

tes Gelände erkunden, bringen eine Kultur voran; daher 

sind sie - und sie allein! - auch nach Jahrhunderten be-

rühmt, und dies zu Recht. 

Das Wort »Revisionist«, verwendet als Vorwurf, dis-

qualifiziert nur den, der es in den Mund nimmt. Für den, 

dem es gilt, ist es ein Ehrentitel. 

• S E X I S M U S

Ähnlich wie beim Begriff »Rassismus« findet ein ziel-

strebig herbeigeführter Bedeutungswandel statt. Ur-

sprünglich bezeichnete »Sexismus« die Benachteiligung

oder Geringschätzung einer Person aufgrund ihres Ge-

schlechts, heute gilt als »sexistisch« bereits die offen-

kundig wahre Feststellung, daß die Geschlechter un-

terschiedlich veranlagt sind, jedenfalls im statistischen

Durchschnitt, ferner die Feststellung, daß es überhaupt

so etwas wie Geschlechter gibt und es sich dabei um bio-

logische Vorgaben, nicht etwa um soziale Konstrukte

handelt.

Die Differenz zwischen dem vom Publikum unter-

stellten und dem tatsächlich gemeinten semantischen 

Gehalt des Wortes, d.h. zwischen dem Verständnishori-

zont des Senders und dem des Empfängers, wird hierbei 

bewußt demagogisch ausgenutzt: Die Bezeichnung eines 

Andersdenkenden als »Rassist« oder »Sexist« soll dem 

Publikum suggerieren, der Betreffende betrachte An-
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gehörige fremder Rassen oder eines Geschlechts (meist 

des weiblichen) als minderwertig oder behandle sie un-

fair und im negativen Sinne des Wortes diskriminierend, 

selbst wenn dies keineswegs der Fall ist und seine ein-

zige »Sünde« darin besteht, hanebüchene linke Theorien 

nicht anerkannt zu haben. 

• S H O A H

Der Begriff »Shoah« wurde durch den gleichnamigen

Dokumentarfi lm von Claude Lanzmann von 1985 im

deutschen Sprachraum bekannt und ist seitdem in die

Sprache des Gutmenschentums eingegangen. Die mut-

willige Übernahme eines im Deutschen bis dahin nicht

bekannten hebräischen Begriffs, der so viel wie »großes

Unglück« oder »Katastrophe« bedeutet, soll offenbar

eine besondere Nähe zum »Opfervolk« suggerieren und

dessen Fragestellungen und Perspektiven als die einzig

legitimen erscheinen lassen.

Dabei liegt es in der Natur der Sache, daß unterschied-

liche Völker dieselben historischen Sachverhalte, auch 

diejenigen, die als solche, das heißt im Hinblick auf ih-

ren Tatsachengehalt, nicht strittig sind, unter verschiede-

nen Gesichtspunkten betrachten; daß Geschichtsbilder 

für Völker ungefähr das sind, was das Gedächtnis für die 

Einzelperson ist, insofern sie die Kontinuität eines Iden-

titätszusammenhangs ermöglichen; und daß Geschichts-

bilder infolgedessen naturgemäß partikular sind. 

Einen Konsens über Fakten kann die Geschichtswis-

senschaft, sofern man sie ungestört arbeiten läßt, durch-

aus stiften, wenigstens im Prinzip, ohne daß deswegen 
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schon von einem weltweit einheitlichen Geschichtsbild 

die Rede sein könnte. Ein solches Einheitsgeschichtsbild 

wäre eines, dem auch identische Fragestellungen, Kri-

terien und Sichtweisen zugrundelägen, und das mit der 

Partikularität der Geschichtsbilder auch das Gedächtnis 

der Völker löschen würde. 

Es ist daher ungeachtet der moralischen Motiva-

tion alles andere als harmlos, die eigene Geschichte mit 

fremden Augen zu betrachten und diese Fremdperspek-

tive bis in die Wortwahl hinein so zu privilegieren, daß 

schließlich vergessen wird, daß es so etwas wie eine ei-

gene Perspektive überhaupt geben könne. 

• S I N T I U N D R O M A

Der Austausch des traditionellen Begriffs »Zigeuner«

durch »Sinti und Roma« wird mit zwei Argumenten be-

gründet, die beide falsch sind:

Erstens habe jeder ein Recht darauf, so genannt zu 

werden, wie er genannt werden möchte; ein solches 

Recht hat es aber nie gegeben, wie wir selbst sehr schnell 

feststellen würden, wenn wir versuchen wollten, den 

Franzosen den Fehlbegriff »Allemands« (Alemannen) 

auszutreiben, der nur auf einen kleinen Teil der Deut-

schen (dafür aber auf alle Deutschschweizer und Elsäs-

ser) zutrifft . 

Zweitens sei »Zigeuner« ein abwertender Ausdruck. 

Das ist zutreffend, spiegelt aber lediglich jahrhunderte-

lange Negativerfahrungen mit dem betreffenden Volk 

wieder. Wenn nur noch das Wort »Roma« benutzt wird, 

die Erfahrungen mit den so bezeichneten Personen aber 
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wiederum negativ sind, wird »Roma« in fünf Jahren ge-

nauso negativ klingen wie »Zigeuner«. Überhaupt gehört 

es zu den Zwangsvorstellungen eines modernen Aber-

glaubens, sich einzubilden, man könne Einstellungen, 

die ihre Wurzeln in realen Sozialbeziehungen haben, da-

durch verändern, daß man die Worte verbietet, in denen 

sie zum Ausdruck kommen. Was Menschen ausdrücken 

wollen, das drücken sie auch aus, egal in welchen Worten. 

Eine Funktion erfüllt die Stigmatisierung traditionell 

gebräuchlicher und die Einführung neuer, »politisch 

korrekter« Ausdrücke aber in jedem Fall: Sie wirken als 

Geßlerhüte, die zu grüßen sind, und als Stolperfallen, vor 

denen man sich in acht nehmen muß. Wer sich, zumal 

als Prominenter, in der Öffentlichkeit äußert, muß an-

gesichts der jederzeit drohenden Skandalisierung selbst 

nichtigster Nonkonformitäten in der Wortwahl täglich 

an seine ideologischen Pflichten denken. Ein »falsches« 

Wort (das nicht selten das eigentlich treffende, politisch 

aber unerwünschte ist), versehentlich geäußert, setzt 

den Betroffenen den Verdacht der ideologischen Non-

konformität aus. 

Wenn er sich dann nicht den wortreichen und er-

niedrigenden Entschuldigungs-, Distanzierungs- und 

Selbstgeißelungsritualen unterwirft, die in solchen Fäl-

len vorgesehen sind (von wem eigentlich?) und im chi-

nesischen Stil »sozialistische Selbstkritik« übt, ist seine 

Karriere beendet. Aber selbst, wenn er es tut, hat er sich 

doch als jemand offenbart, der die zu bejahende Ideolo-

gie nicht hinreichend verinnerlicht hat und insofern ein 

unsicherer Kantonist ist. Wie sonst hätte es ihm unter-

laufen können, »Zigeuner«, »Neger« oder »entartet« zu 
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sagen? Diese Geßlerhut- und Stolperfallenfunktion er-

füllen die betreffenden Sprachregelungen freilich nur, 

solange sie vergleichsweise neu und daher noch nicht 

von jedermann verinnerlicht sind - weswegen fortlau-

fend für Nachschub an frischen Geßlerhut- und Stolper-

fallenwörtern gesorgt wird. 

• S O N D E R W E G , DEUTSCHER

Die These, daß Deutschland einen »Sonderweg« gegan-

gen sei, indem es, etwa im Vergleich zu Großbritannien

und Frankreich, demokratische Strukturen erst sehr spät

ausgebildet habe, ist nicht nur der Sache nach höchst an-

greifbar (das allgemeine Wahlrecht für Männer wurde

in Deutschland 1871 eingeführt, in Großbritannien 1918,

für Frauen in Deutschland 1919, in Großbritannien 1928),

sondern verweist auch auf eine schematisch-determini-

stische Geschichtsauffassung, wonach es eine gesetzmä-

ßige Entwicklung der Gesellschaft gebe. Diese Auffas-

sung ist unverkennbar marxistischer Herkunft .

Nach marxistischer Geschichtsauffassung hat der Ka-

pitalismus die »objektiv fortschrittliche« Funktion, her-

gebrachte Bindungen (Volk, Familie, Religion, aber auch 

Staat und jede Form traditioneller Autorität) zu vernich-

ten, weil nur dadurch die Voraussetzung für die freie As-

soziation aller geschaffen werden könne. Die Vernich-

tung der hergebrachten Bindungen muß und wird nach 

marxistischer Lehre im Weltmaßstab erfolgen, sofern 

der Kapitalismus sich frei entfalten kann. 

Unfahrplanmäßig im Sinne dieser Auffassung war 

aber die Existenz Deutschlands, genauer gesagt eines 
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politisch-sozialen Paradigmas, das Kapitalismus ermög-

licht und ihn sogar erfolgreich wirtschaften läßt, zu-

gleich aber hochkonservativ ist, indem es, etwa in Ge-

stalt der Sozialstaatlichkeit, nationale Solidarität stärkt 

und nicht schwächt; ein Kapitalismus, der nicht auf der 

Selbstauflösung des Nationalstaates aufbaut und, ge-

rade weil er nicht imperialistisch ist, auch nicht das Po-

tential hat, den ganzen Planeten einzubeziehen, wohl 

aber der von den angelsächsischen Ländern ausgehen-

den -*Globalisierung Einhalt zu gebieten. Deutschland 

stand dem »Fortschritt«, also dem ungehemmten Wu-

chern der kapitalistischen Globalisierung und zugleich 

der Auflösung von Nation und Kultur, im Weg und ist 

auch heute noch eine Gefahr für diese Auflösung: Dieses 

Projekt »Globalisierung« ruht politisch auf den beiden 

Säulen USA und EU, und wenn Deutschland aussteigt, 

bricht die zweite der beiden Säulen zusammen. 

Vom Standpunkt der marxistischen Geschichtsauf-

fassung ist der »Fortschritt« gerade in seinen destrukti-

ven Aspekten das Heilsnotwendige, gleichsam der nor-

male Gang der Geschichte, der nicht weiter erklärungs-

oder gar rechtfertigungsbedürftig ist. Der Widerstand 

dagegen, das Stehenbleiben oder das Abweichen vom 

Wege ist hingegen eine aktive Handlung; dies entspricht 

etwa der Perspektive eines Zugreisenden, aus dessen 

Sicht derjenige, der am Bahnsteig steht, derjenige ist, der 

sich bewegt, und zwar in die falsche Richtung, und mit-

hin einen »Sonderweg« einschlägt. 

Auf der Basis eines solchen Axioms ist den Befür-

wortern der ungehemmten Globalisierung ein Kunst-

stück möglich, das zunächst wie ein typisches linkes 
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Doublethink aussieht: nämlich gleichzeitig zu wissen 

und nicht zu wissen, daß der »dreißigjährige Krieg ge-

gen Deutschland 1914-1945« (Churchill) ein Krieg zur 

Durchsetzung des kapitalistischen Globalismus war, 

dessen Widersacher eliminiert werden mußte; gleichzei-

tig zu wissen und nicht zu wissen, daß der Nationalso-

zialismus Ergebnis einer fast 20jährigen Gesellschafts-

krise seit 1914 war, die letztlich auf den Versuch zurück-

ging, dieses Land von innen und außen zu zerstören; 

und demgemäß gleichzeitig zu wissen, daß Deutschland 

sich dreißig Jahre lang gegen den Versuch seiner Zerstö-

rung gewehrt hat, und dennoch den Nationalsozialis-

mus mitsamt Auschwitz als gleichsam autochthones Er-

gebnis spezifisch »deutscher Ideologie« und eines »deut-

schen Sonderweges« darzustellen. In dieser verkehrten 

Welt muß jede Abweichung vom a priori vorausgesetz-

ten Heilsweg geradewegs in die Hölle führen. Der Na-

tionalsozialismus darf daher auf keinen Fall eine Konse-

quenz dieses Heilswegs oder des durch ihn selbst indu-

zierten Widerstandes sein, nicht einmal unter anderem. 

Er muß, weil sonst der ideologische Geschichtsdetermi-

nismus erschüttert würde, die Konsequenz eines »deut-

schen Sonderweges« gewesen sein. 

• S T A M M T I S C H

»Stammtisch« ist eine Metapher für das einfache Volk,

»Stammtischparole« mithin eine Umschreibung für das,

was die meisten Menschen für richtig halten. Da aber

die meisten Menschen unverständlicherweise das, was

sie mit eigenen Augen sehen, für richtig halten, beinhal-
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tet die abfällige Verwendung des Begriffs »Stammtisch« 

die Aufforderung, den eigenen Augen nicht zu trauen, 

sondern sich die Theorieangebote der ideologieprodu-

zierenden Industrie zu eigen zu machen. Diese müssen 

zwangsläufig kompliziert sein - aber nicht etwa wegen 

ihrer Erklärungskraft, sondern weil der Versuch dieser 

Industrie, das offen zutage Liegende für nichtexistent 

zu erklären, nur auf der Basis weltfremder Annahmen 

möglich ist, die man ihrer Weltfremdheit wegen nur un-

ter Zuhilfenahme eines Gestrüpps von Hilfshypothesen 

aufrechterhalten kann. Aus der Sicht der Ideologen hat 

dies den Vorteil, einen so komplexen Theorieapparat zu 

erfordern, daß die weltfremden und daher nicht offenzu-

legenden Prämissen darin versteckt werden können. 

• S P R A C H W A N D E L

Ähnlich wie in dem Ausdruck -» »demographischer 

Wandel« wird das Wort »Wandel« in »Sprachwan-

del« häufig als Euphemismus verwendet. An sich ist der

Ausdruck »Wandel« wertneutral, und zweifellos gibt es

spontanen Sprachwandel, der weder als gut noch als

schlecht zu qualifizieren ist. Zum Euphemismus wird

der Begriff erst dort, wo offensichtliche Verfallstenden-

zen als »Wandel« bagatellisiert werden. Verfallstenden-

zen liegen dort vor, wo die Sprache an Präzision und Dif-

ferenzierungsfähigkeit einbüßt. Wer in der Formulie-

rung »Ich geh Schule« den Verfall nicht erkennen kann,

mag zu anderen Berufen taugen, zu dem des Germani-

sten aber nicht.
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• S T A A T S R A I S O N

Zur »Staatsraison« gehören traditionell ausschließlich

diejenigen Staatsinteressen, deren Nichtbeachtung die

Existenz und Souveränität des eigenen Staates gefähr-

den würde. Die BRD freilich scheint ein Gebilde zu sein,

deren Politiker ihren Ehrgeiz darin investieren, die ver-

meintliche Staatsraison mit allen möglichen Interessen

zu verbinden, nur nicht mit denen des Staates. Denken

wir an Wolfgang Schäuble, der 2009 - damals noch als

Innenminister - den denkwürdigen Satz prägte: »Ich

als Innenminister muß verhindern - das ist Staatsräson

Deutschlands -, daß eine neue Ausländerfeindlichkeit

entsteht.«57 

Der Innenminister glaubt, es sei Sache des Staates, 

seinen Bürgern ihre Gefühle, zum Beispiel Ausländer-

feindlichkeit, zu verbieten bzw. vorzuschreiben. Eine sol-

che Einstellung ist nicht etwa vordemokratisch - kein 

absolutistischer Monarch hätte sich je für einen Volks-

pädagogen gehalten -, sie ist totalitär. Die Bürger sol-

len mit allen Mitteln dazu gebracht werden, zu wollen, 

was sie sollen. Und das ist nicht nur ein Staats ziel - was 

schlimm genug wäre -, es ist Staats raison. Das heißt, der 

Staat muß Schäubles Ansicht nach, und zwar bei Strafe 

seines Untergangs, »verhindern, daß Ausländerfeind-

lichkeit entsteht«. Warum? Schäuble erläutert es: »Ich 

kann nicht, wie vor einer Woche in Vorarlberg, 25 Pro-

zent für eine rechtsextreme Partei ertragen.« 

Man sollte hellhörig werden, wenn ein Innenmini-

ster, also jemand, der über einen hochorganisierten be-

waffneten Machtapparat verfügt, sagt, er könne ein de-

mokratisch einwandfrei zustande gekommenes Wahl-
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ergebnis zugunsten einer rechtskonservativen Partei 

(denn eine solche, die FPÖ, ist hier gemeint) »nicht er-

tragen«. Wenn das Wort »Staatsraison« in einem sol-

chen Zusammenhang gebraucht wird, dann bedeutet 

dies mindestens, daß der Politiker, der es gebraucht, 

seine eigenen Machtinteressen und die seiner Partei mit 

der Staatsraison, seine Partei also mit dem Staat ver-

wechselt. So möchte Schäuble dies freilich nicht ver-

standen wissen: »Deutschland würde sofort in den Ver-

dacht geraten, es hätte aus den Erfahrungen der Nazizeit 

nichts gelernt.« 

Wenn man jetzt nicht gerade unterstellen will, die 

USA hätten Deutschland für den Fall eines rechtskon-

servativen Wahlerfolges eine Militärintervention an-

gedroht: Nüchtern betrachtet, ist der von Schäuble 

befürchtete »Verdacht«, in den Deutschland geraten 

könnte, nicht mehr als ein Imageproblem. Also nichts, 

was ernsthaft die »Staatsraison« tangieren würde, so-

fern man »Staatsraison« traditionell versteht. Bezeich-

nend ist freilich, daß bereits ein solches Imageproblem 

bei deutschen Politikern apokalyptische Ängste auslöst -

zumal wenn man bedenkt, daß dieses hypothetische 

Imageproblem gegebenenfalls aus dem Versuch resultie-

ren würde, das völlige legitime Eigeninteresse zu verfol-

gen, Masseneinwanderung zu begrenzen, um das eigene 

Staatsvolk und dessen Homogenität zu erhalten, also ein 

Ziel, das in der Tat aufs Engste mit der wirklichen Staats-

raison verknüpft ist. 

Noch bekannter, noch plumper, inhaltlich noch haar-

sträubender und noch offensichtlicher an anderen Inter-

essen als denen des Staates (ganz zu schweigen von de-
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nen des deutschen Volkes) orientiert ist allerdings das 

Diktum seiner Chefin Angela Merkel, die Sicherheit Is-

raels sei Teil der deutschen Staatsraison. 

Gewiß hat Deutschland ein gewisses Interesse an der 

Sicherheit Israels und eine Reihe von Gründen, Israel zu 

unterstützen. Die Existenz und Souveränität des deut-

schen Staates - und nur darum geht es, wo von Staatsrai-

son die Rede ist - würde freilich von einem Ende Israels 

nicht zwangsläufig tangiert. 

Allenfalls könnte man argumentieren, daß eine 

Flüchtlingswelle aus Israel, die zwangsläufig die Folge 

eines staatlichen Zusammenbruchs wäre, das ohnehin 

schon gestörte ethnische Gefüge Europas vollends aus 

dem Gleichgewicht bringen und damit das Ende der eu-

ropäischen Nationalstaaten beschleunigen würde; wer 

dies befürchtet - ja, der kann sich auf die Staatsraison 

berufen. Zugespitzt formuliert: Die NPD kann die Si-

cherheit Israels zum Teil der deutschen Staatsraison er-

klären, ohne die Konsistenz ihrer Ideologie preiszuge-

ben; die Kanzlerin kann es nicht. Aus deren Mund ist das 

Gerede von der Staatsraison bloß rhetorischer Overkill. 

Diese Feststellung hat nichts mit Sympathien oder 

Moral zu tun: Es ist einfach so. Fatal ist aber, wenn die 

Bejahung von im jeweiligen Zusammenhang unsinnigen 

Floskeln wie der von der »Staatsraison« zu einer Frage 

der Moral erklärt wird. Es handelt sich um eine exem-

plarische Illustration des BRD-»Diskurses«, der schein-

moralisches Engagement auf Kosten des besseren Argu-

ments prämiert. 

Schäuble und Merkel erweisen sich als typische Ver-

treter der politischen Klasse der BRD, insofern sie die 
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Orientierung an der Perspektive und an den Interes-

sen auswärtiger Mächte zum Hauptgesichtspunkt po-

litischen Handelns machen, hinter dem die wirklichen 

Staatsinteressen und die wirkliche Staatsraison zurück-

stehen müssen. Würde eine Einzelperson so denken und 

die eigenen Interessen gegenüber den - obendrein ille-

gitimen - Forderungen anderer hintanstellen, so würde 

man diese Person ohne weiteres für neurotisch gestört 

halten. Was Merkel und Schäuble »Staatsraison« nennen, 

ist also eine selbstzerstörerische Neurose, erhoben zur 

Staatsideologie. 

• S T A B I L I T Ä T S M E C H A N I S M U S , EUROPÄISCHER / E U R O -

R E T T U N G S S C H I R M 

Orwellsche Sprachverirrung. Besagt nicht weniger, als

daß systematische Inflationierung einer Währung, Auf-

kauf maroder Staatsanleihen durch die EZB, Kreditver-

gabe zu Schleuderzinsen und ungehemmtes Gelddruk-

ken Wege zur »Rettung« und »Stabilität« sind.

• S T A N D O R T D E U T S C H L A N D

Der österreichische Staatskanzler Metternich, der

grundsätzlich jede nationale Bewegung bekämpfte,

kommentierte einst die entstehende italienische Natio-

nalbewegung mit dem verächtlichen Satz, Italien sei bloß

ein geographischer Begriff. Von seinem Standpunkt als

Hüter des österreichischen Kaiserthrons war dies konse-

quent, denn nationale Bewegungen waren zugleich de-

mokratische Bewegungen, die die Nation als politisches
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Subjekt konstituieren und den Staat in die Verantwor-

tung gegenüber dem Volk nehmen wollten. Von Metter-

nichs Standpunkt aus betrachtet gab es im Grunde kein 

Volk, es gab bloß Untertanen, und die Länder, in denen 

diese Untertanen zufällig lebten, gehörten nicht ihnen, 

sondern dem Monarchen und waren aus dessen Sicht 

folglich rein geographische Begriffe. 

Zweihundert Jahre später haben sich die Begriffe ge-

ändert, nicht aber die Denkweise. Die Monarchen sind 

gestürzt, sofern sie nicht als dekoratives Ornament von 

Staaten fungieren, die sich als demokratisch verstehen. 

Heutige Herrscher gebieten nicht über Throne und Staa-

ten, sondern über internationale Großkonzerne, aber 

auch für sie gilt, daß Länder nichts mit den Völkern zu 

tun haben, die sie aufgebaut haben, sondern wirtschafts-

geographische Begriffe, nämlich »Standorte« sind. Die 

Politik huldigt diesen Herrschern, ihrem Vokabular und 

ihrer Denkweise. Es kommt auch ihren Zielen entgegen, 

vom eigenen Land in einer dürren Technokratensprache 

zu sprechen, die etwaige emotionale Assoziationen gar 

nicht erst aufkommen läßt. 

Wenn Deutschland vor allem ein Standort ist, kann 

die Politik diesen Standort ebensogut von Brüssel wie von 

Berlin aus verwalten und sich dabei stillschweigend von 

dem bißchen demokratischer Kontrolle emanzipieren, die 

im Nationalstaat wenigstens prinzipiell möglich ist. 

• STEREOTYP

Gehört zum sozialwissenschaftlichen Fachvokabular,

wird aber wissenschaftsintern unterschiedlich defi-
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niert. Im nicht fachspezifischen Sprachgebrauch wird 

das Wort »Stereotyp« fast ausschließlich negativ im 

Sinne von -»»Klischee« oder -»»Vorurteil« verwen-

det, um in stereotyper Weise mißliebige Feststellungen, 

die man nicht widerlegen kann, weil sie mindestens in 

einem statistischen Sinne richtig sind, als »Stereotype« 

abzuqualifizieren und dadurch vorzutäuschen, man 

habe ein Argument gegen ihre Richtigkeit vorgebracht. 

• TOLERANZ

»Toleranz« kommt vom lateinischen »tolerare« und

heißt so viel wie »dulden«, »ertragen«. Sobald zur To-

leranz aufgerufen wird, wissen wir also, daß das, was da

toleriert werden soll, etwas Unangenehmes ist, das man

sich nicht selbst ausgesucht hat und auch nicht ausge-

sucht hätte.

Eine Tugend ist Toleranz nur insofern, als in westli-

chen Gesellschaften Pluralität, etwa im Bereich politi-

scher Meinungen, wissenschaftlicher Hypothesen oder 

miteinander konkurrierender Unternehmen nicht nur in 

Kauf genommen wird, sondern ausdrücklich erwünscht 

ist, weil sie zugleich eine Konkurrenz um Problemlö-

sungsstrategien ist und dazu beiträgt, Entwicklungsdy-

namiken zu entfesseln. Die Kehrseite dieser notwendi-

gen Pluralität ist, daß zu ihrer Erhaltung Toleranz erfor-

derlich ist, die deswegen - aber eben nur deswegen und 

insofern - als Tugend gilt. 

Dies bedeutet nicht, daß jegliche Pluralität des Ver-

haltens in allen nur erdenklichen gesellschaftlichen Be-
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reichen automatisch wünschenswerte Folgen hätte, und 

es bedeutet erst recht nicht, daß es eine Tugend wäre, die 

Toleranz anderer Menschen mutwillig in Anspruch zu 

nehmen. Niemand wird behaupten, daß es eine Tugend 

sei, in öffentlichen Fahrstühlen zu urinieren, anderer 

Leute Autos zu beschädigen oder ihre Häuser mit Graf-

fiti zu beschmieren, andere zu beleidigen oder zu bedro-

hen, Abfall achtlos auf die Straße zu werfen, sich unge-

fragt in anderer Leute Wohnzimmern breitzumachen 

oder sich an ihren Bankkonten zu bedienen. Wir wür-

den es als Unverfrorenheit empfinden, wenn der Betref-

fende uns vorhalten würde, wir hätten dies gefälligst zu 

dulden, da Toleranz doch eine Tugend sei. 

Im öffentlichen Sprachgebrauch wird das Wort »To-

leranz« aber just in diesem Sinne verwendet: Da haben 

wir zu dulden, daß Fremde, die niemand eingeladen hat, 

sich ungebeten zwar (noch) nicht in unseren Wohnzim-

mern, wohl aber in unserem Land breitmachen (was in-

sofern dasselbe ist, als das eigene Land für ein Volk ge-

nau das ist, was für eine Familie die eigene Wohnung 

ist); wir haben zu dulden, daß ihr Verhalten sich nach 

den Maßstäben ihrer Herkunftsländer richtet, und wä-

ren es die Wertmaßstäbe einer gewalttätigen Machokul-

tur; wir haben zu dulden, daß religiöse und kulturelle 

Vorstellungen, auf deren Boden noch nie eine freiheitli-

che Demokratie gewachsen ist, weil diese Vorstellungen 

mit einer solchen unvereinbar sind, den Anspruch auf 

Gleichberechtigung erheben; wir haben diesen Werten 

diese Gleichberechtigung zuzugestehen; wir haben eine 

Masseneinwanderung zu dulden, die erkennbar keine 

->Bereicherung darstellt, es sei denn eine der Einwan-
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derer, sondern der erwähnten Selbstbedienung an unse-

ren Konten entspricht; und folglich haben wir auch die 

Existenz einer ganzen Industrie von - diesmal einhei-

mischen - Mitessern zu dulden, die ausschließlich da-

von leben, diese Zustände herbeizuführen, zu verwal-

ten, zu beschönigen, zu verteidigen und zu rechtfertigen 

und deren Kritiker der -»Into leranz zu bezichtigen und 

überhaupt auf jede nur erdenkliche Weise zu verleum-

den, zu drangsalieren, zu kriminalisieren und mund-

tot zu machen. Selbstredend nur im Namen einer »To-

leranz«, bei der unglücklicherweise und sozusagen als 

Kollateralschaden die einzige Form von Toleranz auf der 

Strecke bleibt, die zu praktizieren überhaupt eine Tu-

gend ist, nämlich die Toleranz gegenüber der Meinung 

des Andersdenkenden. 

• ÜBERFALL AUF POLEN

Kaum ein Geschichtsbuch, keine Fernsehsendung, erst

recht kein Zeitungsartikel, der in unserem Land den

Ausbruch des Zweiten Weltkriegs behandelt, kommt da-

bei ohne die Worthülse »Überfall auf Polen« aus.

Eine Worthülse ist dies deshalb, weil man unter ei-

nem Überfall einen überraschenden Angriff aus heite-

rem Himmel versteht, mit dem nicht gerechnet werden 

kann. Der deutschen Militäroffensive gegen Polen 1939 

aber gingen eine monatelange diplomatische Krise, Pro-

pagandaoffensiven beider Seiten, Dutzende von Grenz-

zwischenfällen, Pogrome gegen die deutsche Minder-

heit in Polen mit mehreren tausend Opfern (zu denen 

es keine Entsprechung in Deutschland gab) und nicht 
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zuletzt der britisch-polnische Beistands- (und Blanko-

scheck-)Pakt und der deutsch-sowjetische Nichtangriffs-

(und Teilungs-)Pakt voraus. Was am 1. September 1939 

begann, war wohl eine Militäroffensive, aber es war -

selbst wenn wir die Prämissen des faktenwidrigen, aber 

etablierten Geschichtsbildes als wahr akzeptieren!58 - ei-

nes ganz gewiß nicht-, ein Überfall. 

Es geht hier nicht um kleinkarierte Wortklauberei: 

Wenn ein so auffallend unpassendes Wort wie das 

vom »Überfall auf Polen« nicht nur irgendwann und 

von irgendwem versehentlich eingeflochten wird, son-

dern offenkundig Teil einer Sprachregelung ist, die un-

geachtet ihrer Dummhei t von niemandem in Frage ge-

stellt wird, dann ist dies bezeichnend für den Geistes-

zustand, in dem die meinungsbildenden Eliten ihre für 

uns alle bestimmten Texte verfassen: Die Angst vor der 

abweichenden Meinung, ja die Angst sogar vor einer -

womöglich bloß versehentlich - abweichenden Formu-

lierung, verdrängt jede andere wissenschaftliche und 

journalistische Erwägung, sogar die Angst vor dem Ver-

dacht der Inkompetenz und der daraus resultierenden 

Blamage. 

In einer solch gestanzten Floskelsprache teilt man 

nicht die Ergebnisse von Überlegungen, sondern einge-

paukte Glaubensartikel mit. An ihr ist abzulesen, daß 

der Diskurs der deutschen Öffentlichkeit über alles, was 

mit Hitler zusammenhängt , überhaupt nichts mit dem 

Selbstbild der Nation zu tun hat, die von sich so gerne 

behauptet, »aus der Geschichte gelernt« zu haben. Ein 

Volk, das in stalinistischer Manier die Kategorien Wahr 

und Unwahr mit denen von Gut und Böse vermengt und 
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sich an ein bis in die Formulierungen hinein vorgegebe-

nes Geschichtsbild klammert, zeigt, daß es selbst nach 

zwei totalitären Diktaturen mit dem Begriff des Totali-

tären noch nichts anzufangen weiß. 

Es muß als wahrscheinlich gelten, daß ein solches Volk 

auch noch einem dritten Totalitarismus anheimfällt. 

• V E R A N T W O R T U N G , BESONDERE

Wer von der »besonderen Verantwortung« Deutsch-

lands gegenüber Israel spricht, um damit eine proisraeli-

sche Politik zu begründen, schießt ein Eigentor und lei-

stet der Akzeptanz einer solchen Politik einen Bären-

dienst:

Bei Licht besehen handelt es sich um eine mit der Kol-

lektivschuldthese (-»historische Verantwortung) be-

gründete vermeintliche Verpflichtung zu israelfreund-

licher Politik. Wer so argumentiert, erweckt den Ein-

druck, er würde eine andere Politik betreiben, wenn er 

diese »besondere Verantwortung« nicht bejahte. Er sug-

geriert also, eine israelfreundliche Politik liege nicht im 

deutschen Eigeninteresse, vielmehr gebe es eine Ver-

pflichtung, diesem Eigeninteresse zuwiderzuhandeln. 

Aus dem Mund von Politikern, die einen Amtseid gelei-

stet haben, ihre »Kraft dem Wohle des deutschen Volkes 

[zu] widmen, seinen Nutzen [zu] mehren, Schaden von 

ihm [zu] wenden« (Art. 56 GG) kommt die Bejahung der 

»besonderen Verantwortung« folglich dem Eingeständ-

nis gleich, ihren Amtseid zu verletzen. 
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• V E R A N T W O R T U N G , HISTORISCHE

Aus der »historischen Verantwortung« Deutschlands

leiten Politiker das Recht und sogar die Pflicht ab, gegen

die Interessen des eigenen Landes zu handeln. Im Ge-

gensatz zur -»besonderen Verantwor tung, die mit dem

Holocaust begründet wird und lediglich im Verhältnis

zum Staat Israel gilt, bezieht sich die »historische Ver-

antwortung« auf weitaus größere Teile des etablierten

Geschichtsbildes und läßt für die fragwürdigen Lehren

aus diesem fragwürdigen Geschichtsbild59 einen weitaus

größeren Anwendungsbereich.

Dies führ t zum einen dazu, daß deutsche Politi-

ker, die fortwährend die »historische Verantwortung« 

Deutschlands (im Sinne von Schuld) betonen und sich 

damit gegenüber den gänzlich illegitimen Forderungen 

anderer Staaten erpreßbar zeigen, auch fortwährend von 

diesen erpreßt werden. 

Zum anderen liefert das Mantra von der »historischen 

Verantwortung« Deutschlands den idealen pseudomora-

lischen Vorwand für eine Politik der Selbstentmachtung 

zugunsten supranationaler Organisationen, der Selbst-

aufgabe zugunsten von massenhaft einwandernden 

Minderheiten, letztlich zur Abschaffung Deutschlands 

als eines souveränen Staates und Volkes. 

Politiker, die »Schuld« oder »Verantwortung« für 

Dinge empfinden, die sie nicht getan haben, tun gut 

daran, einen Psychotherapeuten aufzusuchen. Sie sind 

aber auf keinen Fall berechtigt, das Volk, dessen Nutzen 

zu mehren sie geschworen haben, für ihre Neurosen blu-

ten zu lassen. 
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• V E R A N T W O R T U N G , I M M E R W Ä H R E N D E

Die »immerwährende Verantwortung« Deutschlands,

eine der Standardfloskeln von Angela Merkel, geht über

die -»besondere und die -»historische Verantwortung

sogar noch hinaus. Bei letzteren könnte man noch an-

nehmen, daß die selbstproklamierte Pflicht, Buße zu

tun, genauer: die von Politikern proklamierte Pflicht,

das Volk Buße tun zu lassen, sich mit zeitlichem Ab-

stand zum Kriegsende abschwächt, um irgendwann zu

erlöschen. Wenn die Kanzlerin aber eine »immerwäh-

rende«, das heißt buchstäblich ewige Bußpflicht prokla-

miert, dann ernennt sie sich damit zur Hohepriesterin

einer Wahnreligion.

• 

• V E R F A S S U N G S S C H U T Z

Wäre der Verfassungsschutz das, was sein Name besagt,

nämlich eine Behörde, die die Verfassung schützt, dann

müßte er die politische Klasse, letztlich also seine eige-

nen politischen Vorgesetzten, und nicht etwa deren Kri-

tiker bespitzeln und in seinen sogenannten Berichten an

den Pranger stellen. Selbstverständlich tut er nichts der-

gleichen. Er ist ein Instrument der Regierung und daher

nicht befugt, sich um deren fortlaufenden Hochverrat zu

kümmern. Insofern unterscheidet er sich nicht von den

Inlandsgeheimdiensten anderer Länder, es sei denn da-

durch, daß deren amtliche Titel weniger Heuchelei be-

inhalten.
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• V E R H Ö H N U N G DER O P F E R

-»Opfer 

• VERGANGENHEITSBEWÄLTIGUNG

-»Aufarbeitung 

• V E R S C H W Ö R U N G S T H E O R E T I K E R

In der veröffentlichten Meinung der BRD ist der »Ver-

schwörungstheoretiker« fast schon so verrufen wie der

»Rechtsextremist«, der »Rassist«, der »Antisemit« oder

der »Fundamentalist«, nur mit dem Unterschied, daß er

eher als Narr denn als Verbrecher dargestellt wird.

Nun gibt es zweifellos Verschwörungstheorien, die 

man bereits aus erkenntnistheoretischen Gründen ab-

lehnen muß; insbesondere solche, die auf dem Zirkel-

schluß basieren, wonach die jeweils unterstellte Ver-

schwörung nur deshalb nicht beweisbar sei, weil sie so 

perfekt gewesen sei, daß es den Verschwörern gelungen 

sei, alle Beweise zu vernichten. Eine solche Logik, mit 

deren Hilfe man in der Tat unabhängig vom objektiven 

Wahrheitsgehalt alles und jedes beweisen könnte, ist of-

fenkundig defekt, und wer sie vertritt, darf sich nicht be-

schweren, wenn man ihn für verrückt hält. 

In der Sprache der BRD ist ein »Verschwörungstheo-

retiker« allerdings nicht etwa jemand, der solche Theo-

rien vertritt, sondern vielmehr einer, der behauptet, die 

westlichen Eliten strebten die Entmachtung der Natio-

nalstaaten, die Konzentration von Macht in den Händen 

supranationaler Organisationen, die Ermöglichung von 
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Massenmigration in noch größerem Umfang als bisher, 

die Majorisierung der Völker Europas in ihren eigenen 

Ländern durch Einwanderer, eine umfassende Meinungs-

und Gesinnungszensur, die Absicherung dieser Vorgänge 

durch supranationale Polizei- und Militärverbände, oder 

auch schlicht und einfach eine Neue Weltordnung an. 

Ein Verschwörungstheoretiker ist aus dieser Sicht also 

jemand, der besagten Eliten just jene Ziele unterstellt, zu 

denen auch sie selbst sich bekennen. Sie tun dies bei je-

der sich bietenden Gelegenheit, wenn auch in jener süß-

lich-euphemistischen PR-Lyrik, die Gegenstand des vor-

liegenden Buches ist, die aber, reduziert man sie auf ih-

ren sachlichen Kern, genau jene oben referierte Botschaft 

beinhaltet. Wer diese Botschaft aber mit kritischem Te-

nor und in klarer deutscher Prosa wiedergibt, sieht sich 

als Verschwörungstheoretiker abgestempelt. Daraus folgt 

denn auch, was als »Verschwörung« zu gelten hat: Eine 

Verschwörung ist nach offiziöser BRD-Definition eine 

Vorgang, bei dem die Verschwörer sich zu ihren Zielen 

und Absichten täglich im Fernsehen bekennen. 

• V E R S Ö H N U N G

Gehört 70 Jahre nach Kriegsende immer noch, und an-

scheinend sogar in zunehmendem Maße, zum Standard-

vokabular von BRD-Politikern. Jedoch:

Dort, wo die Versöhnung stattgefunden hat, wirkt 

ihre fortwährende Beschwörung abgedroschen und 

peinlich. Wo sie - auch nach 70 Jahren - immer noch 

nicht stattgefunden hat, wird sie niemals stattfinden. 
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• VOLKSVERHETZUNG

Der Tatbestand der Volksverhetzung (§ 130 StGB) erfaßt

bestimmte Äußerungen mit politischem Bezug. Für ei-

nen demokratischen Rechtsstaat sollte es sich von selbst

verstehen, sich bei der Bestrafung politischer Äußerun-

gen Zurückhaltung aufzuerlegen, zum einen wegen der

erheblichen Abgrenzungsprobleme - wo hört die Kritik

auf, wo beginnt die »Verhetzung«? -, zum anderen, weil

jeder Meinungsparagraph potentielle Handhaben liefert,

völlig legitime, der Regierung aber mißliebige Opposition

mundtot zu machen. Man sollte meinen, die BRD, die wir

bekanntlich für den freiesten Staat zu halten haben, der je

auf deutschem Boden existierte, sei hier besonders zurück-

haltend, habe also auch die liberalsten Meinungsgesetze.

Das deutsche Kaiserreich, das wir uns als den Inbe-

griff eines undemokratischen Obrigkeitsstaates vorstel-

len sollen, führ te den § 130 1872 ein. Bestraft wurde die 

Aufreizung zu Gewalttätigkeiten (und nur dies!) gegen 

eine Klasse. Die Regelung bestand damals aus 33 Wor-

ten.60 Dabei blieb es 88 Jahre lang. 

Die Adenauer-Republik, die uns als miefiges, reak-

tionäres Restaurationsregime verkauft wird, unter dem 

man kaum atmen konnte, änderte den Paragraphen i960, 

kam aber immer noch mit 60 Worten aus. 

Bestraft wurde nunmehr allerdings auch, wer »zum 

Haß gegen Teile der Bevölkerung aufstachelt, zu Gewalt-

oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordert oder sie be-

schimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet«. 

Diese Regelung hielt nur noch 34 Jahre. 

Unberücksichtigt ist dabei jene winzige Änderung, 

die die sozialliberale Koalition, jene legendäre Ban-
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nerträgerin einer liberalen, nicht-obrigkeitsstaatlichen 

Strafrechtsreform, 1975 einführte: Damals wurde die 

Möglichkeit abgeschafft, auf Geldstrafe zu erkennen, 

Freiheitsstrafe mithin zwingend vorgeschrieben. 

Die wiedervereinigte BRD, in die sich 17 Millionen 

Deutsche mitsamt ihrer DDR geflüchtet hatten in der 

Hoffnung, von staatlicher Meinungsgängelei frei zu wer-

den, verschärfte den Volksverhetzungsparagraphen er-

neut, und zwar 1994. Mit der Neuregelung wurde das 

Verbot der sogenannten Holocaustleugnung eingeführt 

(->Holocaustleugner) und zum ersten Mal in der Ge-

schichte der modernen Demokratie ein bestimmtes Ge-

schichtsbild unter Strafe gestellt. Außerdem wurde der 

Straftatbestand insofern ausgeweitet, als jeder, der nur 

irgendwie an der Verbreitung entsprechender Schriften 

beteiligt war, nunmehr ebenfalls belangt werden konnte. 

Folglich umfaßte die neue Regelung 290 Worte und war 

damit fast fünfmal länger als die von i960. 

Nach nur elf Jahren6 ' fand man auch diese Rege-

lung nicht mehr scharf genug: Ab 2005 wurde »bestraft, 

wer öffentlich oder in einer Versammlung den öffentli-

chen Frieden in einer die Würde der Opfer verletzenden 

Weise dadurch stört, daß er die nationalsozialistische 

Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, verherrlicht oder 

rechtfertigt« (§ 130 Abs. 4 StGB), und bereits auf den er-

sten Blick ist erkennbar, daß die mit jeder Neuregelung 

zunehmende Tendenz zum Gummiparagraphen auch 

hier fortgesetzt wurde: 

Was genau verletzt zum Beispiel »die Würde der Op-

fer«? Welche Aspekte des nationalsozialistischen Re-

gimes unterliegen einer Verurteilungspflicht? Nur die 
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mehr oder minder diktatorischen oder auch die Auto-

bahn? Nur die Autobahn oder auch die Müllabfuhr? Wo 

verläuft die Grenze zwischen historischer »Erklärung«, 

die notwendigerweise auch die Handlungsmotive der 

Akteure beleuchten muß, und »Rechtfertigung«? 

Die BRD war in der Zwischenzeit unbestrit ten zum 

toleranzphrasenreichsten Staat avanciert, der jemals auf 

deutschem Boden existiert hat, dafür war sein Opposi-

tionstotschlaggummiparagraph 130 mittlerweile bei ei-

nem Umfang von 342 Worten angekommen. 

Diesmal ließ die nächste Verschärfung nur noch 

sechs Jahre auf sich warten. 2011 trat, und zwar zum 

Zwecke der »strafrechtlichen Bekämpfung best imm-

ter Formen und Ausdrucksweisen von Rassismus und 

Fremdenfeindlichkeit« bzw. zur »Kriminalisierung mit-

tels Computersystemen begangener Handlungen rassi-

stischer und fremdenfeindlicher Art« eine Neuregelung 

in Kraft, die bereits keine nationale Regelung mehr war, 

sondern auf der Basis von EU-Beschlüssen und Euro-

paratsabkommen erfolgte.62 Von nun an war der Tatbe-

stand der Volksverhetzung nicht mehr, wie bisher, erst 

dann erfüllt, wenn eine ganze Gruppe »beschimpft, 

böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet« oder 

zum Gegenstand von Haß- und Gewaltaufrufen wurde; 

es genügte bereits, wenn ein Einzelner wegen seiner Zu-

gehörigkeit zu einer solchen Gruppe davon betroffen 

war. 

Der Rechtsschutz für den Betroffenen wurde da-

durch nicht verbessert, denn selbstredend war es schon 

zuvor als Beleidigung strafbar, jemanden zum Beispiel 

»Scheißtürke« zu nennen. 
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Volksverhetzung ist aber im Unterschied zu Beleidigung 

ein Offizialdelikt, d.h. der konkret Betroffene muß sich 

selbst gar nicht beleidigt fühlen, und er muß auch kein ei-

genes Interesse an der Strafverfolgung haben. Es genügt, 

daß irgendwer die Beleidigung hört und daraufhin An-

zeige erstattet. Die Staatsanwaltschaft muß dann ermitteln 

und gegebenenfalls anklagen. Beleidigung wird mit bis zu 

einem Jahr Haft geahndet, Volksverhetzung dagegen mit 

bis zu fünf Jahren. Es geht schlicht um Meinungszensur, 

verbunden mit einer Aufforderung an Denunzianten. Man 

wundert sich geradezu, daß nicht noch Belohnungen für 

»sachdienliche Hinweise« ausgesetzt werden. 

Es erübrigt sich beinahe schon, darauf hinzuwei-

sen, daß »Scheißtürke« als Volksverhetzung strafbar ist, 

»Scheißdeutscher« aber nur als Beleidigung. 

Ganz nebenbei sei noch erwähnt, daß das Bundesju-

stizministerium (damals unter Führung einer Ministe-

rin aus der liberalsten Partei, die je auf deutschem Boden 

existierte) dem Verfasser gegenüber noch wenige Monate 

vor der Gesetzesänderung leugnete, eine solche Ände-

rung zu planen (obwohl die Bundesregierung sich längst 

dazu verpflichtet hatte) und die Vorlage ohne große öf-

fentliche Aufmerksamkeit durch das Parlament peitschte. 

In seiner aktuellen Fassung ist der § 130 StGB nunmehr 

bei der stolzen Anzahl von 388 Worten angekommen. 

Die Textlänge des Volksverhetzungsparagraphen korre-

liert direkt mit dem mutwillig politisch herbeigeführten 

Wachstum nichtdeutscher Bevölkerungsgruppen. 

Angesichts dieses Sachverhalts und der folglich im-

mer schneller aufeinander folgenden Verschärfungen 

fragt man sich nur noch, wann die nächste fällig ist. 
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• VIELFALT

Mit dem Wort »Vielfalt« - das mit ähnlich naiver Selbst-

verständlichkeit positiv verwendet wird wie das Wort

- » b u n t « - ist in aller Regel die ethnische Vielfalt ge-

meint, das heißt die Umwandlung aller westlichen Län-

der in multiethnische Gesellschaften. Es geht also nicht

darum, in einer weitgehend homogenen Kultur ein paar

andersfarbige Akzente zu setzen und sie dadurch inter-

essanter zu machen; es geht nicht darum, Restaurants

mit exotischer Küche vor Ort zu haben, sondern ethni-

sche Gemengelagen herbeizuführen, wie sie etwa für den

Libanon, den Kongo oder das ehemalige Jugoslawien ty-

pisch sind oder waren.

Unter dem Stichwort »Vielfalt« wird die tatsächli-

che und schon immer vorhandene Vielfalt von Völkern 

und Kulturen bekämpft. Was entstehen soll, sind ethni-

sche Gemengelagen, die im gesamten Westen (denn die 

übrige Welt hält wenig von dieser »Vielfalt«) ungefähr 

gleich sein sollen, gemäß aller historischen Erfahrung 

nur zu ethnischen Spannungen bis hin zum Bürgerkrieg 

führen können und nach einem Konfliktmanagement 

schreien, das anders als durch eine Diktatur kaum zu be-

werkstelligen ist. 

Und so ist es nur folgerichtig, daß die erste Form von 

Vielfalt, die den selbstproduzierten Sachzwängen einer 

multiethnischen Gesellschaft zum Opfer fällt, die Viel-

falt der Meinungen ist. Was von früherer Liberalität ge-

blieben ist, ist ein enger Meinungskorridor, gesäumt von 

einfältigen, stereotypen Phrasen und bewacht von einer 

ganzen Armee offizieller und inoffizieller Meinungszen-

soren, die mit leidenschaftlichem Denunziantenehrgeiz 
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darüber wachen, daß Vielfalt und -»Toleranz hinrei-

chend gepriesen werden. 

• VORURTEIL

Unter einem Vorurteil versteht man traditionell den vor-

eiligen Rückschluß von einer generalisierenden Aussage

auf den Einzelfall.

In der Sprache der BRD dagegen ist die generalisie-

rende Aussage bereits als solche ein Vorurteil. Unter der 

Herrschaft der BRD-Ideologie formuliert ein »Vorurteil« 

nicht erst der, der zum Beispiel behauptet, alle Moslems 

seien radikale Islamisten (was in der Tat ein Vorurteil 

im traditionellen Sinne des Wortes wäre), sondern be-

reits der, der zutreffend darauf hinweist, daß es in sämt-

lichen islamischen Gesellschaften und eben auch in al-

len moslemischen Einwandergruppen im Westen radi-

kale Islamisten gibt, und daß dies nicht zufällig der Fall 

ist, sondern etwas mit den Eigenheiten der islamischen 

Religion und der Soziologie moslemischer Gesellschaf-

ten zu tun hat. 

Diesen Sachverhalt zur Kenntnis zu nehmen müßte 

freilich in der Tat dazu führen, die Masseneinwanderung 

von Moslems nach Europa zu stoppen, und zwar unab-

hängig von einem individuellen Verdacht, einfach auf-

grund einer zutreffenden statistischen Aussage, deren 

Mißachtung die innere Sicherheit des eigenen Landes 

gefährdet. Man kann und darf diese Konsequenzen, die 

man ziehen muß, auch tatsächlich ziehen. Entgegen ei-

ner weitverbreiteten Fehlannahme gibt es nämlich kein 

->Menschenrecht auf Migration in anderer Völker Län-

der. Es hat ein solches auch nie gegeben, weil seine Ver-
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wirklichung zur Zerstörung jener staatlichen Ordnungen 

führen müßte, die die Menschenrechte überhaupt erst 

gewährleisten können. Wo es keinen Rechtsanspruch 

gibt, ist es auch keine -»Diskriminierung, Einwande-

rung zu unterbinden oder einzuschränken, ganz egal, 

ob dies aufgrund allgemeiner Richtlinien oder aufgrund 

von Einzelentscheidungen geschieht, übrigens auch dann 

nicht, wenn es sich bei den Überlegungen, die solchen Re-

striktionen zugrundeliegen, tatsächlich um »Vorurteile« 

im pejorativen Sinne des Wortes handeln würde. Zur 

Souveränität gehört auch das Recht auf Irrtum. 

Auf der Alltagsebene sind Vorurteile so etwas wie die 

Statistik des kleinen Mannes: Sie halten sich höchstens 

so lange, wie die Erfahrung ihnen nicht widerspricht. So-

fern sie falsch sind, halten sie sich am ehesten, wenn es 

keine Gelegenheit gibt, sie zu überprüfen. Halten sie sich 

aber hartnäckig in sozialen Kontexten, in denen man 

ständig Kontakt mit Angehörigen der betroffenen Grup-

pen hat, die Überprüfung also möglich ist, so muß man 

davon ausgehen, daß sie eine zumindest grob zutreffende 

Generalisierung darstellen, und der Sozialwissenschaft-

ler, der selbst dann noch von »Vorurteilen« (im Sinne 

von Hirngespinsten und Zwangsvorstellungen) spricht, 

dürfte der Einzige sein, der solche tatsächlich hat. 

• W A N D E L , DEMOGRAPHISCHER

Die Geburtenraten der Völker Europas liegen seit lan-

gem unter dem zur Bestandserhaltung nötigen Wert,

und da die Politik die keineswegs -» alternativlose Ent-

scheidung getroffen hat, diese Tendenz nicht durch ge-
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eignete familien- oder sozialpolitische Maßnahmen um-

zukehren, sondern sie als Passepartout-Argument für 

eine Politik der offenen Grenzen zu benutzen, werden 

sie auch die Kontrolle über ihre eigenen Länder verlie-

ren. Sie werden, sofern nicht doch noch eine Umkehr 

stattfindet, zahlenmäßig weiterhin abnehmen, in den ei-

genen Ländern in die Minderheit gedrängt werden und 

schließlich verschwinden. 

Wer es fertigbringt, einen solchen Vorgang als »de-

mographischen Wandel« zu bagatellisieren, dürfte auch 

zynisch genug sein, den Tod eines Menschen »Gesund-

heitswandel« zu nennen. 

• WELT, BESSERE

Kann man etwas gegen eine »bessere Welt« haben?

Schwerlich. Man sollte nur aufmerksam hinsehen, was

einer im Schilde führt , der von der »besseren Welt«

träumt. Da die Welt, zumindest die soziale Welt, aus

Menschen besteht, laufen allzu viele Versuche, die Welt

zu »verbessern«, darauf hinaus, den Menschen umzuer-

ziehen. Stellt man dann fest, daß der alte Adam sich da-

gegen sträubt, in einen »Neuen Menschen« verwandelt

zu werden, so wird mit Druck nachgeholfen, und jeder

Mißerfolg, den man sich dabei einhandelt, hält als Ar-

gument her, nicht etwa die eigenen Prämissen zu über-

prüfen, sondern den Druck zu erhöhen, im Extremfall

so lange, bis man den totalitären Staat etabliert hat, der

seine Untertanen zwingt, sich so zu verhalten, wie es

von ihnen verlangt wird. Die Menschen werden dadurch

selbstredend nicht besser, die Welt schon gar nicht, nur
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die Leichenberge werden höher. Das Schicksal der Chi-

nesischen, der Russischen und der Französischen Revo-

lution, unter deren Initiatoren sich durchaus hochher-

zige Idealisten befanden, die wirklich von einer besseren 

Welt träumten, liefert reiches Anschauungsmaterial für 

die unmenschliche Kehrseite dieses Traums. 

• WELT, Z U S A M M E N W A C H S E N D E

Globalisierung 

• W E L T E T H O S

Das »Projekt Weltethos« des katholischen Häretikers

Hans Küng basiert auf der apodiktisch vorgetragenen

Behauptung, es könne »keinen Weltfrieden ohne Religi-

onsfrieden«63 geben. Das klingt griffig, ist aber Unsinn,

weil die einzige Religion, die eine Tendenz zu gewalttäti-

ger Selbstdurchsetzung hat und dadurch zu politischen

Konflikten führt , der Islam ist,64 Gefahren für den Welt-

frieden mithin nicht von der Religion schlechthin aus-

gehen.

Ein »Weltethos« läuft darauf hinaus, den kleinsten 

gemeinsamen Nenner zu suchen, der für alle Religionen 

noch irgendwie akzeptabel sein könnte und alle Glau-

bensartikel zu kassieren, in denen die einzelnen Religio-

nen einander widersprechen. Der Wahrheitsanspruch 

aller Religionen wird von vornherein preisgegeben, wenn 

ihre Inhalte sich nach noch so gutgemeinten politischen 

Erfordernissen (»Weltfrieden«) richten. Eine solche Reli-

gion, die nicht auf dem Anspruch basiert, transzendente 
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letzte Wahrheiten zu vertreten, ist überflüssig. Sie taugt 

bestenfalls dazu, die Anliegen von -»Gutmenschen, 
einschließlich der dahinterstehenden politischen Inter-

essen, mit pseudotheologischen Phrasen zu garnieren. 

Die Bereitschaft, die eigenen Glaubensgrundlagen zu 

relativieren und den eigenen Wahrheitsanspruch aufzu-

geben, existiert freilich nur bei Christen in dem Maße, 

daß dadurch die Existenz der eigenen Religion gefährdet 

wird. Auf jüdischer oder moslemischer Seite sind es al-

lenfalls Außenseiter ohne Einfluß auf den Mainstream 

der eigenen Glaubensgemeinschaft, die sich auf Küngs 

Vorstellungen anders als zu taktischen Zwecken einlas-

sen. Das »Weltethos« ist ein Projekt zur Abschaffung des 

Christentums (->Dialog, interreligiöser; -»Dialog mit 

dem Islam). 

• WELTOFFEN

->Offenheit 

• W E R T E DES G R U N D G E S E T Z E S

Das Grundgesetz, der Name sagt es schon, ist ein Gesetz

und enthält daher Normen, keine Werte. Gewiß liegen

ihm bestimmte Werte zugrunde, aber wenn politische

Beteiligungsrechte nur solchen Bürgern zugestanden

werden, die die »Werte des Grundgesetzes« bejahen,65 was 

im Umkehrschluß bedeutet, daß die Meinungsfreiheit für

Anhänger systemtranszendierender Ideologien nicht gel-

ten soll, so wird damit nicht nur ein eklatanter Verstoß

gegen die Normen des Grundgesetzes gefordert, zu denen
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sehr wohl die Meinungsfreiheit auch von -»Extremisten 
gehört, sondern auch eine sich selbst negierende, unlogi-

sche und daher falsche Position vertreten: Zu den zentra-

len Werten, die dem Grundgesetz zugrunde liegen, gehört 

die persönliche Autonomie in weltanschaulichen Fragen, 

insbesondere die Glaubens-, Gewissens- und Meinungs-

freiheit. Der Staat ist nicht berechtigt, seine Bürger zu ir-

gendwelchen Werten zu erziehen, und Rechtsfolgen darf 

er nur an Handlungen knüpfen, nicht an die Bejahung 

oder Verneinung solcher Werte, sprich an die Gesinnung. 

Tut er letzteres, so handelt er selbst jener Werteordnung 

zuwider, auf die er sich beruft. 

An die Rede von den »Werten des Grundgesetzes« 

sollte man sich auf keinen Fall gewöhnen. Sie muß es 

nicht in jedem Einzelfall sein, taugt aber in besonde-

rer Weise als Tarnfloskel, mit deren Hilfe politische 

Machthaber die Tatsache verschleiern können, daß sie 

mit den Normen des Grundgesetzes auf Kriegsfuß ste-

hen, und öffnet einem totalitären Staatsverständnis 

Tür und Tor. Es handelt sich um eine jener wohlklin-

genden Phrasen, mit denen der Weg in den Umerzie-

hungs-, Bevormundungs-, Zensur- und Gesinnungs-

staat gepflastert ist. 

• W E R T E G E M E I N S C H A F T , WESTLICHE

Die »westliche«, gelegentlich auch »transatlantische

Wertegemeinschaft« gehört zu den Standardfloskeln

deutscher Politiker. Diese Formulierung impliziert:

1. Wer den »Westen« (Europa, Nordamerika und Au-

stralien) als »Wertegemeinschaft« definiert und zu

2 2 1 



W E R T E G E M E I N S C H A F T , WESTLICHE 

diesen Werten nicht einmal das Christentum rech-

net, sagt damit zugleich, was dieser Westen nicht ist: 

Er ist insbesondere weder eine Kultur- noch eine Ab-

stammungsgemeinschaft. 

2. Deshalb kann und darf jeder dieser »Gemeinschaft«

beitreten (entweder individuell durch Migration oder

als ganzes Land durch Beitritt zu einer der einschlä-

gigen supranationalen Organisationen und Ausrich-

tung der eigenen Politik auf die Marschrichtung der

USA). Da es - zumindest im Prinzip - lediglich eines

unilateralen Bekenntnisses zu »Werten« bedarf, um

dazuzugehören, haben die bisherigen Mitglieder der

»Gemeinschaft« kein Recht, die eintretenden Perso-

nen und Länder abzuweisen.

3. Eine Wertegemeinschaft kann unbegrenzt ausge-

dehnt werden, und da es sich um Werte handelt, die

universelle Geltung beanspruchen, muß sie es sogar.

Das bedeutet, daß nicht nur niemand aus dieser Ge-

meinschaft ausgeschlossen werden darf, sondern daß

auch kein Land das Recht hat, sich gegen die zwangs-

weise Vereinnahmung zur Wehr zu setzen.

4. Es handelt sich um eine »Gemeinschaft« im deut-

schen Sinne des Wortes ( -»internat ionale Gemein-

schaft); das - ohnehin schwächere - englische Äqui-

valent »western Community of values/value Commu-

nity« findet sich im Netz wesentlich seltener als der

deutsche Ausdruck, und stammt, wo er vorkommt,

meist von deutschen Autoren. Damit sind aber die

dem deutschen Wort »Gemeinschaft« innewohnen-

den besonderen Solidaritätspflichten mitgedacht, die

angesichts der offenkundigen Führungsrolle der USA
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auf eine Unterwerfung unter deren Interessen und 

Strategien hinauslaufen. 

5. Da zu diesen Werten ausschließlich die säkularen

und liberalen Werte gerechnet werden, die allesamt

von den -»Menschenrech ten ausgehen und etwaige

Pflichten lediglich als Begrenzung dieser Rechte, also

rein negativ, auffassen können, erscheinen sittliche

Grundsätze, wie sie etwa im Christentum niederge-

legt sind, bestenfalls als notwendige Übel, derer man

sich, wo immer es irgend möglich ist, tunlichst entle-

digen sollte. Dasselbe gilt für jedes andere Ordnungs-

prinzip, das nicht von vornherein von den Rechten

der einzelnen Person ausgeht, insbesondere für die

Ordnungstraditionen einzelner Länder, die unter je-

weils unübertragbaren und unwiederholbaren Vor-

aussetzungen historisch gewachsen sind und sich

entsprechend bewährt haben, dem jeweils neuesten

(und von vergleichsweise winzigen Eliten definierten)

Stand der »westlichen Werte« aber möglicherweise

widersprechen.

6. Unter der Führung einer Supermacht, die zwar schon

unzählige Kriege, aber noch nie einen Verteidigungs-

krieg und nur selten einen Krieg mit halbwegs sau-

berer Begründung geführt, dafür aber das Kriegsvöl-

kerrecht (die Regeln des Ius ad bello wie in bello) oft

genug mit Füßen getreten hat, gehören zu den »west-

lichen Werten« jedenfalls nicht die Regeln, die dem

Völkerrecht zugrunde liegen, weder dem klassischen

noch dem neueren ( -»humani tä re Intervention).

Insbesondere gehört die Prinzipien der Staatensouve-

ränität und des Gewaltverbots nicht dazu.
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7. Da es sich weder um eine Kultur- noch um eine Ab-

stammungsgemeinschaft handelt, wird niemand hin-

eingeboren und kann deshalb zumindest im Prinzip je-

der nach dem Kriterium der politischen Botmäßigkeit

auch wieder ausgeschlossen werden. Zwar verpflich-

tet das Rechtsstaatsprinzip die westlichen Staaten (lä-

stigerweise) immer noch, auch Dissidenten Bürger-

rechte zu gewähren (oder sich bei ihrer Beschneidung

doch um gewisse Feigenblätter zu bemühen), aber mit

dem Prinzip der »Wertegemeinschaft«, dessen immer

stärkere Betonung sinnigerweise mit der Verstärkung

des -»Kampfes gegen Rechts, der Verschärfung des

Gesinnungsstrafrechts (-»Volksverhetzung) und der

Betonung der -»Werte des Grundgesetzes (statt sei-

ner Normen) korrespondiert, hat man die ideologi-

schen Voraussetzungen dafür gefestigt, das Prinzip

der Wertegemeinschaft nach innen zu kehren und die

Bürgerrechte von -»Extremisten, denen man nicht

nur -»kein Forum bieten, sondern für die es über-

haupt -»keinen Platz geben darf, zur Disposition zu

stellen, weil sie besagter »Wertegemeinschaft« (unter

anderem mit Imperialisten und Kriegstreibern) nicht

angehören.

W I L L K O M M E N S K U L T U R 

Es ist nicht ganz korrekt zu behaupten, daß unsere Po-

litiker vor allem lügen würden. Richtiger wäre es, von 

Täuschung zu sprechen: Sie benutzen Wörter, die einen 

bestimmten Inhalt haben, spekulieren aber darauf, daß 

dieser Inhalt nicht oder falsch verstanden wird. Wer den 
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ideologischen Nebel lichtet, der den tatsächlichen In-

halt ihrer Phrasen freundlich verhüllt, muß ihnen sogar 

zugestehen, daß sie bisweilen erstaunlich ehrlich sind, 

wenn auch nur auf ihre eigene verquere Weise. 

Nehmen wir das Wort von der Willkommenskultur, 

die Einwanderer in unserem Land vorfinden sollen und 

für deren Vorhandensein selbstredend die Deutschen 

verantwortlich sind. Das klingt menschenfreundlich 

(»Willkommen«) und kultiviert (»Kultur«) und sugge-

riert, daß ein Volk, das eine solche Kultur entwickelt, ei-

ner besonders hohen Moral anhängt. Was aber sagt uns 

dieses Wort, wenn wir diese emotionalen Konnotatio-

nen beiseite lassen? 

i. Es sollen möglichst viele Menschen einwandern,

sonst bedürfte es schwerlich einer ganzen »Kul-

tur«, sie »willkommen« zu heißen; dieser Auf-

wand wäre dann überflüssig.

z. Diese Menschen brauchen nicht zu beweisen,

daß sie für das deutsche Volk nützlich sind, viel-

mehr hat dieses Volk zu beweisen, daß es für die

Einwanderer nützlich ist.

3. Diese brauchen sich demgemäß nicht zu assimi-

lieren.

4. Sondern wir müssen uns an sie anpassen.

»Willkommenskultur« heißt also auf Deutsch, daß die 

Deutschen sich damit abfinden sollen, im eigenen Land 

zur Minderheit zu werden (1.), diesen Prozeß der ethni-

schen Verdrängung selbst zu bezahlen (2.), sich ihre Le-

benswelt umkrempeln zu lassen (3.) und anders zu leben, 

als sie es von sich aus tun würden und sich selbst ausge-

sucht hätten (4.). 
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• Z E I C H E N SETZEN

Der Ausdruck »Zeichen setzen« wird meist in Verbin-

dung mit einer ganzen Batterie von polemischen Wort-

hülsen aus der BRD-Sprache verwendet, die in diesem

Buch untersucht wird. Etwa in einem Aufruf unter dem

Titel »Vereint Zeichen setzen! Gegen -»Rassismus und

->Intoleranz«,66 in dem es unter anderem heißt:

»Im Herbst 2012 entstand die Idee zum >menschlichen

Schriftzugc Es erschien ein Bericht in der Wetterauer

Zeitung, in dem die Rede davon war, die Wetterau sei

eine Hochburg rechtsradikaler Umtriebe und daß diese

->rassistischen Einstellungen bis in der ->Mitte der

Gesellschaft anzutreffen seien. Und wie kann man be-

sonders viele Menschen erreichen? Durch Vereine, Or-

ganisationen und Firmen, die, durch eine in der Öffent-

lichkeit wirksame Aktion zeigen, daß in der Wetterau

->kein Platz für ->Rassismus ist. (...)

Am 15. Juni 2013 soll der Schriftzug -»>Respekt!< aus 

mindestens 1000-1500 Menschen nachgebildet werden. 

Die Fotoaktion findet im Rahmen einer Veranstaltung 

auf dem Messegelände in Nieder-Florstadt statt. Ver-

eine, Firmen und Organisationen können sich zu dieser 

Aktion anmelden um so, gemeinsam mit vielen anderen 

Menschen zu zeigen, daß in der Wetterau -»kein Platz 

für -»Rassismus ist. 

Die Aktion wird begleitet von einem attraktiven 

Rahmenprogramm mit zahlreichen Events. So können 

Sie beispielweise an der >-»Respekt! - ->Kein Platz 

für ->Rassismus<-Schilderaktion teilnehmen, sich an 

zahlreichen Infoständen zum Thema ->Rassismus, 

->Toleranz und -» Fremdenfeindlichkeit informieren 
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oder einfach einen schönen Tag auf dem Festplatz ver-

bringen.« 

Die Formulierung »Zeichen setzen« ist insofern ty-

pisch für die BRD-Sprache, als sie die tantenhafte Betu-

lichkeit des -»Gutmenschen-Stils mit unterschwelliger, 

aber desto giftigerer Aggressivität verbindet: 

Ein »Zeichen setzt« normalerweise der Hund, der 

sein Revier markiert, um andere Hunde fernzuhalten. 

Daß genau diese atavistische Grundbedeutung nicht 

etwa von mir hineininterpretiert wird, sondern genau 

den Intentionen der Zeichensetzer entspricht, erschließt 

sich aus der Formulierung -»»kein Platz für«. Wenn 

außerdem noch eingeräumt wird, daß man Einstellun-

gen bekämpfen will, die in der -»Mitte der Gesellschaft 

verankert sind, also keineswegs nur von -»Extremisten 

vertreten werden, dann geht es erkennbar nicht darum, 

eine kleine rechtsextreme Minderheit, sondern den Nor-

malbürger einzuschüchtern: Halt die Klappe, sonst wirst 

du aus der Gesellschaft verbannt! 

Es geht nicht um die Selbstverteidigung der libera-

len Demokratie: Dieser Aspekt kommt in dem ganzen 

kurzen Text (in dem aber sechsmal von Rassismus die 

Rede ist) kein einziges Mal vor. Ein solcher enthielte ja 

den Appell an die Eigeninteressen des Normalbürgers in 

der »Mitte der Gesellschaft« und liefe damit der Textab-

sicht zuwider, ihm die Vorstellung auszutreiben, er habe 

das Recht, solche eigenen Interessen zu artikulieren. Der 

Kampf gegen -»Fremdenfeindlichkeit verträgt sich 

derart hervorragend mit der Feindseligkeit gegen das 

eigene Volk, der Kampf für -»Toleranz so gut mit der 

Intoleranz gegen Andersdenkende, der -»Respekt für 
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Fremde so nahtlos mit der völligen Verachtung der eige-

nen Landsleute, daß die Vermutung unabweisbar ist, das 

jeweils Erstgenannte sei nur die gesichtswahrende Tar-

nung für das jeweils letztere. 

• ZIVILCOURAGE

Unter »Zivilcourage« versteht man traditionell die Be-

reitschaft, für eine gerechte Sache auch dann einzuste-

hen, wenn man damit bei der Obrigkeit aneckt und in

der Gesellschaft wenig Verständnis und noch weniger

Verbündete findet.

In der real existierenden BRD mit ihrer Orwell-

Sprache versteht man darunter das Gegenteil, näm-

lich öffentliche Bekenntnisse »gegen Intoleranz, Ras-

sismus, Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit« und 

so weiter abzulegen, also genau die Bekenntnisse, die 

von der Obrigkeit gefordert, belobigt und belohnt wer-

den, und mit denen man bis in die vorgestanzten For-

mulierungen hinein die eigene Konformität unter an-

derem mit sämtlichen Bundes- und Landesregierun-

gen, allen etablierten Parteien, den Gewerkschaften, 

Kirchen, Arbeitgeberverbänden und überhaupt mit al-

len gesellschaftlichen Großorganisationen bis hin zu 

Sportverbänden, sämtlichen etablierten Medien, den 

multinationalen Konzernen, der EU, der NATO und der 

UNO bekundet und sich wohldotierte Preise fü r »Zi-

vilcourage« nebst finanzieller Förderung für Projekte 

abholen kann, deren Zweck darin besteht, Andersden-

kende, die keine mächtigen Förderer und reichen Spon-

soren haben, zum Schweigen zu bringen. 
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Hat man damit Erfolg, hat man es also geschafft, daß 

mächtige Großbanken konservativen christlichen Orga-

nisationen die Konten kündigen, ein NPD-Mann nicht 

Schornsteinfeger wird, ein kleiner Verlag, der ohnehin 

nur durch die Selbstausbeutung von Idealisten existie-

ren konnte, endgültig ruiniert wird oder eine geneh-

migte und völlig legale Demonstration von 100 Leuten 

durch den -»Aufmarsch (hier paßt der Ausdruck) von 

loooo teils gewaltbereiten Gegendemonstranten nicht 

stattfinden kann, dann hat man beste Aussichten, vom 

Bundespräsidenten mit dem Bundesverdienstkreuz aus-

gezeichnet zu werden. Für Zivilcourage. 

• Z U W A N D E R U N G

Wer von »Zuwanderung« statt von »Einwanderung«

spricht, kann ebensogut von »Admigration« statt von

»Immigration« sprechen. Bei einem ungewohnten

Fremdwort würden die Adressaten allerdings womög-

lich nachschlagen, was es bedeutet, während umgekehrt

ein Fremdwort, das vertraut ist, keine spontanen Asso-

ziationen auslöst. Da ist es hilfreich, es bei der vertrauten 

Wendung zu verlassen, sofern man vermeiden möchte,

daß das Publikum nachdenkt.

Anders bei deutschen Wörtern: Neologismen wer-

den hier nach unbewußten Regeln verarbeitet und da-

her unter Umständen als solche gar nicht erkannt, lösen 

aber gleichwohl Assoziationsketten aus. Es ist ein Unter-

schied, ob jemand »herein-« oder »hinzukommt«, und 

daß der »Einwanderer« rein sprachlich mit dem »Ein-

dringling« und dem »Einbrecher« verwandt ist - die 
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ebenfalls »hereinkommen«, und zwar ungebetener-

weise -, liegt insofern in der Natur der Sache. 

Um solche Assoziationen - und wären sie noch so an-

gemessen - gar nicht erst aufkommen zu lassen, hat man 

den Neologismus »Zuwanderung« erfunden, der an den 

»Zusatz«, das »Zubrot« und die »Zulage« denken läßt, in 

jedem Fall aber die Assoziation erweckt, man bekäme 

hier etwas hinzu: inhaltlich also dieselbe Aussage wie 

die Phrase von der -»»Bereicherung«, aber subtiler ver-

borgen und daher weniger plump. 
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